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Oben: Noch fahren die Züge in Längsrichtung in den Stuttgarter Kopfbahnhof ein, nun wird quer dazu der neue Durchgangsbahnhof gebaut. 

Über die beiden Brücken gelangen während der Bauarbeiten die Fahrgäste von den „nach hinten“ verlegten Gleisen (im Rücken des 

Fotografen) zum Empfangsgebäude. Das Foto zeigt den Baufortschritt am 14. Oktober 2017. 

Unten: Blick auf die Neckarbrücke Bad Cannstatt nach dem 7. Taktschub am 21. März 2018 (links im Bild die bestehende Eisenbahnbrücke 

über den Neckar direkt nach dem Bahnhof Stuttgart-Bad Cannstatt und vor Einfahrt in den Rosenstein-Tunnel Richtung Stuttgart Hbf); 

Beide Fotos: Armin Kilgus / Bahnprojekt Stuttgart–Ulm e.V. 
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Leitartikel 

Halbzeit bei Stuttgart 21 

Realisierung erreicht 

Von Ulrich Grosse, 

Nahverkehrsberater, Tübingen. 

Seit Jahr(zehnt)en wird über Stutt-

gart 21 äußerst kontrovers diskutiert, 

informiert, demonstriert, geplant, 

geklagt und gestritten. Seit 8 Jahren 

wird aber auch gebaut und es werden 

die Rechnungen bezahlt. 

Die Idee, den 16-gleisigen Kopfbahn-

hof Stuttgart Hbf in einen 8-gleisigen 

Durchgangsbahnhof Stuttgart 21 

umzubauen, ist nunmehr fast 30 Jahre 

alt. Es handelt sich dabei keineswegs 

nur um eine punktuelle Maßnahme im 

Stuttgarter Stadtzentrum, sondern um 

die komplette Neuordnung des Bahn-

knotens Stuttgart mit insgesamt 55 

neu zu bauenden Streckenkilometern, 

wovon aufgrund der Topographie 

etwa 35 Kilometer in Tunnelstrecken 

verlaufen. 

Damit wurden zugleich frühere Über-

legungen ad acta gelegt, die die Funk-

tion eines Fernbahnhofs von Stuttgart 

etwa ins Neckartal nach Bad Cann-

statt verlagert hätten oder im Falle 

Ulms einen neuen Fernbahnhof in der 

Nähe von Dornstadt im Nordosten 

weit außerhalb von Ulm zum Inhalt 

hatten. Die Entscheidung, die Haupt-

bahnhöfe sowohl in Stuttgart wie in 

Ulm im Stadtzentrum zu belassen und 

beide Verkehrsknotenpunkte durch 

eine schnelle ICE-Linie auf der nach-

fragestarken Achse von Köln nach 

München zu bedienen, kann aus heu-

tiger Sicht nur als zukunftsweisend 

beurteilt werden, weil sich damit 

exzellente Ansatzpunkte bieten, diese 

Infrastrukturen auch im Zusammen-

hang mit den anstehenden Verkehrs-

verlagerungen attraktiv nutzen zu 

können. 

Zunächst eine Betrachtung von Stutt-

gart 21 aus Fernverkehrssicht: Wesent-

liche Zielsetzung ist die Beschleuni-

gung des Fernverkehrs auf der Achse 

Köln – Frankfurt Flughafen – Mann-

heim – Stuttgart – Ulm – Augsburg – 

München nebst Einführung eines 30-

Minuten-Takts zwischen Mannheim 

und München / Basel mit ICE-Zügen, 

wobei die Neubaustrecke Wendlingen 

– Ulm ein weiterer, jedoch mit Stutt-

gart 21 verbundener zentraler Bau-

stein ist. Es fehlt noch die Beschleu-

nigung der Verkehre im Großraum 

Frankfurt – Mannheim, sowie zwi-

schen Ulm und Augsburg, um die 

Streckenabschnitte Köln – Frankfurt 

Flughafen, Frankfurt Flughafen – 

Stuttgart und Stuttgart – Augsburg 

auf jeweils etwa 1 Stunde Fahrzeit zu 

bringen. Idealerweise würde sich 

damit aus dem Netz-Fixpunkt Köln 

(Nullknoten) ein solcher in Frankfurt-

Flughafen, in Stuttgart und in Augs-

burg ergeben, weitere Knoten würden 

in Ulm und München zustande kom-

men und damit eine hervorragende 

integrale Grundstruktur entlang der 

Achse Köln – München für anschlie-

ßende Fern- und Regionalverkehre 

bieten. Auch die West-Ost-Achse von 

Paris über Straßburg – Karlsruhe – 

Stuttgart – Ulm – Augsburg – Mün-

chen – Salzburg – Wien bis nach 

Bratislava profitiert von Stuttgart 21 

und der Neubaustrecke nach Ulm. 

 
Ulrich Grosse; 

Foto: Privatbild. 

Erstaunlicherweise wird Stuttgart 21 

von seinen Gegnern gerade auch 

deshalb bekämpft, weil durch Stutt-

gart 21 angeblich ein Integraler Takt-

Fahrplan (ITF) verhindert würde. 

Idealerweise sollten aus allen Landes-

teilen die Regionalverbindungen 

nacheinander in den Kopfbahnhof 

einrollen, zuletzt der Fernverkehr, 

welcher diesen als erster wieder ver-

lässt und danach wieder die Regio-

nalverkehre, so zumindest die Theo-

rie, um aus allen Richtungen und in 

alle Richtungen gegenseitige An-

schlüsse herstellen zu können. Auf-

grund der Gegebenheiten des Bahn-

netzes mit Verknüpfungen von Bahn-

strecken zirka 15 bis 25 Kilometer 

vor Stuttgart (zum Beispiel in Bietig-

heim-Bissingen, Waiblingen oder 

Plochingen) produzieren verschiede-

ne Anschlusskonstellationen im 

Stuttgarter Hbf nur geringen Kunden-

nutzen, erfordern jedoch bei der Viel-

zahl von regionalen Strecken, die 

nacheinander in den Hauptbahnhof 

einfahren und wieder ausfahren, ver-

gleichsweise lange Standzeiten. Die 

Konzeption von Stuttgart 21 setzt 

demgegenüber auf eine höhere Ange-

botsdichte von halbstündlich getakte-

ten Durchmesserlinien. Wenn bei-

spielsweise die ICE alle 30 Minuten 

pro Richtung verkehren und die regi-

onalen Durchmesserverbindungen um 

15 Minuten versetzt ebenfalls alle 30 
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Minuten, so kann ein Regionalzug 

den Zubringer zum folgenden ICE 

und zugleich den Abbringer aus dem 

zuvor angekommenen ICE bedienen 

— ohne längere Standzeiten und in 

angemessener, nicht zu knapper Um-

stiegszeit. Dadurch lassen sich die 

Vorteile des schnellen Fernverkehrs 

über Stuttgart 21 in die Metropol-

region weitergeben. Zugleich sind 

weniger Gleise ausreichend, die dafür 

intensiver frequentiert werden. 

Zur Neuordnung des Knotens Stuttgart 

gehört auch die Erkenntnis, dass das 

vor inzwischen 50 Jahren konzipierte 

S-Bahn-System mit seiner 2-gleisigen 

Stammstrecke zwischen dem Haupt-

bahnhof tief (Gleis 101/102) und Stutt-

gart Schwabstraße mit bis zu 26 Fahr-

ten pro Stunde und Richtungsgleis 

von den Zugzahlen her voll ausgelas-

tet ist. Aufgrund des starken Fahr-

gastwechsels in Stuttgart Hbf (tief) 

liegt dort sogar der neuralgische 

Punkt hinsichtlich der Kapazität der 

S-Bahn. Eine zweite Stammstrecke, 

wie sie derzeit in München umgesetzt 

wird, ist in Stuttgart auf lange Sicht 

unrealistisch, weshalb die Verbin-

dung von Stuttgart 21 auf die Filder 

zum Flughafenbahnhof quasi als 

Ersatz fungieren wird. Die Fahrzeit 

über diese zum Projekt Stuttgart 21 

zählende Neubaustrecke reduziert 

sich von heute 27 Minuten mit der S-

Bahn auf zukünftig rund 10 Minuten 

via Fildertunnel. Für den mit zirka 

130 000 Einwohnern bevölkerungs-

starken und von der Bahn bislang nur 

unzureichend erschlossenen Filder-

bereich wird sich mit dem Flughafen-

bahnhof ein neuer Verkehrsknoten 

entwickeln, der nachhaltig die S-Bahn-

Stammstrecke entlasten wird und 

gleichzeitig für deutliche Fahrzeitver-

kürzungen sorgen wird. Zusätzlich 

wird sowohl der Flughafen Stuttgart 

als auch die Messe Stuttgart und der 

Fernbushalt am Flughafen und den 

zwischenzeitlich eingerichteten 

Regio-Buslinien mit dem Flughafen-

bahnhof gut erschlossen, der überdies 

auch eine Stadtbahn-Anbindung er-

hält. Es entsteht damit im Süden 

Stuttgarts ein neues Drehkreuz des 

öffentlichen Verkehrs. 

Die vom Land entwickelte Angebots-

strategie mit halbstündlich vertakteten 

Durchbindungen in Stuttgart 21 führt 

dazu, dass aus allen in Frage kommen-

den Landesteilen direkte Verbindun-

gen zu diesem Verkehrsknoten am 

Flughafen Stuttgart entstehen werden, 

wodurch sich weitere Entlastungs-

funktionen, auch für Stuttgart 21, er-

geben werden, weil je nach Relation 

bereits am Flughafenbahnhof umge-

stiegen werden kann. Die angedachte 

Verlängerung der bisherigen S-Bahn-

Anbindung des Flughafens über die 

Filder in Richtung Neckartal wird die 

Funktion des Flughafenbahnhofs als 

neue Drehscheibe des öffentlichen 

Verkehrs im Stuttgarter Süden noch 

verstärken. 

Zurecht kritisiert wurden in der Ver-

gangenheit einige auf Kante geplante 

Infrastrukturen im Zusammenhang 

mit Stuttgart 21 wie etwa die Mitbe-

nutzung des nur zweigleisigen bislang 

ausschließlich der S-Bahn dienenden 

Flughafenbahnhofs durch die stündli-

chen IC-Verbindungen der Linie Stutt-

gart – Zürich oder der entsprechenden 

Metropolexpress-Verbindungen Rich-

tung Rottweil und Freudenstadt nebst 

der Anbindung der sogenannten 

Rohrer Kurve. Auch die nur eingleisig 

vorgesehene Wendlinger Kurve, über 

die der aufkommensstarke Raum Nür-

tingen – Reutlingen / Tübingen mit 

einer höhengleichen Einfädelung in 

die Neubaustrecke an den Flughafen-

bahnhof beziehungsweise Stuttgart 21 

angebunden wird, soll eventuell nun 

doch zweigleisig und damit leistungs-

fähiger ausgebaut werden. Diese Er-

weiterungen ergeben Sinn und hätten 

besser von Anfang an vorgesehen 

werden sollen. 

Im Zusammenhang mit dem Bau eines 

dritten Gleises am heutigen Flughafen-

bahnhof für die über die Gäubahn 

Singen – Rottweil – Böblingen in 

Richtung Stuttgart 21 fahrenden Züge 

beteiligt sich das Land zwar nicht 

direkt an den Mehrkosten des Flugha-

fenbahnhofs, hat jedoch die Umset-

zung seines Metropol-Express-

Konzepts (halbstündliche Regional-

express-Verbindungen im Bereich der 

gesamten Metropolregion Stuttgart 

außerhalb des S-Bahn-Kernnetzes) 

zugesagt, was zu deutlich höheren 

Trassenpreisumsätzen damit zu einer 

Refinanzierung der zusätzlichen Infra-

strukturen beitragen wird. Dieses 

Metropolexpress-Konzept stellt den 

elementaren Schlüssel zur Verlage-

rung des in und um Stuttgart extrem 

hohen Pkw-Verkehrsaufkommens auf 

den öffentlichen Verkehr dar und ist 

zugleich der wesentliche Kern des 

zukünftigen Angebots. 

Angesichts der zu erwartenden zahl-

reichen neuen Verkehrsverbindungen 

ab kompletter Umsetzung von Stutt-

gart 21 ist es sehr bedauerlich, dass 

sich die Umsetzung so in die Länge 

zieht. Mittlerweile ist offensichtlich, 

dass es im Jahr 2021 zu keiner Ver-

änderung des Status quo kommen wird 

und kaum jemand geht von einer 

Inbetriebnahme vor 2025 aus. Grund 

 
Intercity Stuttgart – Singen am 26. Mai 2017 auf der Gäubahn bei Herrenberg; 

Foto: DB AG / Benedikt Stahl. 
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hierfür sind neben dem nicht problem-

losen Stuttgarter Untergrund (Gips-

keuper, mineralwasserführende 

Schichten usw.) auch der Artenschutz, 

verschärfte Brandschutzbestimmun-

gen und auch eine fortwährende 

Opposition interessierter Kreise, die 

mutmaßlich alle ihnen zustehenden 

Rechtsmittel ausschöpfen werden, 

so dass insbesondere im Flughafen-

bereich noch keine Planfeststellungs-

beschlüsse in Sicht sind. Bei jeder 

sich bietenden Gelegenheit, zum Bei-

spiel bei notwendigen Eingriffen in 

Baumbestände, bei erhöhten Kosten-

prognosen, bei Verschärfungen ge-

setzlicher Vorschriften usw. wird die 

Diskussion gegen Stuttgart 21 erneut 

angeheizt, obgleich sich in der Volks-

abstimmung im November 2011 eine 

deutliche Mehrheit der Baden-Würt-

temberger für dieses Projekt ausge-

sprochen hatte. 

Immer wieder wird versucht, die Idee 

eines Ausstiegs aus dem Projekt 

Stuttgart 21 zu propagieren oder 

wenigstens eines Umstiegs mit Beibe-

haltung eines Teils des Kopfbahnhofs 

und dessen Bedienung aus dem Süden 

über die sogenannte Panoramabahn, 

die sich mit vielen Kurven und Gegen-

kurven und zu engen Tunneln von der 

Hochfläche des Gäus in die viel tiefer 

gelegene Stadtmitte Stuttgarts hinab 

windet. Auch wird kritisiert, dass 

Dieseltriebwagen in Stuttgart 21 nicht 

mehr verkehren dürfen. Diese Sicht-

weise scheint in der Vergangenheit 

stehen geblieben zu sein. 

Für die Zukunft des Schienenverkehrs 

sind schnelle und vor allem auch 

elektrifizierte Bahnlinien unerlässlich. 

So befasst sich die Politik zu Recht 

mit der möglichst raschen Elektrifi-

zierung weiterer Strecken, mit dem 

Ausbau von Direktverbindungen, mit 

der stärkeren Vertaktung des Bahn-

angebots und mit einer höheren Zu-

verlässigkeit und Verlässlichkeit des 

öffentlichen Verkehrs. Dies alles sind 

unverzichtbare Voraussetzungen, um 

eine Verkehrswende mit deutlich 

höherem Anteil des öffentlichen Ver-

kehrs und damit geringeren Umwelt-

belastungen durch den Verkehr zu 

schaffen. Das Projekt Stuttgart 21 

erfüllt all diese Zielsetzungen, wes-

halb sein Weiterbau möglichst zügig 

trotz der enormen Kosten verfolgt 

werden muss. 

Europäische 

Verkehrspolitik 

EU Verkehrsminister 

diskutieren das Straßenpaket 

In ihrer Sitzung am 04.und 05. De-

zember 2017 diskutierte der Rat der 

Europäischen Verkehrsminister auch 

das Straßenpaket (Europa in Bewe-

gung, siehe Folgen 109 und 110 der 

GRV-Nachrichten, je Seite 4), das die 

Kommission im Mai 2017 vorgelegt 

hatte. Zu den Themen gehören der 

Zugang zum Beruf des Kraftverkehrs-

unternehmers, der Marktzugang ein-

schließlich der Kabotage und die 

Arbeitsbedingungen der Fahrer mit 

Bestimmungen über die Entsendung 

von Arbeitnehmern sowie Vorschrif-

ten über die Lenk- und Ruhezeiten 

der Fahrer. 

„Bei mehreren Aspekten dieser Vor-

schläge haben wir erhebliche Fort-

schritte erzielt, aber es ist noch mehr 

zu tun, insbesondere in Bezug auf 

entsandte Fahrer und die Kabotage-

regeln. Ich hoffe, dass wir dank unse-

rer bisherigen Arbeit und der heutigen 

Aussprache bei diesen Vorschlägen 

beträchtliche Fortschritte machen und 

insbesondere in Bezug auf die noch 

offenen Fragen weiter vorankommen 

können“, sagte Kadri Simson, die 

Präsidentin des Rates und Ministerin 

für Wirtschaft und Infrastruktur von 

Estland, das bis Ende 2017 die EU 

Präsidentschaft ausübte (im 1. Halb-

jahr 2018 liegt sie bei Bulgarien). 

Weniger optimistisch reagierte der 

DIHK in Brüssel: „Eine Einigung ist 

noch längst nicht in Sicht. Sowohl bei 

der Frage der Ausgestaltung der Ent-

senderegeln für den Straßenverkehr, 

als auch bei der Frage der Neudefini-

tion der Sozialvorschriften lagen die 

Positionen noch weit auseinander. 

Einig war man sich aber, dass mehr 

und effektivere Kontrollen auf der 

Straße nötig seien. Dazu sei auch ein 

besserer Informationsaustausch der 

Mitgliedsstaaten und eine weitere 

Digitalisierung zum Beispiel bezüg-

lich der Frachtdokumente und der 

weiteren Verbreitung des digitalen 

Tachographen notwendig.“ 

Bei der Maut (Eurovignettenricht-

linie) unterstützten zwar alle Delega-

tionen grundsätzlich das Verursacher-

prinzip. Trotzdem wollten aber einige 

Delegationen zeitorientierte Vignetten 

statt streckenbasierter Abrechnungs-

systeme beibehalten. Auch die von 

der Kommission vorgeschlagene 

Ausweitung des Geltungsbereichs der 

Eurovignettenrichtlinie auf alle Fahr-

zeuge stieß teilweise auf Widerstand. 

Es sollten Fahrzeuge unter 3,5 Tonnen 

weiter ausgeschlossen bleiben und 

auch Busse sollten nicht unter die 

Richtlinie fallen. 

Anhörung zu den 

Auswirkungen des Brexit 

auf den Landverkehr 

Am 22. November 2017 organisierte 

der Ausschuss für Verkehr und Frem-

denverkehr des Europäischen Parla-

ments (TRAN) eine Anhörung zu den 

potenziellen Auswirkungen des Brexit 

auf den Landverkehr. Bereits am 

11. Juli 2017 hatte TRAN eine Anhö-

rung zu den Auswirkungen auf die 

Luftfahrtbranche durchgeführt (siehe 

Folge 109 der GRV-Nachrichten, 

Seite 42). 

„Beim gegenwärtigen Stand der Ver-

handlungen ist es schwierig die Aus-

wirkungen des Brexit zu bewerten“, 

sagte Libor Lochman, Exekutivdirek-

tor der Gemeinschaft der Europäischen 

Bahnen und Infrastrukturgesellschaf-

ten CER (Community of European 

Railway and Infrastructure Compa-

nies). „Wenn der Brexit einen plötzli-

chen Ausstieg aus der EU bedeutet, 

ohne eine Vereinbarung der Parteien 

für die Zeit nach dem Brexit oder eine 

Übergangsvereinbarung, habe ich 

keinerlei Zweifel, dass die Auswir-

kungen auf den Schienensektor sehr 

herausfordernd sein werden. 

Alle weiteren Sprecher aus dem Eisen-

bahnbereich waren sich einig, dass 

ein harter Brexit für die Branche sehr 

herausfordernd sein wird. Um die 

Risiken für die Eisenbahn zu begren-

zen nannte Lochman fünf zentrale 

Prioritäten: 

 Der Zugang von Betreibern aus 

dem Vereinigten Königreich (VK) 

zum Markt der EU genauso wie 

für Betreiber der EU zum Markt 
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des VK muss auf der Basis sym-

metrischer Bedingungen garantiert 

werden. 

 Die Arbeitnehmerfreizügigkeit 

zwischen dem VK und der EU 

sollte möglichst weitgehend bei-

behalten werden. 

 Die Harmonisierung technischer 

Regeln und der Prozess der gegen-

seitigen Anerkennung im Euro-

päischen Eisenbahnbinnenmarkt 

sollte entsprechend dem Weg des 

Technischen Pfeilers des vierten 

Eisenbahnpakets fortgesetzt wer-

den, gleichzeitig aber eine gewisse 

Flexibilität bei der Anwendung 

auf nicht EU-Mitglieder berück-

sichtigt werden. 

 Zwischen dem VK und Irland 

sollte im Personenverkehr ein 

einheitliches Reisegebiet und im 

Schienengüterverkehr ein naht-

loser Grenzverkehr eingerichtet 

werden. 

 Im Bereich der Europäischen 

Forschung und Innovation sollte 

es geeignete technische, rechtliche 

und finanzielle Möglichkeiten ge-

ben, damit Betreiber, Hersteller 

und Forschungsinstitute des VK 

Beiträge zu den EU Programmen 

erbringen können. 

European Railway Award 

2018 an Gotthardbasistunnel 

verliehen 

Am 20. Februar 2018 haben in Brüssel 

die Gemeinschaft der Europäischen 

Bahnen und Infrastrukturgesellschaf-

ten CER (Community of European 

Railway and Infrastructure Compa-

nies) und der Verband der europäi-

schen Bahnindustrie UNIFE (Union 

des Industries Ferroviaires Europé-

ennes) vor über 500 Gästen den 

Railway Award 2018 verliehen, an 

den sich der traditionelle Jahresemp-

fang der beiden Verbände anschloss. 

Stellvertretend für alle Mitarbeiten-

den bei Bau und Inbetriebnahme des 

Gotthardbasistunnels nahmen Peter 

Jedelhauser (SBB) und Renzo Simoni 

(ehemals Vorstand AlpTransit Gott-

hard AG) den European Railway 

Award 2018 entgegen. 

Seit seiner Inbetriebnahme im Dezem-

ber 2016 bringt der Gotthardbasis- 

tunnel auf der wichtigsten europäi-

schen Güterverkehrsachse (Korridor 

Rhein-Alpen) Güter und Menschen 

schneller und zuverlässiger zusam-

men. Die Jury begründete ihre Wahl 

unter anderem mit der überragenden 

verkehrspolitischen Rolle, die der 

Tunnel für den transalpinen Güter-

verkehr in Europa spielt. 

CER-Exekutivdirektor Libor Loch-

man betonte: „In der Schweiz gibt es 

ein klares Bekenntnis von Öffentlich-

keit und Politik, Güter von der Straße 

auf die Schiene zu verlagern. Der 

Gotthardbasistunnel ist Teil dieses 

Plans und von großem Wert für die 

europäischen Bürger.“ Philippe Cit-

roën, Generaldirektor UNIFE fügte 

an: „Der längste Eisenbahntunnel der 

Welt ist nicht nur ein Beispiel heraus-

ragender europäischer Ingenieurs-

kunst. Durch die Überwindung geo-

grafischer und infrastruktureller Hin- 

Spendenaufruf 
Die GRV-Nachrichten werden über-

wiegend aus Spenden finanziert; sie 

beanspruchen den größten Teil des 

Budgets. Zur Fortsetzung ihrer Arbeit 

bittet die GRV daher weiter um Spenden. 

Bankverbindung: 

IBAN = DE47 3005 0110 0045 0046 52 

BIC = DUSSDEDDXXX 

Verwendungszweck: „steuerbegünstigte 

Spende für verkehrswiss. Arbeiten“. 

Die Gesellschaft für Rationale Verkehrs-

politik e.V. ist als gemeinnützig 

anerkannt. Sie erhalten (sofern wir Ihre 

Adresse kennen — bitte gegebenenfalls 

mitteilen) zeitnah und unaufgefordert eine 

Spendenquittung für das Finanzamt. 

dernisse zeigt uns der Tunnel, wie der 

Eisenbahnverkehr eine entscheidende 

Rolle in einer leistungsfähigen und 

ökologisch nachhaltigen europäischen 

Wirtschaft spielen kann.“ 

Der European Railway Award wird 

seit 2007 vergeben. Bisherige Schwei-

zer Preisträger sind Alt-Bundesrat 

Moritz Leuenberger (2009, siehe 

Folge 83 der GRV-Nachrichten, Leit-

artikel und Bericht auf Seite 9) sowie 

der ehemalige Vorstandsvorsitzende 

der SBB, Benedikt Weibel (2013, 

siehe Folge 96 der GRV-Nachrichten, 

Seite 4). 

Die Preissumme von 10 000 Euro 

haben Jedelhauser und Simoni an 

gemeinnützige Institutionen über-

geben: der Stiftung Personalfonds der 

SBB und der Stiftung für Integration 

von Menschen mit Behinderung in 

Graubünden ARGO. 

Violeta Bulc, Verkehrskommisarin 

der EU, betonte, „dass der Verkehrs-

sektor eine zentrale Rolle spielen 

muss beim Übergang zu einer inte-

grierten und intelligenten Mobilität 

mit niedrigen Emissionen.“ Sie rief 

alle Verantwortlichen dazu auf „ihre 

Kooperation zu intensivieren um die 

Qualität des Angebots zu verbessern 

und die Wirkung öffentlicher Investi-

tionen in die Schieneninfrastruktur zu 

demonstrieren.“ 

Als Vertreterin des Europäischen 

Parlaments (EP) unterstrich die Präsi-

dentin des Verkehrsausschusses, 

Karima Delli „2018 ist ein besonders 

herausforderndes Jahr für den Eisen-

bahnsektor der EU. Es gibt den ge-

 
Verleihung des European Railway Award 2018 am 20. Februar 2018 in Brüssel an den 

Gotthardbasistunnel. Von links: Philippe Citroën, Generaldirektor UNIFE; die beiden 

Preisträger Renzo Simoni (ehemals Vorstandsvorsitzender Alp-Transit Gotthard AG) und 

Peter Jedelhauser (SBB) sowie CER-Exekutivdirektor Libor Lochman; 

Foto: Julie de Bellaing. 
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meinsamen Willen der Europäischen 

Kommission und des EP den Perso-

nen- und Güterverkehr zu fördern, um 

den Verkehr kohlenstofffrei zu ma-

chen und Europas Bürger besser 

miteinander zu verbinden. Aber die-

ser Übergang wird nur möglich sein, 

wenn wir das vierte Eisenbahnpaket 

zum Nutzen der Passagiere und der 

Mitarbeiter der Eisenbahnen umsetzen 

und wenn sich Passagiere durch die 

gegenwärtig in Neufassung befindli-

che Richtlinie zu den Fahrgastrechten 

besser geschützt fühlen. Auch das 

Thema Brexit wird die Bahngemein-

schaft beschäftigen. Wir haben ge-

waltige Diskussionen vor uns und ich 

danke der CER und UNIFE für die 

neue Folge des European Railway 

Award.” 

Verkehrspolitik in 

Deutschland 

Verkehrspolitische Aussagen 

im Koalitionsvertrag 

So lange haben in der Bundesrepublik 

Deutschland Koalitionsverhandlungen 

noch nie gedauert. Zunächst hatten 

die Unionsparteien mit der FDP und 

Bündnis ’90 / Die Grünen Sondie-

rungsgespräche geführt, diese wurden 

jedoch knapp zwei Monate nach der 

Bundestagswahl ergebnislos beendet. 

Es schloss sich eine schwierige Phase 

an, in welcher Bundespräsident Frank-

Walter Steinmeier insbesondere die 

SPD stark darauf drängte, doch in 

Koalitionsverhandlungen mit CDU 

und CSU einzutreten; die SPD hatte 

sich eigentlich bereits am Wahlabend 

— nach dem Wahlergebnis und den 

Erfahrungen der vergangenen Legis-

laturperiode — festgelegt, in die Op-

position gehen zu wollen. Die eigent-

lichen Koalitionsverhandlungen dau-

erten nur knapp zwei Wochen (vom 

26. Januar bis zum 07. Februar 2018). 

Zuvor war schon im Januar knapp eine 

Woche sondiert worden. Hinzu kamen 

aber auch noch zwei Sonderparteitage 

der SPD und eine Urabstimmung der 

Mitglieder. 

Die alten und neuen Koalitionsparteien 

kamen zu dem Ergebnis, dass sich die 

früher gesetzten Ziele zur Reduktion 

des Kohlendioxid-Ausstoßes für das 

Jahr 2020 nicht einhalten lassen wer-

 
Im Schienenverkehr strebt die neue Regierung eine Verdoppelung der Nutzung bis zum Jahr 2030 an, sowohl im Personen- 

als auch im Güterverkehr. Dazu soll unter anderem bis zum Jahr 2025 das Streckennetz zu 70 Prozent elektrifiziert sein. 

Hier im Bild: Letzte Arbeiten an der Oberleitung der Neubaustrecke Erfurt – Leipzig / Halle (VDE8.2) nahe Halle (Saale) 

vor Einschalten des Stroms am 25. August 2014; 

Foto: DB AG / Frank Kniestedt. 
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den. Hierzu ist anzumerken, dass zum 

Zeitpunkt dieser Festlegungen von 

einem langsameren Ausstieg aus der 

Kernenergie ausgegangen wurde. 

Insofern haben sich die Prämissen seit 

der damaligen Festlegung erheblich 

verändert. Nun möchten die Koalitio-

näre die Differenzen zu den Zielen 

2020 möglichst klein halten, und die 

Ziele für das Jahr 2030, auch gesetz-

lich verankert, definitiv erreichen — 

„Dies soll unter Beachtung des Ziel-

dreiecks Versorgungssicherheit, Sau-

berkeit und Wirtschaftlichkeit sowie 

ohne Strukturbrüche realisiert wer-

den“. Die Reduktionsziele sollen von 

jedem Energieverbrauchssektor ein-

zeln erreicht werden — auch im Ver-

kehrssektor! 

In der Verkehrspolitik stehen große 

Investitionen im Vordergrund, um 

leistungsfähige Netze zu gewährleis-

ten. In diesem Rahmen ist eine um-

weltgerechtere Abwicklung des Ver-

kehrs angestrebt, ohne diesen einzu-

schränken. 

Im Schienenverkehr strebt die neue 

Regierung eine Verdoppelung der 

Nutzung bis zum Jahr 2030 an, so-

wohl im Personen- als auch im Güter-

verkehr. Dazu soll unter anderem bis 

zum Jahr 2025 das Streckennetz zu 

70 Prozent elektrifiziert sein. Die 

Deutsche Bahn AG soll als integrierter 

Konzern bestehen bleiben, eine Priva-

tisierung wird abgelehnt. In der Rolle 

als Eigentümer der DB AG soll der 

Bund nicht die Maximierung des 

Gewinns, sondern eine „sinnvolle“ 

Maximierung des Verkehrs auf der 

Schiene in den Vordergrund rücken. 

Entsprechende Ziele sollen in die 

Satzungen des Gesamtkonzerns und 

der Infrastrukturtöchter geschrieben 

werden. Entsprechend sollen die 

Vorstände auf diese Ziele verpflichtet 

werden. Die für den Schienenverkehr 

zuständige Fachabteilung des Bundes-

verkehrsministeriums und deren nach-

geordnete Behörden sollen strukturell 

und personell gestärkt werden, dazu 

soll ein hochrangiger Beauftragter der 

Bundesregierung für den Schienen-

verkehr eingesetzt werden (Pressebe-

richten zufolge soll diese Aufgabe der 

Parlamentarische Staatssekretär im 

Bundesverkehrsministerium, Enak 

Ferlemann, zusätzlich zu seinem Amt 

übernehmen). 

Den kompletten Koalitionsvertrag 

(179 Seiten) veröffentlichen wir im 

Supplement (siehe dazu auch die 

Hinweise auf Seite 42); darin haben 

wir die den Verkehr betreffenden 

Kapitel farblich hervorgehoben. 

Aussagen zum Verkehr finden sich 

auch in vielen weiteren Kapiteln 

(jeweils insbesondere mit Themen der 

Digitalisierung); diese Stellen haben 

wir (sofern wir nicht die eine oder 

andere Passage übersehen haben) 

ebenfalls farblich markiert. 

Politik ist die Kunst des 

Machbaren 

Ein Kommentar von 

Wolfgang Dietrich Mann, Bochum 

Stellvertretender Vorsitzender und 

Geschäftsführer der GRV Gesellschaft 

für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Wie will man einen Koalitionsvertrag 

aus verkehrspolitischer Sicht bewerten, 

wenn bei allen drei beteiligten Parteien 

— CDU, SPD und CSU — in den 

Wahlprogrammen zuvor andere 

Themen als das Verkehrswesen die 

Hauptrollen gespielt haben? Auf jeden 

Fall sollte man sich hüten, dabei den 

Wahlkampf anderer Parteien fortzu-

setzen. 

Alles in allem lässt der Koalitionsver-

trag aufhorchen, insbesondere was 

alles zur Stärkung des Schienenver-

kehrs angestrebt wird. Hier wird 

lediglich darauf zu achten sein, dass 

die versprochenen Maßnahmen auch 

umgesetzt werden. Zu gut ist noch in 

Erinnerung, dass beispielsweise die 

rot-grüne Koalition 2002 (Kabinett 

Schröder II) eine Senkung der Mehr-

wertsteuer auf den ermäßigten Steuer-

satz auch für Fahrkarten über 50 Kilo-

meter Reiseweite versprach; dieser 

Vorschlag wurde dann aber nicht um-

gesetzt, weil zwischenzeitlich einige 

maßgebliche Abgeordnete einen ziem-

lichen Hass gegenüber dem damaligen 

Bahnchef Hartmut Mehdorn entwickelt 

hatten (formell begründet wurde es 

mit der polemischen Bemerkung, man 

wolle den künftig privaten Aktionä-

ren keine Geschenke machen…). 

Natürlich muss jeder Detailvorschlag 

in den anstehenden parlamentarischen 

Verhandlungen diskutiert und konkre-

tisiert werden, und vielleicht nimmt 

man dann auch von dem einen oder 

anderen Vorschlag wieder Abstand zu-

gunsten sinnvollerer und wirksamerer 

Ideen. Beim Deutschlandtakt muss 

man aufpassen, dass man keine Infra-

struktur baut, die nicht mit den weiter-

entwickelten Geschäftsmodellen der 

Eisenbahn-Unternehmen zusammen-

passt. Vermutlich müssen hier noch 

über die „Umorientierung“ der poli-

tisch vorgegebenen Unternehmens-

ziele des DB-Konzerns hinausgehende 

ergänzende Regelungen gefunden 

werden (zum Beispiel ein Wiederauf-

greifen des ermäßigten Mehrwert-

steuersatzes zumindest für systemisch 

vertaktete Verkehrsnetze, differen-

zierte Trassenpreise usw.). Eine gene-

relle Absenkung der Trassenpreise 

(„Schienen-Maut“) ist indes eher 

nicht angesagt. Für den Schienengü-

terverkehr, wo sie bereits beschlossen 

ist, ist die Absenkung absolut sinnvoll 

und notwendig. Im Schienenpersonen-

fernverkehr ist hingegen auf jeden Fall 

eine differenzierte Betrachtung erfor-

derlich. Auf einigen Strecken, auf 

denen schon mehrere Unternehmen 

parallel zueinander fahren, ist offen-

sichtlich die Markttragfähigkeit groß 

genug, um die aktuellen Trassenpreise 

zu erwirtschaften. Auf Strecken, auf 

denen sich die Bundespolitik Angebote 

im Schienenpersonenfernverkehr 

wünscht, diese aber derzeit fehlen, weil 

sie offensichtlich nicht wirtschaftlich 

sind, könnte mit einer gezielten Tras-

senpreissenkung stimuliert werden. 

Für den Schienenpersonennahverkehr 

ist die Forderung nach Absenkung der 

Trassenpreise unbegründet. Der Bund 

kalkuliert sie in die Regionalisierungs-

mittel ein, so dass die Aufgabenträger 

des SPNV finanziell ausreichend aus-

gestattet sind, die aktuellen Trassen-

preise zu bezahlen. Der Umfang der 

Regionalisierungsmittel und damit die 

Menge der von den Aufgabenträgern 

bezahlbaren Züge werden in einem 

separaten politischen Verfahren zwi-

schen Bund und Ländern ausgehan-

delt. Natürlich kann man sich in die-

sem Rahmen dafür einsetzen, mehr 

Regionalisierungsmittel für mehr 

Züge bereitzustellen. Dies sollte aber 

im Rahmen dieser Verhandlungen 

erfolgen, und nicht beim Thema der 

Trassenpreise nachtarockt werden. 
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Sicherheitsvergleich von 

Bahn, Bus und Pkw 

In einer Pressekonferenz am 13. De-

zember 2017 in Berlin stellten Dirk 

Flege, Geschäftsführer Allianz pro 

Schiene und Horst Metzler, Ge-

schäftsführer des Automobil-Club 

Verkehr (ACV), aktuelle Daten zur 

Verkehrssicherheit verschiedener 

Verkehrsträger in Deutschland und 

Europa vor. 

Danach ist die Eisenbahn das sicherste 

Verkehrsmittel für die Alltagsmobili-

tät. Im Zehnjahresdurchschnitt von 

2007 bis 2016 war in Deutschland 

das Todesrisiko für Insassen eines 

Pkw 53-mal höher als für Bahn-

reisende. Beim Verletzungsrisiko ist 

die Wahrscheinlichkeit zu verun-

glücken bei jeder Autofahrt 125-mal 

höher als bei einer Bahnfahrt. Auch 

der Bus liegt beim Risiko vor dem 

Pkw, während im Vergleich Bus und 

Bahn die Eisenbahn besser abschnei-

det: Das Todesrisiko für Busreisende 

ist viermal höher als für Bahnreisen-

de, das Verletzungsrisiko im Bus liegt 

41-mal über dem der Bahn. 

Metzler informierte, dass die Zahl der 

Todesopfer im Straßenverkehr seit 

rund fünf Jahren stagniert. „In 

Deutschland beklagen wir 3206 To-

desopfer im Jahr 2016 und schät-

zungsweise 3170 Tote
2
 in 2017. 

                                                 
1 Pkw-Daten Slowakei: Durchschnitt 

2005-2010 sowie 2013. Irland Durch-

schnitt 2005-2013. Aktuelle Pkw-Daten 

für Bulgarien liegen nicht vor, Zug 1,1. 
2 Anmerkung: Gemäß einer Pressemit-

teilung des Statistischen Bundesamts vom 

Außerdem beobachten wir eine stei-

gende Zahl von Verletzten und 

Schwerverletzten, die mit 396 666 

Opfern in 2016 erschreckend hoch 

war. Das Ziel der Bundesregierung, 

bis 2020 ein Minus von 40 Prozent 

gegenüber 2010 bei der Zahl der Ver-

kehrstoten zu erreichen liegt meilen-

weit entfernt. Metzler forderte zusätz-

liche, zielgruppenspezifische Maß-

nahmen, damit die Vision Zero (keine 

Todesopfer im Straßenverkehr) „nicht 

völlig ihre Glaubwürdigkeit verliert.“ 

Auch im EU-Vergleich behauptet die 

Eisenbahn ihren Sicherheitsvorteil: 

Nirgendwo in Europa ist Autofahren 

sicherer als Bahnfahren. Deutschland 

liegt bei der Verkehrssicherheit so-

wohl bei der Eisenbahn als auch beim 

Autoverkehr auf den vorderen Plätzen. 

Im mehrjährigen EU-Durchschnitt 

von 2005 bis 2015 starben 3,3 Pkw-

Insassen pro Milliarde Personenkilo-

meter, in Deutschland waren es 2,4 

getötete Autofahrer. Demgegenüber 

standen europaweit 0,13 getötete 

Bahnreisende. Mit 0,03 Toten pro 

Milliarde Personenkilometer war die 

Eisenbahn in Deutschland im Schnitt 

von 2005 bis 2015 deutlich besser als 

der europäische Durchschnitt. Am 

gefährlichsten leben Autofahrer im 

Osten Europas: in Rumänien (durch-

schnittlich 12,7 Tote), Lettland (9,4) 

oder Polen (9,1) sind pro Milliarde 

Personenkilometer die meisten To-

desopfer unter den Autoinsassen zu 

beklagen. 

                                                    
27. Februar 2018 waren im vergangenen 

Jahr 3177 Tote zu beklagen. 

Nachhaltigkeit 

Versagen von Bundes-

regierung und schwarz-roter 

Bundestagsmehrheit im 

Klimaschutz muss beendet 

werden 

Von Richard Mergner, verkehrs-

politischer Sprecher des BUND 

und Stellvertretender Vorsitzender 

der Allianz pro Schiene 

Die Klimakrise stellt uns mit zuneh-

mender Dringlichkeit eine alte Frage: 

Was für eine Welt wollen wir? Eine 

Welt, die die grundlegenden Bedürf-

nisse und den Wunsch aller Men-

schen nach einem guten Leben in 

einer intakten Umwelt respektiert? In 

der faire Regeln für soziale Gerech-

tigkeit sorgen und Einzelinteressen 

nicht auf Kosten des Gemeinwohls 

gehen? In der demokratische Mitbe-

stimmung und gesellschaftliche Teil-

habe möglich sind? Und all dies auch 

für unsere Kinder und deren Nach-

kommen auf allen Kontinenten? An-

statt dieser Welt jedoch näher zu 

kommen, entfernen wir uns immer 

weiter von ihr. Menschen ertrinken in 

den Fluten, die durch Extremnieder-

schläge ausgelöst werden. Taifune 

zerlegen ihre Häuser. Dürren zwingen 

Hunderttausende von ihren ausge-

dörrten Äckern in die Großstadtslums 

und Millionen werden mit dem stei-

genden Meeresspiegel ihren Lebens-

raum endgültig verlieren. All das 

passiert jetzt und wird dramatisch 

zunehmen, wenn wir nicht verhin-

dern, dass der Klimawandel eine 

unaufhaltsame Dynamik entfaltet. 

Zwei Jahre nach Abschluss des Kli-

maschutzabkommens von Paris gibt 

es keine Trendwende. Der Ausstoß 

der Treibhausgase nimmt wieder zu, 

auch in Deutschland. Klimaschutz 

braucht jetzt kein weiteres Bekennt-

nis, sondern endlich effektive Maß-

nahmen. Dazu gehört der Ausstieg 

aus der fossilen Welt in der Energie-

versorgung im Bereich des Wohnens 

und der Industrie genauso wie im 

Bereich der Mobilität. 

Über 60 Umwelt- und Entwicklungs-

verbände sowie Landeskirchen haben 

während der Koalitionsverhandlungen 

 
Grafik: Zug in allen Ländern deutlich sicherer als Auto: 

Getötete Reisende pro Milliarde Personenkilometer (Durchschnitt 2005 bis 2015).  

Quelle: Allianz pro Schiene auf Basis von EU-Kommission 2010-2016
1
. Stand 12/2017. 



10 GRV-Nachrichten Folge 111 • April 2018 

ein klares Bekenntnis zum schnellen 

Ausstieg aus der fossilen Sackgasse 

gefordert. In ihrem jüngst vorgelegten 

Klimaschutzsofortprogramm verlangt 

das zivilgesellschaftliche Bündnis von 

der neuen Bundesregierung sofortige 

Maßnahmen, um das Klimaziel bis 

2020 zu erreichen und 40 Prozent we-

niger Treibhausgase als 1990 auszu-

stoßen. Geschieht in den kommenden 

zwei Jahren nichts, so wird Deutsch-

land nach Berechnungen des Bundes-

umweltministeriums seine Ziele um 

mindestens acht Prozentpunkte ver-

fehlen. Dies wäre ein klimapolitischer 

Offenbarungseid, mit dem auch die 

internationale Glaubwürdigkeit 

Deutschlands endgültig verspielt 

würde. Gerade im Verkehrsbereich 

hat die Politik in den letzten Jahren 

beim Klimaschutz versagt. Statt den 

umweltverträglicheren Umweltver-

bund aus Zu Fuß gehen, Rad fahren 

und öffentlichem Verkehr im Perso-

nen- und Güterbereich massiv zu 

fördern und die bestehenden Wettbe-

werbsverzerrungen und Fehlsubven-

tionen in Milliardenhöhe zu Gunsten 

des Auto-, Lkw- und Flugverkehrs zu 

beenden, wurden die negativen Wir-

kungen für den Klima- und Gesund-

heitsschutz noch verstärkt. 

Der am 02. Dezember 2016 als Gesetz 

beschlossene Bundesverkehrswege-

plan 2030 wird eine weitere Zunahme 

der Anteile des klimaschädlichsten 

Verkehrs (sowohl auf Straßen als 

auch in der Luft) bewirken und eine 

Reduzierung von Treibhausgasen, 

Schadstoffen und Lärm verhindern. 

Obschon die Zunahme der Emissionen 

im Verkehr unter anderem auf die 

Zunahme des Straßengüterverkehrs 

zurückzuführen ist, war die Verlage-

rung von Güterverkehr auf Schiene 

und Schiff kein Politikziel der Bundes-

regierung. Durch den im Bundesver-

kehrswegeplan 2030 beschlossenen 

massiven Kapazitätsausbau der Auto-

bahnen und Bundesstraßen, dem ein 

unfertiger Netztorso für die Bahn ge-

genübersteht, werden die Treibhaus-

gas-Emissionen erhöht, der Flächen-

verbrauch um 3 Hektare pro Jahr 

gesteigert, 200 Natura-2000-Gebiete 

beeinträchtigt und die Flächenzer-

schneidung maximiert. Umwelt-

aspekte spielten keine Rolle. Auch 

die Minderung von Lärm und die 

Verbesserung von Lebensqualität in 

den Ortschaften spielten keine 

wesentliche Rolle. Eine gute Bürger-

beteiligung war versprochen worden. 

Geliefert wurde eine komplette Miss-

achtung von Alternativvorschlägen 

bei Straßenbauprojekten. 

Zudem wurde auch auf Druck der 

Bundesregierung von der EU- 

Kommission in ihrem Vorschlag für 

Kohlendioxid-Grenzwerte bei Pkw 

für die Jahre 2025 und 2030 die Vor-

gaben so formuliert, dass die Auto-

hersteller keine Anstrengungen unter-

nehmen müssen. Anstatt ambitionierte 

Schritte hin zu einer ökologischen 

Verkehrswende einzuleiten und ein 

Umdenken in Richtung sparsamer 

Fahrzeuge zu beschleunigen, macht 

die Kommission einen Kniefall vor 

der Autolobby. Denn die vorgegebe-

nen Minderungsvorgaben sind viel zu 

gering, um die Klimaziele zu errei-

chen. Sollte dieser Vorschlag umge-

setzt werden, tragen neue Pkw einen 

zu geringen Teil zur Einhaltung der 

nationalen Klimaschutzziele bei. Die 

EU-Kommission verschenkt damit 

eine weitere Chance zur Reduktion 

des Energieverbrauchs im Verkehrs-

sektor. Für eine neue Bundesregie-

rung bedeuten diese Pläne, dass sie 

national eine Reihe von alternativen 

Maßnahmen ergreifen muss, um die 

im Klimaschutzplan 2050 für den 

Verkehrsbereich festgeschriebene 

Minderung von 40 bis 42 Prozent 

Kohlendioxid bis 2030 im Vergleich 

zu 1990 dennoch zu erreichen. Dass 

die Anforderungen zur Verbrauchsre-

duktion nach dem Jahr 2021 sogar sin-

ken sollen, ist ebenso wenig nachvoll-

ziehbar, wie die Begünstigung von 

schwereren Fahrzeugen durch weniger 

ambitionierte Zielwerte. Weiterhin 

unrealistische Messmethoden und un-

durchsichtige Umrechnungsfaktoren 

werden zu neuen Schlupflöchern und 

Grauzonen führen, die von den Her-

stellern zu ihren Gunsten genutzt 

werden können. Für Klima, Umwelt 

und Verbraucher sind aber der reale 

Verbrauch und der damit zusammen-

hängende Kohlendioxid-Ausstoß 

entscheidend. 

In zu vielen Politikbereichen siegt bei 

Union und SPD im Koalitionsvertrag 

der kleinste gemeinsame Nenner. Die 

Chance auf eine sozial-ökologische 

Wende wird wieder einmal vertan. 

Einige wenige gute Ansätze können 

nicht darüber hinwegtäuschen, dass 

beim Klimaschutz, dem Verkehr und 

der Landwirtschaft weiterhin die 

Interessen einzelner Industriezweige 

wie der Kohle-, Auto- und der Agrar-

lobby Vorrang vor Menschen und 

Umwelt erhalten. Die GroKo setzt 

sich zwar die Förderung einer nach-

haltigen Entwicklung als Maßstab, 

flankiert diese aber nicht wirksam. So 

bleibt Nachhaltigkeit nur eine Wort-

hülse. Dramatisch ist, dass der Koali-

tionsvertrag auf konkrete Maßnahmen 

verzichtet, mit der das Klimaziel 

2020 noch erreicht werden könnte. 

Mit dem Beschluss, das Klimaziel für 

2020 aufzuschieben, wird ein wesent-

liches Wahlversprechen ignoriert, für 

das es eine große Mehrheit in der 

Bevölkerung gibt. Hier sind die Ver-

handler der Großen Koalition vor der 

Kohlelobby eingeknickt. Das 2020-

Ziel kann nur noch durch die rasche 

Abschaltung der klimaschädlichen 

Kohlekraftwerke erreicht werden — 

die dreckigsten und ineffizientesten 

zuerst. Der Koalitionsvertrag setzt mit 

einer Kohle-Kommission und einem 

Klimaschutzgesetz zwar mittelfristig 

Instrumente für Klimaschutz ein, ver-

säumt es aber, die erforderlichen Fest-

legungen für das Hier und Jetzt zu 

treffen. Besonders dramatisch zeigt 

sich dies bei der Energieeffizienz, bei 

der die vage Strategie nicht zu der er-

forderlichen Reduktion des Energie-

verbrauchs führen kann. 

Mit Blick auf notwendige Konse-

quenzen aus dem Dieselskandal und 

die auch klimapolitisch erforderliche 

Verkehrswende kritisiert der Bund für 

Umwelt und Naturschutz Deutschland 

e.V. (BUND), dass die Fortschritte in 

einzelnen Bereichen wie dem ÖPNV 

oder dem Ausbau der Bahn nicht 

darüber hinwegtäuschen können, dass 

mutige Reformen auch im Verkehrs-

bereich fehlen. Statt den Schutz von 

Umwelt und Gesundheit zu garantie-

ren, wird weiterhin die Automobil-

industrie protegiert und aus der Ver-

antwortung entlassen. Zwar findet sich 

im Koalitionsvertrag der Beschluss, 

Fahrverbote in Städten zu vermeiden, 

die hierfür notwendigen Maßnahmen 

wie die Einführung einer Blauen 

Plakette und einer verpflichtenden 
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Hardware-Nachrüstung auf Kosten 

der Autohersteller blieben jedoch aus. 

Zudem haben sich die Verhandler der 

Großen Koalition nicht zum Abbau 

der staatlichen Dieselförderung und 

anderer umweltschädlicher Subven-

tionen wie der fehlenden Kerosin-

steuer bekannt. Auch für die Einfüh-

rung der Elektromobilität fehlt ein 

verbindlicher Pfad. 

Ein kleiner Lichtblick im Koalitions-

vertrag ist der Bereich Schiene. So 

sind die drei Kernforderungen der 

Allianz pro Schiene, in der der BUND 

Gründungsmitglied ist, enthalten: Die 

Senkung der Schienenmaut, der 

Deutschlandtakt und eine energische 

Innovationsförderung. Auch weitere 

Forderungen wie das Elektrifizie-

rungsziel für das deutsche Schienen-

netz von 70 Prozent bis 2025, die Er-

tüchtigung des Netzes für 740 Meter 

lange Güterzüge, eine Digitalisie-

rungsoffensive inklusive ETCS-Aus-

bau, ein Bahnhofs-Programm und ein 

deutsches Zentrum für Schienenver-

kehrsforschung haben sich Union und 

SPD auf die Agenda für die nächste 

Legislatur gesetzt. Ob der neue CSU-

Bundesverkehrsminister Andreas 

Scheuer diesen Worten nun Taten 

folgen lässt, wird auch vom zivilge-

sellschaftlichen Engagement für eine 

klimaschützende neue Mobilitätspoli-

tik abhängen. 

Damit bis 2030 das Ziel der Bundes-

regierung, die Treibhausgas-Emis-

sionen im Verkehr um „mindestens 

40 Prozent“ zu senken, erreicht wer-

den kann, müssen sofort wirksame 

Maßnahmen ergriffen werden, um die 

derzeit stark ansteigenden Emissionen 

vor 2020 zu stabilisieren und dann 

schrittweise abzusenken. Die zentra-

len Maßnahmen müssen die vier „V“ 

einschließen: Verkehrsvermeidung, 

Verkehrsverlagerung, Verkehrsver-

besserung sowie zur Dekarbonisie-

rung der Verstromung. 

Kurzfristig wirksame Maßnahmen zur 

Stabilisierung der Emissionen: 

 Dauerhafte Halbierung der Tras-

senpreise der Bahn. 

 Verlagerung von Kurzstrecken-

flügen auf die Schiene. 150 000 

Flüge pro Jahr könnten ohne Kom-

fortverlust auf die Bahn verlagert 

werden. Die Flugziele werden von 

ICE-Zügen in weniger als vier 

Stunden erreicht. 

 Tempolimit von 120 Stunden-

kilometern auf Autobahnen. 

 Einbeziehung der Klimakosten in 

die Lkw-Maut, wie es die EU-

Kommission vorschlägt. 

Bis 2030 wirksame Maßnahmen: 

 Weiterentwicklung Kohlendioxid-

Grenzwerte für Pkw: Die Treib-

hausgase müssen im Realbetrieb 

sinken. Mit der Einführung von 

RDE-Tests (Real Driving Emissi-

ons) für Neuzulassungen ab 2020 

würden sich die Kohlendioxid-

Emissionen um 4 bis 5 Millionen 

im Jahr 2030 mindern. 

Ein Pkw-Emissionsstandard von 60 

Gramm pro Kilometer ab 2025 würde 

2030 12 bis 15 Millionen Tonnen 

Kohlendioxid einsparen — gegenüber 

dem Fall, dass die Pkw-Grenzwerte 

konstant bei 95 Gramm bleiben. 

Ergänzend zum Kohlendioxid-Flotten-

grenzwert kann eine verpflichtende 

Quote für den Anteil elektrisch ange-

triebener Fahrzeuge sinnvoll sein, um 

einen Mindestanteil von Elektroautos 

als Anteil der Gesamtflotte sicher zu 

stellen. 

 Ausbau der Schiene und Verlage-

rung des Güter- und Personen-

verkehrs von der Straße auf die 

Schiene: Ohne Ausbau der Kno-

ten der Bahn (fünf Großknoten 

und weitere Knoten) und die 

Sicherung der Befahrbarkeit des 

gesamten Netzes durch Züge der 

europäischen Standardlänge kann 

die Bahn keine zusätzlichen 

Kapazitäten aufnehmen. Bei 

konsequentem Ausbau kann der 

Anteil der Schiene im Güterver-

kehr verdoppelt werden. 

 Der Ausbau von Elektromobilität: 

Insbesondere die batterie-elektri-

schen E-Autos sollten durch ein 

Bonus-Malus-System bei der Kfz-

Steuer (Erhöhung der hoch emit-

tierenden und Absenkung der Be-

lastung der im Realbetrieb saubers-

ten Autos) gefördert werden. Bes-

ser noch wäre die baldige Einfüh-

rung einer entfernungsabhängigen 

Pkw-Maut, die die Kfz-Steuer auf 

die Straßennutzung umlegt. 

Ohne die Beseitigung dieser öko-

nomischen Fehlanreize ist Klima- 

und Gesundheitsschutz im Verkehr 

unerreichbar: 

 Die Subventionierung der Diesel-

Pkw ist gesundheits- und klima-

politisch nicht zu verantworten. 

Die Energiesteuer müsste bei 

Kraftstoffen nach dem Äquiva-

lenzprinzip ausgerichtet werden, 

so dass Energiegehalt und Kohlen-

dioxid-Ausstoß immer gleich be-

steuert wird (Abschaffung des 

steuerlichen Dieselprivilegs). 

 Externe Klimakosten in die Lkw-

Maut aufnehmen, Im internationa-

len Luftverkehr sollte die Bundes-

regierung in der EU eine Initiative 

zur Aufhebung der Befreiung 

internationaler Flüge von der 

Mehrwertsteuer anstoßen, für eine 

Wettbewerbsangleichung zur 

Deutschen Bahn, die 19 Prozent 

Mehrwertsteuer auf ihre internati-

onalen Tickets zahlt. 

 Ein Abbau des Dienstwagen- 

beziehungsweise Firmenwagen-

 
Grafik: Treibhausgas-Emissionen in Deutschland, Entwicklung von 1990 bis 2016, 

Index 1990 = 100 Prozent; 

Quelle: Allianz pro Schiene, Basis Umweltbundesamt 2017. 
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privilegs würde auch die soziale 

Gerechtigkeit stärken. Ein erster 

Schritt kann die Einführung eines 

Mobilitätsbudgets sein, das Arbeit-

nehmern die Mobilitätskosten zur 

Verfügung stellt und ihnen die 

Wahl der Verkehrsmittel überlässt. 

Die folgenden bundespolitischen 

Maßnahmen schützen die Gesundheit 

der Bürger und machen die Städte 

lebenswert: 

 Die Euro-6- und Euro-5-Pkw, die 

ihre Grenzwerte auf der Straße 

nicht einhalten, müssen umgehend 

auf Kosten der Hersteller nachge-

rüstet werden und so die Einhal-

tung der 80 beziehungsweise 

150 Milligramm im Normalbetrieb 

sicherstellen. Für alle anderen 

Neuwagen muss das Kraftfahrt-

bundesamt ein Verkaufsverbot er-

lassen. 

 Die Städte müssen durch eine 

bundesweite Blaue Plakette unter-

stützt werden, die die Einhaltung 

von Euro 6 im Realbetrieb zur 

Maßgabe hat. 

Klimagas-Emissionen des 

Verkehrs stiegen im Jahr 

2016 erneut an 

Nach einer Mitteilung des Umwelt-

bundesamts (UBA) vom 23. Januar 

2018 wurden 2016 in Deutschland 

insgesamt 909,4 Millionen Tonnen 

Kohlendioxid-Äquivalente ausgesto-

ßen. Das sind 2,6 Millionen Tonnen 

mehr als 2015 und die zweite Steige-

rung in Folge. Die Emissionen des 

Verkehrs sind erneut angestiegen und 

liegen mit 166,8 Millionen Tonnen 

wieder oberhalb der Emissionen des 

Jahres 1990. Den größten Anteil mit 

96 Prozent daran hat der Straßenver-

kehr, dessen Emissionen um 3,7 Mil-

lionen Tonnen angestiegen sind. 

Grund dafür ist, dass immer mehr Gü-

ter auf der Straße transportiert wer-

den. Auch bleibt der Trend zu immer 

größeren und schwereren Autos un-

gebrochen. Dazu UBA-Präsidentin 

Maria Krautzberger: „Wir brauchen 

ein Umsteuern im Verkehr: Laut Kli-

maschutzplan der Bundesregierung 

sollen bis 2030 die Emissionen des 

Verkehrs um rund 70 Millionen Ton-

nen sinken. Das kann auch gelingen, 

wenn die Autos deutlich sparsamer 

werden und wir eine Quote für Elekt-

roautos bekommen. Der gesetzliche 

Rahmen stimmt aber nicht. Wir emp-

fehlen der EU daher vor allem, bei 

Autoneuzulassungen ab 2025 nicht 

mehr als 75 Gramm Kohlendioxid pro 

Kilometer im Schnitt der Flotte zu 

erlauben.“ 

Mit 88,2 Prozent dominierte auch 

2016 Kohlendioxid die Treibhausgas-

Emissionen (beim Verkehr nahezu 

identisch) — größtenteils aus der 

Verbrennung fossiler Energieträger. 

Die Europäische Umweltagentur 

(European Environment Agency 

[EEA]) kommt für die Europäische 

Union zu einer noch schlechteren 

Entwicklung: Danach lagen 2016 die 

Treibhausgas-Emissionen des Ver-

kehrs (inklusive des internationalen 

Luftverkehrs, aber ohne die Meeres-

schifffahrt) um 25 Prozent höher als 

1990. Einige weitere Erkenntnisse des 

am 05. Dezember 2017 veröffentlich-

ten jährlichen Berichts TERM 2017 

(Transport and Environment Report-

ing Mechanism; www.eea.europa.eu) 

sind: 

 Obwohl 2016 die durchschnittli-

chen Kohlendioxidemissionen 

neuer Pkw und Kleintransporter 

unter den Zielwerten für 2020 und 

2021 lagen, müssen die Hersteller 

noch große Anstrengungen ma-

chen, um die zukünftigen Ziele 

einzuhalten. 

 Zwar ist der Verkauf von Diesel-

Pkw in den letzten Jahren zurück-

gegangen, doch hat sich der 

Dieselanteil im Straßenverkehr 

(inklusive des Gütertransports von 

Lkw) weiter erhöht: 2015 waren 

66 Prozent des gesamten Kraft-

stoffverkaufs Diesel, verglichen 

mit nur 51 Prozent im Jahr 2000. 

 Um den Erdölverbrauch des Ver-

kehrs bis 2050 um 70 Prozent ge-

genüber 2008 (EU-Ziel) zu ver-

ringern, muss der Verbrauch um 

über zwei Drittel fallen. 

 In der EU ist der Anteil erneuer-

barer Energien im Verkehr von 

6,7 Prozent 2015 auf 7,1 Prozent 

2016 gestiegen, aber noch weit 

entfernt vom 10-Prozent-Ziel der 

EU für 2020. Drei Mitgliedsstaaten 

der EU (Österreich, Finnland und 

Schweden) haben das Ziel bereits 

erreicht. 

Fahrverbote für Diesel-

Fahrzeuge sind möglich 

Mit zwei Urteilen hat das Bundes-

verwaltungsgericht in Leipzig am 

27. Februar 2018 die Sprungrevisionen 

der Länder Nordrhein-Westfalen 

(BVerwG 7 C 26.16) und Baden-

Württemberg (BVerwG 7 C 30.17) 

gegen erstinstanzliche Gerichtsent-

scheidungen der Verwaltungsgerichte 

Düsseldorf und Stuttgart zur Fort-

schreibung der Luftreinhaltepläne 

Düsseldorf und Stuttgart überwiegend 

zurückgewiesen. Allerdings sind bei 

der Prüfung von Verkehrsverboten für 

Diesel-Kraftfahrzeuge gerichtliche 

Maßgaben insbesondere zur Wahrung 

der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 

Das Verwaltungsgericht Düsseldorf 

hatte am 13. September 2016 das Land 

Nordrhein-Westfalen auf Klage der 

Deutschen Umwelthilfe (DUH) ver-

pflichtet, den Luftreinhalteplan für 

Düsseldorf so zu ändern, dass dieser 

die erforderlichen Maßnahmen zur 

schnellstmöglichen Einhaltung des 

über ein Jahr gemittelten Grenzwertes 

für Stickstoffdioxid in Höhe von 

40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft 

im Stadtgebiet enthält. Der Beklagte 

sei verpflichtet, weitere Maßnahmen 

zur Beschränkung der Emissionen 

von Dieselfahrzeugen zu prüfen, auch 

seien beschränkte Fahrverbote für 

bestimmte Dieselfahrzeuge rechtlich 

nicht ausgeschlossen. 

Das Verwaltungsgericht Stuttgart 

hatte am 26. Juli 2017 das Land Baden-

Württemberg ebenfalls auf Klage der 

DUH verpflichtet, den Luftreinhalte-

plan für Stuttgart so zu ergänzen, dass 

dieser die erforderlichen Maßnahmen 

zur schnellstmöglichen Einhaltung 

des über ein Kalenderjahr gemittelten 

Grenzwertes für Stickstoffdioxid in 

Höhe von 40 Mikrogramm pro 

Kubikmeter Luft und des Stunden-

grenzwertes für Stickstoffdioxid von 

200 Mikrogramm pro Kubikmeter 

Luft bei maximal 18 zugelassenen 

Überschreitungen im Kalenderjahr in 

der Umweltzone Stuttgart enthält. Der 

Beklagte habe ein ganzjähriges Ver-

kehrsverbot für alle Kraftfahrzeuge 

mit Dieselmotoren unterhalb der 

Schadstoffklasse Euro 6 sowie für 

alle Kraftfahrzeuge mit Ottomotoren 

unterhalb der Schadstoffklasse Euro 3 

https://www.eea.europa.eu/highlights/term-2017-mixed-progress-for
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in der Umweltzone Stuttgart in Be-

tracht zu ziehen. 

Nach den Urteilen des Bundesver-

waltungsgerichts können nun Städte 

selbst Fahrverbote anordnen. Die von 

den beiden Ländern geforderte 

bundesweite Regelung hielten die 

Richter nicht für erforderlich. Die 

Luftreinhaltepläne für Düsseldorf und 

Stuttgart müssten aber auf Verhältnis-

mäßigkeit geprüft werden. Verlangt 

haben die Richter zudem Übergangs-

fristen und eine phasenweise Einfüh-

rung von Fahrverboten, die in Stuttgart 

nicht vor dem 01. September 2019 

(für Euro-5-Fahrzeuge, das heißt vier 

Jahre nach der Abgasnorm Euro 6) 

möglich sind. Ferner soll es Ausnah-

meregelungen etwa für Handwerker 

geben. 

Die Reaktionen auf die Urteile des 

Bundesverwaltungsgerichts sind 

unterschiedlich ausgefallen. Nord-

rhein-Westfalens Ministerpräsident 

Armin Laschet will in seinem Land 

keine Fahrverbote, da er sie für un-

verhältnismäßig und damit auch für 

rechtswidrig hält. Falls die Bezirksre-

gierungen aber doch Fahrverbote 

erließen, habe die Landesregierung 

die Möglichkeit, sie zu untersagen, da 

die Behörden weisungsgebunden 

seien (Handelsblatt vom 09. März 

2018). 

Stuttgarts Oberbürgermeister Fritz 

Kuhn sagte am 27. Februar: „Ich be-

grüße, dass das Bundesverwaltungs-

gericht ein differenziertes Urteil gefällt 

hat und zwischen Grundsatzfragen 

und Verhältnismäßigkeit abgewogen 

hat. Es hat als höchste Instanz den 

Rahmen für Fahrverbote gesetzt und 

damit Klarheit geschaffen.“ Kuhn 

äußerte sich auch zum weiteren Vor-

gehen: „Das Land Baden-Württem-

berg wird nun den Luftreinhalteplan 

überarbeiten und dabei die Grundsätze 

des Urteils anwenden. In der Neu-

fassung des Entwurfs wird dann fest-

gelegt, für welche Fahrzeuge die 

Fahrverbote gelten und ab wann sie 

umzusetzen sind“. 

Jürgen Fenske, Präsident des Verbands 

Deutscher Verkehrsunternehmen 

(VDV) forderte am 27. Februar: „Wir 

müssen jetzt schnell die richtigen 

Maßnahmen für eine Verkehrswende 

und gegen Fahrverbote umsetzen. Für 

Luftreinhaltung und Klimaschutz 

müssen die Systeme des ÖPNV um-

fangreich erneuert und ausgebaut 

werden. Das bedeutet, es geht zu-

nächst um den Kapazitätsausbau: 

Strecken, Haltestellen, Technik, Fahr-

zeuge, Personal. Das funktioniert nur 

mit Hilfe einer ausreichenden öffent- 

Rund 40 000 Güterwagen 

rollen leiser 

Zum Jahresende 2017 fuhren insge-

samt rund 40 000 Güterwagen der 

Deutschen Bahn leiser durch Deutsch-

land. Im Jahr 2017 wurden in den 

Werkstätten von DB Cargo weitere 

7000 Wagen auf leise Verbund-

stoffsohlen umgerüstet. Damit rollen 

mittlerweile rund zwei Drittel der 

Flotte auf leisen Sohlen. Andreas 

Gehlhaar, Leiter Umwelt und Lärm-

schutzbeauftragter der DB: „Ein leiser 

Güterverkehr auf der Schiene ist eine 

Grundvoraussetzung dafür, dass es zu 

einer Verlagerung von der Straße auf 

die grüne Schiene kommt.“ 

2018 sollen weitere knapp 11 000 

Wagen umgerüstet werden, bis 2020 

sollen von DB Cargo in Deutschland 

nur noch Wagen mit leisen Sohlen 

unterwegs sein.2017 wurden für den 

freiwilligen Lärmschutz an bestehen-

den Strecken über 100 Millionen 

Euro in Lärmschutzwände und in 

lärmdämmende Fenster investiert. 

Insgesamt sind nun 1700 Kilometer 

der besonders belasteten Strecken in 

Deutschland mit Lärmschutz ausge-

stattet. 

lichen Finanzierung. Ein gut ausge-

bautes öffentliches Nahverkehrs-

system kostet viel Geld, aber es ist 

wertvoll für alle — denn schließlich 

geht es um den Klimaschutz und um 

die Gesundheit der Menschen in den 

Städten.“ 

Informationen des 

Vereins GdI — AdI 

Für den Inhalt dieses Kapitels ist die 

Gesellschaft der Ingenieure des öffentlichen 

Verkehrs (GdI) / Association des Ingénieurs 

des transports publics (AdI) verantwortlich 

(siehe Impressum). 

Beiträge von GdI-Mitgliedern in den anderen 

Kapiteln dieser Folge der GRV-Nachrichten: 

Am 02. Februar 2018 wurde der 

Eppenbergtunnel durchschlagen .............32 

Wer wagt, gewinnt: Dritte VöV-Konferenz ....39 

Weitere Informationen zu den vielfältigen 

Veranstaltungen der GdI finden Sie im Internet 

unter www.gdi-adi.ch. Dort befindet sich auch 

ein Portrait der Gesellschaft mit ihren vier 

Ortsgruppen. 

Mutationen der 

GdI-Mitglieder 

Von Peter Hug, GdI Mutationen 

An der Sitzung des GdI-Zentralvor-

standes am 01. März 2018 ergaben 

sich Mutationen der Mitglieder. Ein 

herzliches Willkommen geht an die 

10 neuen GdI-Mitglieder. 

 
Die DB hatte Ende 2016 bereits die Hälfte ihrer Güterwagen mit der so genannten 

Flüsterbremse ausgestattet, die eine deutliche Reduzierung des Schienenlärms bewirkt;  

Foto: DB AG / Oliver Lang. 

http://www.gdi-adi.ch/
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Wegen veränderten Interessen sind 

folgende Mitglieder leider ausgetre-

ten: 

 Andreas Burkhardt (OG Bern) 

 Martin Gfeller (OG Luzern) 

 Michael Heynen (OG Luzern) 

 Petra Kobler (OG Luzern) 

 Heinz Mittelholzer (OG Zürich) 

 Christopher Nicca (OG Bern) 

† Wir ehren das geschätzte GdI-Mit-

glied, welches verstorben ist: 

 Ernst Plüss (Ortsgruppe Bern, 

Jahrgang 1927) am 25. November 

2017 gestorben 

AdI Suisse Occidentale et 

Valais en 2018 

De Jacques Nicolier, Président AdI 

Suisse Occidentale et Valais 

L’assemblée générale 2018 a eu lieu 

le 26 janvier dernier, en présence de 

26 membres. L’intérêt de la soirée 

était principalement lié à la confé-

rence qui a suivi l’AG. Théo Stolz est 

venu nous présenter en français, la 

conférence qu’il avait déjà donnée en 

allemand l’automne dernier à nos 

collègues de Berne sur l’évolution du 

matériel roulant. Un orateur aussi 

passionné ne peut qu’être pas-

sionnant. Et la conférence a tenu 

toutes ses promesses. 

Une idée de visite a été proposée par 

un membre : participer à une course 

d’essai des nouvelles voitures FV-

Dosto équipée du système de com-

pensation du roulis « WAKO ». Nous 

avons essayé d’organiser cela, mais 

cela ne va malheureusement pas être 

possible. Le nombre de personnes à 

bord des courses d’essais est limité et 

chacun doit avoir un rôle dans les 

essais. Par contre, ces voitures seront 

mises en service commercial dès le 

26 février sur les lignes Zürich – 

Berne et Zürich – Coire. 

Deux prochaines visites sont en pré-

paration, dont les invitations par-

viendront aux membres en temps 

voulus : Visitation du Centre de main-

tenance des TransN (Transports 

publics neuchâtelois) à Fleurier 

(03.05.2018) et une « Double visite » 

à Martigny (22.06.2018). Réservez 

déjà les dates ! D’autres visites sont 

en gestation, mais dont les dates ne 

sont pas encore fixées : Gravière des 

Délices MBC et les Busses autono-

mes à Cossonay. 

Le comité va également commencer à 

préparer le voyage GdI-AdI à 

l’étranger 2019, puisque c’est au tour 

de la section romande de l’organiser. 

Mais comme le veut la tradition, la 

destination reste secrète. Passable-

ment d’activités en vue donc, qui, 

nous l’espérons, motiveront de jeunes 

ingénieurs des transports publics à 

nous rejoindre. N’hésitez pas à 

contacter le soussigné pour tous 

renseignements (www.gdi-adi.ch). 

Klare Stadtsicht 

mit viel Käse 

Von Dr. Steffen Schranil, Ortsgruppe 

Mittelland / Jura (Bern) 

Die Ortsgruppe Mittelland / Jura 

(Bern) startete am 17. Januar 2018 

mit ihrer schon traditionellen Berner 

Fonduefahrt ins Veranstaltungsjahr 

2018. Der historische Triebwagen 

Nummer 145 aus dem Jahr 1935 mit 

zwei Beiwagen der Jahre 1914 und 

1933 waren gut vorgeheizt und bis 

auf den letzten Platz besetzt. Gut ge-

launt und mit spannenden Verkehrs-

themen im Gepäck führte die Fahrt 

vom Guisanplatz zunächst zum Bahn-

hof Wankdorf. Von dort verlief die 

elektrische Jahresanfangstour durch 

Berns historische Altstadt nach Brün-

nen Westside. Dass wir die Schön-

heiten der Stadt klar erkennen konn-

ten, war einer Neuerung zu verdanken: 

Das vorgängige Putzen der Wagen-

scheiben mit Seifenlauge verhindert 

das Beschlagen der Scheiben während 

der gesamten Fahrt. In knapp einem 

Jahr kommen wir wieder mit. 

Veranstaltungsankündigungen 

 Montag, 16.04.2018, 18:30 – 21:00 Uhr, 

Mitgliederversammlung mit Fachreferat 
zum Fahrzeugprojekt Giruno, Universität 

Bern auf der Grossen Schanze, OG Mittel-

land / Jura (Bern) 

 Donnerstag, 19.04.2018, 17:30 Uhr, Orts-

gruppenversammlung Stansstad, OG 
Nordwest- / Zentralschweiz / Tessin (Lu-

zern) 

 Jeudi, 03.05.2018, Visitation du Centre de 

maintenance des TransN (Transports 

publics neuchâtelois), Fleurier, OG Ro-
mandie (Lausanne) 

 Freitag, 15.06.2018, 09:45 – 18:00 Uhr, 
GdI-Fachtagung zum Schienengüterver-

kehr der Zukunft, Hotel Bären in Langen-

thal, OG Mittelland / Jura (Bern) 

 Samstag, 16.06.2018, 10:00 – 16:45 Uhr, 

GdI-Generalversammlung mit Fachreferat 

zur Bahnhofsplanung, Hotel Bären in Lan-
genthal, OG Mittelland / Jura (Bern) 

 Vendredi, 22.06.2018, Double visite: 
Conférence sur la future extension de la 

force hydraulique en Valais par le Profes-

seur Anton Schleiss (EPFL) et Visite des 
nouveaux ateliers OCTOFER de TMR SA 

(Transports Martigny et Région), Mar-

tigny, OG Romandie (Lausanne) 

 Freitag, 29.06.2018, ab 17:12 Uhr, Feier-

abendschiff Vierwaldstättersee, OG Nord-

west- / Zentralschweiz / Tessin (Luzern) 

Name Vorname Ortsgruppe Arbeitgeber 

Albrecht Urs Zürich c-pm cursus 

Beutler Ruedi Bern Berater für Rollmaterial 

Gfeller Andrea Bern SBB Anforderungsmanagerin 

Hanisch Frank Luzern Bächli AG, Elektrotechnik 

Heckly Julien Bern SBB P-V-Preis und Sortiment 

Humbert Pascal Lausanne SBB I-AT-FW-TAFB-OBA 

Iten Elias Luzern SBB P-V-Flotte 

Kirschbauer Fabian Bern DB Netz AG / ETCS 

Pappalardo Luca Bern Ingenieur Maschinenbau 

Schäfer Roland Bern SBB Energie, Systemdesign 

Tabelle: Neumitglieder der GdI per 01. März 2018 

 
Berner Fondue-Tram abfahrtsbereit beim Guisanplatz in Bern; 

Foto: Steffen Schranil. 

http://www.gdi-adi.ch/
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Eisenbahnen 

allgemein 

Umsatz und Gewinn 

der DB AG 2017 gestiegen 

Rekordumsatz, Gewinn-Plus und er-

neut mehr Fahrgäste im Fernverkehr: 

Die Deutsche Bahn hat im Jahr 2017 

ihre wirtschaftlichen Ziele erreicht. 

„Wir haben Wort gehalten und gelie-

fert. Die erfreulichen Zahlen können 

jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, 

dass wir bei Qualität und Pünktlich-

keit nachlegen müssen“, zog der 

Vorstandsvorsitzende der DB, Dr. 

Richard Lutz, für das Geschäftsjahr 

2017 am 22. März 2018 in Berlin 

Bilanz. 

Der bereinigte Umsatz des DB-Kon-

zerns kletterte um 5,2 Prozent auf 

42,7 Milliarden Euro. Das operative 

Ergebnis (EBIT bereinigt) stieg um 

10,6 Prozent auf 2,15 Milliarden 

Euro. Für das Jahr 2018 erwartet die 

DB einen Umsatz in Höhe von rund 

44 Milliarden Euro sowie ein berei-

nigtes EBIT von mindestens 2,2 Mil-

liarden Euro. Treiber für die positive 

finanzielle Entwicklung waren 2017 

im Wesentlichen der Fernverkehr 

sowie die internationalen Geschäfts-

felder. DB Schenker erzielte einen 

Rekordumsatz von 16,4 Milliarden 

Euro, DB Arriva erwirtschaftete 

5,3 Milliarden Euro Umsatz. 

Die DB steigerte 2017 die Brutto-

Investitionen um 954 Millionen Euro 

(plus 10,0 Prozent) auf 10,4 Milliarden 

Euro. Die Netto-Finanzschulden 

haben sich per 31. Dezember 2017 

im Vergleich zum Vorjahresende 

um rund 1,0 Milliarden Euro auf 

18,6 Milliarden Euro erhöht. Dieser 

Anstieg resultierte aus einem höheren 

Mittelbedarf für Fahrzeuginvestitio-

nen, unter anderem für den neuen 

ICE 4. 

Im Schienenpersonenfernverkehr 

ist die Zahl der Reisenden im Ver-

gleich zum Vorjahr um 3,2 Millionen 

gestiegen. Über 142 Millionen Fahr-

gäste (Vorjahr: 139 Millionen) reisten 

in den Fernverkehrszügen der DB 

(plus 2,3 Prozent). Die Personen-

kilometer stiegen um 2,6 Prozent auf 

40,5 Milliarden. Im dritten Fahrgast-

rekord in Folge sah Lutz auch „eine 

gute Nachricht für den Klimaschutz“. 

Die Verkehrsleistung bei DB Regio 

stieg auf 41,9 Milliarden Personen-

kilometer (plus 2,6 Prozent). Von den 

2017 erfolgten Neuvergaben (die erst 

in der Zukunft wirksam werden) 

konnte DB Regio 74 Prozent für sich 

entscheiden. 

Die DB will 2018 an ihrem Pünktlich-

keitsziel im Fernverkehr von 82 Pro-

zent festhalten, 2017 waren nur 

78,5 Prozent der Fernzüge pünktlich, 

gegenüber dem Vorjahr (78,9 Prozent) 

ein leichter Rückgang. Nach den guten 

Erfahrungen mit dem Lagezentrum 

Bau wird nun auch ein Lagezentrum 

Pünktlichkeit aufgebaut, um ähnliche 

Verbesserungen wie beim Baustellen-

management zu erreichen. 

Die Betriebsleistung auf dem deut-

schen Schienennetz hat um 0,5 Pro-

zent leicht zugelegt. Noch nie waren 

mehr Züge im deutschen Schienen-

netz unterwegs. Gleichzeitig ist der 

Anteil konzernexterner Eisenbahn-

verkehrsunternehmen auf 30,9 Pro-

zent der Trassenkilometer gestiegen. 

DB Schenker ist im Geschäftsjahr 

2017 in allen Bereichen gewachsen: 

im europäischen Landverkehr um 0,8 

Prozent, in der Kontraktlogistik um 

4,8 Prozent und besonders deutlich in 

der Luft- und Seefracht (10,3 Prozent 

beziehungsweise 8,1 Prozent). 

Im Schienengüterverkehr ist die 

Verkehrsleistung 2017 um 2,3 Pro-

zent gesunken. Dennoch zeigte sich 

die DB-Spitze zuversichtlich, dass 

DB Cargo künftig zu Wachstum 

kommen wird. Bis 2022 sollen bis zu 

100 neue Mehrsystemloks und rund 

4000 moderne Güterwagen beschafft 

werden. Im Masterplan Schienengü-

terverkehr des Bundes und der damit 

verbundenen Trassenpreissenkung 

sieht die DB wichtige Verbesserungen 

für die Wettbewerbsfähigkeit im 

Güterverkehr. 

Der Integrierte Bericht 2017 der DB 

— „Auf in eine neue Zeit“ — kann 

heruntergeladen werden: 

https://ib.deutschebahn.com. 

 
Der DB-Vorstand präsentierte am 22. März 2018 in Berlin die Ergebnisse des Jahres 2017 und gab einen Ausblick auf das Geschäft im 

laufenden Jahr. Im Bild von links nach rechts: Martin Seiler (Vorstand Personal und Recht), Professorin Dr. Sabina Jeschke (Vorständin 

Digitalisierung und Technik), Ronald Pofalla (Vorstand Infrastruktur). Dr. Richard Lutz (Vorstandsvorsitzender), Oliver Schumacher 

(Konzernpressesprecher) sowie Berthold Huber (Vorstand Personenverkehr); 

Foto: DB AG / Pablo Castagnola. 

 

https://ib.deutschebahn.com/ib2017/de/start.html
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Projekt 

„Fahr umweltbewusst“ 

bringt Licht in den Markt 

der Fahrerassistenzsysteme 

im Schienenverkehr 

Von Ulrike Hunscha, Berlin; 

Leiterin Drittmittelprojekte 

der Allianz pro Schiene e.V. 

Aufgrund seiner hohen Energieeffizi-

enz, einem 42-prozentigem Anteil er-

neuerbarer Energie im Bahnstrommix 

sowie über 90 Prozent elektrisch 

erbrachter Verkehrsleistung, ist der 

Schienenverkehr das klimaschonends-

te motorisierte Transportmittel. Der 

Einsatz von Fahrerassistenzsystemen 

im Schienenverkehr verspricht zu-

sätzliche Energieeinsparungen von 

durchschnittlich 15 Prozent. 

Ausgangslage 

Die Marktdurchdringung von Fahrer-

assistenzsystemen im Schienenver-

kehr ist heute noch immer sehr gering. 

Rund 15 Prozent der Schienenfahr-

zeuge verfügen über ein solches tech-

nisches System. Die Gründe dafür sind 

vielschichtig. Energiesparendes Fah-

ren und ein geringer Energieverbrauch 

spielen bei der Vergabe von Leistun-

gen im Schienenpersonennahverkehr 

keine oder kaum eine Rolle. Im Güter-

verkehr stehen die Bahnen in Deutsch-

land unter großem Wettbewerbsdruck 

und erwirtschafteten nach Angaben 

der Bundesnetzagentur
3
 in den letzten 

drei Jahren eine negative Umsatzren-

dite. Dadurch fehlt es an der nötigen 

Investitionskraft für Innovationen. 

Bisher gibt es zudem keinen nennens-

werten Erfahrungsaustausch zwischen 

Anbietern und potenziellen Anwen-

dern von Fahrerassistenzsystemen. 

Eine belastbare Informationsquelle, 

die verfügbare Systeme vorstellt, 

Einführungs- und Betriebskosten 

darlegt oder die Höhe des Energie-

einsparpotenzials offenlegt, fehlte 

bislang. 

Relevanz von Fahrerassistenz-

systemen im Schienenverkehr 

Fahrerassistenzsysteme geben dem 

Triebfahrzeugführer über akustische 

und optische Signale Fahrempfeh-

                                                 
3 Bundesnetzagentur: Marktuntersuchung 

Eisenbahnen 2017. 

lungen, die den Bedarf an Traktions-

energie und den Ausstoß von Treib-

hausgas-Emissionen minimieren 

können. So kann der Schienenverkehr 

dazu beitragen, die Klimaschutzziele 

der Bundesregierung zu erreichen. Für 

den Verkehrssektor hat sie sich im 

Klimaschutzplan 2050 vorgenommen, 

die Treibhausgasemissionen bis zum 

Jahr 2030 um mindestens 40 Prozent 

zu reduzieren. Das ist auch dringend 

nötig, denn der Verkehr ist der einzige 

Wirtschaftsbereich, in dem der Treib-

hausgas-Ausstoß seit 1990 nicht ge-

sunken ist, da das anhaltende Ver-

kehrswachstum alle Effizienzgewinne 

kompensiert hat. 

Auch aus betriebswirtschaftlicher 

Perspektive ist der Einsatz von Fahrer-

assistenzsystemen sinnvoll. Er ermög-

licht es den Unternehmen, Ressourcen 

sparsam einzusetzen und durch das 

Vermeiden unnötiger Brems- und 

Beschleunigungsvorgänge die Kosten 

für Energie, Instandhaltung und War-

tung zu senken. 

Fahr umweltbewusst! 

Um diese und weitere Vorteile der 

Fahrerassistenzsysteme in der 

Schienenbranche bekannt zu machen, 

setzt die Allianz pro Schiene seit 

März 2017 das von der Deutschen 

Bundesstiftung Umwelt geförderte 

Projekt „Fahr umweltbewusst!“ um. 

Es bringt Anbieter und Anwender von 

Fahrerassistenzsystemen aus den 

Bereichen Schienenpersonen- und 

Schienengüterverkehr in einen struk-

turierten Dialog zusammen, die sich 

im Rahmen von Workshops über Er-

fahrungen, Best-Practice und Hemm-

nisse bei der Einführung austauschen. 

Das Ziel dieser Gespräche ist es, das 

Bewusstsein für mehr Energieeffizi-

enz im Schienenverkehr zu schärfen, 

Unternehmen zu motivieren, Fahrer-

assistenzsysteme anzuschaffen und 

Möglichkeiten der Implementierung 

aufzuzeigen. Als Grundlage des Dia-

logs dient eine von der Allianz pro 

Schiene in Auftrag gegebene Markt-

studie
4
, die die bestehenden Angebote 

                                                 
4 MRK Management Consultants GmbH: 

Projekt Fahr umweltbewusst. Energie-

verbrauch im Schienenverkehr durch den 

Einsatz von Fahrerassistenzsystemen 

reduzieren. Marktüberblick Fahrer-

assistenzsysteme 2017 

von Fahrerassistenzsystemen mit 

Funktionen zur Energieeinsparung 

erfasst, die Systeme nach unterstützter 

Antriebsart, Installationsart und Ein-

satzbereichen systematisiert und 

praktische Erfahrungen der Anwender 

dokumentiert. 

Einsatzgründe der Anwender 

Die Entscheidung eines Eisenbahn-

verkehrsunternehmens, ein Fahrer-

assistenzsystem einzuführen, beruht 

auf vielfältigen Gründen. Laut Ergeb-

nissen einer Befragung, die im 

Rahmen der Marktstudie durchge-

führt wurde, sind mögliche Kosten- 

und Energieeinsparungen der größte 

Motivator. 

Daneben sind auch die kostenwirk-

samen Nebeneffekte relevant, die sich 

mit den Systemen erzielen lassen. Die 

befragten Anwender haben bestätigen 

können, dass der Einsatz eines Fahrer-

assistenzsystems im realen Betrieb zu 

Verschleißreduktionen im Bremsbe-

reich sowie in der Mechanik geführt 

hat, durch die sie ihre Kosten für 

Wartung und Instandhaltung senken 

konnten. 

 
Abbildung: Einsatzgründe von 

Anwendern für die Einführung eines 

Fahrerassistenzsystems. 

Die Marktstudie fasst die zehn wich-

tigsten Einführungsgründe, die in der 

Befragung ermittelt wurden, auch 

prozentual zusammen (siehe Abbil-

dung oben). Die Übersicht macht 

deutlich, dass die wichtigsten Einfüh-

rungsgründe vor allem betriebswirt-

schaftlich relevant sind. Ihr Erfolg ist 

messbar. Weiche Faktoren wie der 

Imagegewinn eines Unternehmens 
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oder die Verbesserung des Verkehrs-

flusses spielen bei den befragten 

Anwendern nur eine untergeordnete 

Rolle. 

Die Erkenntnisse der Marktstudie und 

des ersten Dialogworkshops in 2017 

haben deutlich gemacht, dass das 

Energiesparpotenzial eines Fahrer-

assistenzsystems insbesondere von 

drei korrelierenden Faktoren abhängt: 

1. Bereitstellung von 

Infrastrukturdaten 

Um eine Empfehlung abzugeben, 

benötigt das Fahrerassistenzsystem 

zahlreiche Input-Daten. Dazu zählen 

dynamische Betriebsdaten wie Infor-

mationen über betriebliche Störungen 

oder Baustellen, die Fahrplanlage, so-

wie Informationen über den Strecken-

verlauf, Fahrzeugleistungsdaten oder 

Fahrzeugpositionen auf der Strecke
5, 6

. 

In den ersten Projektworkshops wurde 

klar, dass viele Eisenbahnverkehrs-

unternehmen im realen Betrieb bisher 

auf nur wenige Infrastrukturdaten 

zugreifen können. Das Gleiche gilt 

für die Nutzung aktueller Betriebs-

daten. Ein kostenfreier Zugang im 

Schienennetz, der diese Daten für alle 

Anwender diskriminierungsfrei zur 

Verfügung stellt, fehlt bisher. 

2. Vernetzung von 

Fahrerassistenzsystemen 

Die Arbeitsergebnisse der Workshops 

zeigen zudem, dass sich Fahrerassis-

tenzsysteme unterschiedlicher Her-

steller durch das Fehlen standardisier-

ter Input-Daten und einheitlicher 

Schnittstellen im Schienennetz noch 

nicht miteinander vernetzen und 

kommunizieren können. Dadurch 

wird zum einen die Konfiguration des 

Programmcodes zur Berechnung von 

Fahrempfehlungen individuell für 

jedes Verkehrsunternehmen ange-

passt. Alle notwendigen Daten müs-

                                                 
5 Häger, Stephan; Zapf, Udo: „Heran-

gehensweisen ‚Digitalisierung‘: Der 

spannende Weg der Daten von einem 

Schienenfahrzeug zum Nutzer“, in Eisen-

bahntechnische Rundschau 10/2017, S. 20. 
6 Scheier, Benedikt; Schumann, Tilo; 

Meyer zu Hörste, Michael; Dittus, Holger; 

Winter, Joachim: „Wissenschaftliche 

Ansätze für einen energieoptimierten 

Eisenbahnbetrieb“, in Eisenbahn Ingenieur 

Kalender 2014 (DVV Media Group | 

Eurailpress), S. 270f. 

sen manuell eingespeist werden. Für 

Anwender entsteht so ein erheblicher 

Mehraufwand. Zum anderen müssen 

Hersteller zudem häufig proprietäre 

Lösungen für Anwender entwickeln, 

die nicht immer miteinander kompa-

tibel sind. Systeme unterschiedlicher 

Hersteller können sich auch dadurch 

nicht problemlos zum Datenaustausch 

miteinander vernetzen. Zusätzlich 

mögliche Energieeinsparungen gehen 

verloren. 

3. Akzeptanz der 

Triebfahrzeugführer 

Alle teilnehmenden Akteure des Dia-

logs stimmen darüber ein, dass der 

Triebfahrzeugführer die Schlüssel-

figur des Fahrzeugbetriebs ist und 

auch in Zukunft bleiben soll. Er ent-

scheidet als letzte Instanz, eine vom 

Fahrerassistenzsystem berechnete 

Fahrempfehlung anzunehmen oder 

nicht. 

Erste Befragungsergebnisse von 

Triebfahrzeugführern der DB Car-

go AG, die im Rahmen der ersten 

Workshops vorgestellt wurden, unter-

streichen, dass die Annahmequote 

einer Fahrempfehlung unmittelbar 

von der Qualität der Fahrempfehlung 

abhängt. Erhält der Triebfahrzeug-

führer aufgrund der niedrigen Daten-

qualität
7
 ungenaue oder fehlerhafte 

Fahrempfehlungen, lehnt er diese 

aufgrund seiner Sicherheitsverant-

wortung schnell ab. Auch ablenkende 

visuelle oder akustische Signale des 

Systems sowie zu viele dargestellte 

Informationen führen dazu, die Fahr-

empfehlung nicht anzuwenden. 

Laut Angaben der Workshop-Akteure 

sollten Unternehmen die Akzeptanz 

des Fahrpersonals von Anfang an 

fördern: sie sollten alle Mitarbeiter 

von Anfang an in den Einführungs-

prozess und in das fortlaufende Opti-

mierungsmanagement eines Fahrer-

assistenzsystems einbinden, die 

Systeme auf die Bedürfnisse der 

Triebfahrzeugführer ausrichten und 

abstimmen. Sie sollten zudem fortlau-

fend Schulungen anbieten, um das 

                                                 
7 Bock, Ulrich; Maas, Steffen; Mäder, 

Johannes: „Erfolgsfaktoren bei der Asset-

Digitalisierung im Schienenverkehr“, 

Eisenbahntechnische Rundschau 9/2017, 

S. 36. 

Personal für den Einsatz eines Fahrer-

assistenzsystems zu sensibilisieren. 

Um die Marktdurchdringung von 

Fahrerassistenzsystemen im Schienen-

verkehr zu beschleunigen, soll im 

weiteren Projektverlauf der Frage 

nachgegangen werden, wie eine Stan-

dardisierung der Input-Daten erreicht 

werden kann und wie Eisenbahnver-

kehrs- und Infrastrukturunternehmen 

die dynamische Datenübertragung 

zwischen Infrastruktur und Fahrzeu-

gen gemeinsam forcieren können. Der 

erste Schritt diese Herausforderung 

zu meistern, ist ein offener Dialog 

aller Beteiligten, den das Projekt 

„Fahr umweltbewusst“ bereits initiiert 

hat. Aus den Ergebnissen des umfas-

senden Dialogs werden abschließend 

Handlungsempfehlungen erarbeitet, 

die darstellen, wie der Einsatz von 

Fahrerassistenzsystemen bei Eisen-

bahnverkehrsunternehmen gefördert 

werden kann. 

Zusammenfassung 

Kleines System, große Wirkung? Der 

Einsatz von Fahrerassistenzsystemen 

ermöglicht dem Schienenverkehr, 

Personen und Güter noch energie- 

und kosteneffizienter zu transportie-

ren. Dadurch kann der Schienenver-

kehr seine Umweltbilanz steigern und 

im intermodalen Wettbewerb gestärkt 

werden. 

Der Schlüssel für den erfolgreichen 

Einsatz von Fahrerassistenzsystemen 

im Schienenverkehr ist die Akzeptanz 

der Triebfahrzeugführer sowie die 

Qualität der zu verarbeitenden dyna-

mischen Daten und ihre Übertragung 

über normierte Schnittstellen. Die 

Auswertung dieser Daten eröffnet zu-

dem die Möglichkeit, neue Erkennt-

nisse zu gewinnen, die für betriebliche 

Prozessoptimierungen innerhalb eines 

Unternehmens, aber auch unterneh-

mensübergreifend genutzt werden 

können. 

Um die Potenziale der neuen Umwelt-

technologie optimal nutzen zu können, 

muss ein einheitlicher Wissensstand 

über Technologie, Prozesse und Ver-

antwortlichkeiten geschaffen werden, 

der für alle Akteure des Schienenver-

kehrs leicht zugänglich und umsetz-

bar ist. Die Erarbeitung eines umfas-

senden Bildungskonzepts ist der erste 
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Meilenstein zur Erreichung dieses 

Ziels, den das Projekt „Fahr umwelt-

bewusst“ noch in diesem Jahr umset-

zen wird. 

Weitere Bahnreform 

in Frankreich 

Unter der Überschrift „L’avenir du 

Transport ferroviaire“ („Die Zukunft 

des Eisenbahnverkehrs“) hat der 

ehemalige Chef der Fluggesellschaft 

Air France-KLM, Jean-Cyril Spinetta, 

am 15. Februar 2018 seine Empfeh-

lungen zu einer grundlegenden Re-

form der französischen Eisenbahn 

SNCF seinem Auftraggeber, dem 

französischen Premierminister 

Edouard Philippe, übergeben. Ziel 

des Berichts ist es, die SNCF auf die 

Marktöffnung im nationalen Personen-

verkehr ab 2020 (4. Eisenbahnpaket 

der EU) vorzubereiten. 

Für eine erfolgreiche Marktöffnung 

sieht Spinetta zwei Voraussetzungen: 

 „Die Umstrukturierung der Eisen-

bahn hin zu ihren Systemstärken, 

um die Nachfrage besser zu befrie-

digen und einen Quantensprung 

bei der Produktivität zu erzielen. 

 Die Garantie eines dauerhaften 

finanziellen Gleichgewichts, was 

eine ständige Anstrengung zur Ko-

stenreduktion bei allen Betreibern 

erfordert, aber auch die Übernahme 

der Verschuldung wegen der un-

genügenden öffentlichen Finan-

zierung seit 1997.“ 

Im ersten Teil analysiert der Bericht 

die heutige Situation der SNCF, im 

zweiten Teil werden insgesamt 43 

Empfehlungen für eine weitere Re-

form der SNCF (nach 1997 und 2014, 

siehe Folge 101 der GRV-Nachrich-

ten, Seite 14). gegeben. Auf einige 

wird hier kurz eingegangen. 

Der Status der SNCF­Eisenbahner 

soll abgeschafft werden (unter ande-

rem Ruhestand mit 55 Jahren). Vor-

geschlagen werden Abfindungen zum 

Ausscheiden; neue Mitarbeiter sollen 

zu den in der Privatwirtschaft üblichen 

Konditionen eingestellt werden. 

Wenn Ausschreibungen im Schie-

nenpersonennahverkehr verloren 

werden, soll der neue Betreiber die 

bisherigen Beschäftigten übernehmen. 

Die Verkehrstochter SNCF Mobilité, 

das Infrastrukturunternehmen SNCF 

Réseau und die Gütertochter Fret 

SNCF sollen in Aktiengesellschaften 

umgewandelt werden. 

9000 Kilometer Nebenstrecken 

sollen in die Verantwortung der Re-

gionen übergehen. 

Solange Lkw keine Maut bezahlen, 

die auch ihre externen Kosten decken, 

sollen die Trassengebühren des 

Schienengüterverkehrs unter den 

Grenzkosten gehalten werden (Emp-

fehlung 16). 

Laut Spinetta sind 70 Prozent der 

TGV-Strecken defizitär, es sollen 

keine weiteren Strecken gebaut wer-

den und die bedienten Bahnhöfe 

sollen reduziert werden. 

Wenn die Regierung Macron den 

Empfehlungen Spinettas folgt, ist eine 

massive Auseinandersetzung mit den 

Gewerkschaften zu erwarten
8
 — der 

Ausgang bleibt abzuwarten. 

Der 127-seitige „Spinetta-Bericht“ 

kann in französisch heruntergeladen 

werden: 

www.ladocumentationfrancaise.fr. 

Eisenbahn-

infrastruktur 

Das Schweizer 

Bahngeheimnis 

Rede von Dr. Peter Füglistaler, 

Direktor des Bundesamtes für 

Verkehr (BAV) der Schweiz, 

beim Neujahrsempfang des Verbands 

der Bahnindustrie in Deutschland 

(VDB) am 18. Januar 2018 in Berlin 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Zuerst einmal besten Dank für die 

Einladung zum Neujahrsempfang 

2018 des Verbands der Deutschen 

Bahnindustrie. Es freut mich sehr hier 

unter Ihnen zu sein. 

Ich möchte Ihnen für das neue Jahr 

ein paar Denkanstöße geben, damit 

Diskussionen anregen und ja, auch 

ein paar provokative Positionen ein-

nehmen. Deshalb werde ich heute 

 ein Geheimnis verraten 

 zwei Lieblingswörter erörtern 

 und versuchen, ein paar Grenzen 

zu lockern. 

Einige von Ihnen kennen vielleicht 

die Werbespots des Appenzeller Käse 

aus der Schweiz: Drei ältere Herren 

sitzen in traditioneller Tracht auf einer 

Bank, draußen in der Appenzeller 

Bergwelt und genießen ein Stück 

Appenzeller Käse. Ein deutscher 

Tourist möchte unbedingt das Ge-

heimnis dieses speziell würzigen 

Käses kennen. Es wird ihm jedoch 

nicht verraten. 

Es tut mir leid, auch ich kenne das Ge-

heimnis des Appenzeller Käse nicht. 

                                                 
8 Am 03. April 2018 begann ein Intervall-

streik, zu dem die Gewerkschaften auf-

gerufen haben; bis zum 28. Juni sollen 

immer abwechselnd zwei Tage gestreikt 

und drei gearbeitet werden. 

 
Grafik :Entwicklung der Streckenlänge und des Personen- (Milliarden Personenkilometer) 

und Güterverkehrs (Milliarden Tonnenkilometer) in Frankreich 1950 bis 2010; 

Quelle: „Spinetta-Bericht“, Seite 14. 

http://www.ladocumentationfrancaise.fr/var/storage/rapports-publics/184000093.pdf
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Und auch ich werde es nie erfahren, 

da ich Aargauer bin und nicht Appen-

zeller. Aber ich kenne ein anderes 

Geheimnis — das des Schweizer 

Bahnsystems. Man könnte sagen, das 

Schweizer Bahngeheimnis. Dieses 

möchte ich Ihnen nun verraten. 

Das Geheimnis des Bahnsystems der 

Schweiz ist Geld. Ganz banal — 

Geld, genauer gesagt: viel Geld. In 

der Schweiz wird im Verhältnis deut-

lich mehr Geld in das Bahnsystem 

investiert als in anderen Ländern. 

Was bedeutet das? Wie viel ist mehr 

Geld? Die Schweiz investiert pro Jahr 

gegen 3,8 Milliarden Euro für den 

Substanzerhalt und Ausbau der 

Bahninfrastruktur und den Betrieb. 

3,8 Milliarden für ungefähr 5200 

Kilometer Schiene. Das ergibt rund 

740 000 Euro pro Bahnkilometer — 

pro Jahr. In Deutschland betragen die 

Investitionen momentan gut ein Sechs-

tel davon pro Jahr und Kilometer
9
. Da 

ist man als Schweizer schon mal 

positiv überrascht, wie gut das deut-

sche Bahnsystem funktioniert. 

Natürlich, diese hohen Investitionen 

mögen ein eher offenes Geheimnis 

sein. An sich ist es auch nicht sehr 

aufschlussreich. Eine Frage, die sich 

aufdrängt ist: 

Warum investiert die Schweiz — 

ganz bewusst — so viel Geld in das 

Bahnsystem? 

Um das zu beantworten, muss eines 

klar sein: Die Bewältigung der Mobi-

lität ist ein zentraler Punkt der Wett-

bewerbsfähigkeit eines Landes. Man 

braucht eine langfristig geplante, 

anpassungsfähige, umwelt- und sozi-

alverträgliche Mobilität. So wird man 

zu einem starken Wirtschaftsstandort, 

und bleibt es. Ein Land macht sich 

folglich keinen Gefallen, wenn es bei 

den Investitionen in eine umweltver-

trägliche Mobilität spart. Die Schweiz 

hat nach kargen Investitionen für die 

Bahn in den 1960er und 70er Jahren 

diese Erfahrung gemacht, und erst ab 

Ende der 80er Jahren die Bedeutung 

                                                 
9 Deutschland zirka 38 000 Kilometer 

Schienennetz  33 000 Kilometer davon 

DB, zirka 3,9 Milliarden Euro pro Jahr 

(LuFV II)  118 000 Euro pro Kilometer 

pro Jahr 

Quelle: Allianz pro Schiene 

www.allianz-pro-schiene.de. 

eines effizienten und umweltfreundli-

chen Schienenverkehrs erkannt. 

Deshalb investiert die Schweiz derart 

viel Geld in das Bahnsystem; weil es 

die Attraktivität und die Wettbewerbs-

fähigkeit des Landes fördert. Sie, 

meine Damen und Herren, müssen 

sich also überlegen, wie sie Ihren 

Entscheidungsträgern diesen Mehr-

wert der Investitionen in das Bahn-

system glaubhaft verkaufen können. 

Die Schweiz hat in den letzten Jahren 

und Jahrzehnten verschiedene Groß-

projekte im Bahnbereich in Angriff 

genommen, wobei zum Beispiel die 

NEAT [Neue Eisenbahn-Alpentrans-

versale] mit den drei Basistunneln 

Gotthard, Lötschberg und Ceneri oder 

der Zürcher Tiefbahnhof herausste-

chen. Der Wille war da. Aber wie 

führt man solche Jahrhundertprojekt 

zum Erfolg? Wer soll das Ganze 

bezahlen? Die Schweiz musste an 

solchen Fragen wachsen und neue 

Ideen finden. Vor 30 Jahren war die 

NEAT nur eine grandiose Projekt-

idee, die nicht finanziert war. Der 

Schlüssel zur Realisierung ist die 

Finanzierung. Vor 20 Jahren hat man 

daher einen Fonds für den Bau der 

NEAT eingerichtet, der den finanziel-

len Rahmen für dieses Großprojekt 

fixierte. 

Stellen Sie sich vor: Sie diskutieren 

nicht mehr darüber, ob und wie viel 

Geld in das Bahnsystem investiert 

wird. Sie müssen sich „nur noch“ 

einigen, wie und wo das Geld ausge-

geben wird. Eine attraktive Vorstel-

lung, finde ich. Und ich bin nicht der 

Einzige. Nach den guten Erfahrungen 

mit dem Fonds für die NEAT, hat die 

Schweizer Bevölkerung am 09. Febru-

ar 2014 entschieden, einen Bahninfra-

strukturfonds einzuführen. 

Dieser Fonds wird nun kontinuierlich 

gespeist aus fixen Anteilen aus der 

direkten Bundessteuer, aus der 

Mehrwertsteuer, aus den Erträgen der 

Schwerverkehrsabgabe und aus Bei-

trägen des Bundeshaushaltes sowie 

der Kantonen. Die Finanzierung der 

Investitionen in die Bahninfrastruktur 

ist seither gewährleistet. Diskussio-

nen über das Geld sind minimiert. Ich 

denke es ist unnötig, lange auszufüh-

ren, welche Erleichterung dies für die 

Arbeit meines Bundesamtes ist. Wir 

schätzen uns glücklich. Soweit meine 

Anregungen zum „Bahngeheimnis“, 

das eigentlich ein Finanzierungs-

Geheimnis ist. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit 

nun auch über unser aller Lieblings-

worte sprechen — Digitalisierung 

und Technologie. Ich möchte mich 

dabei kurz halten, denn wir in der 

Bahnbranche müssen aufhören, ledig-

lich davon zu sprechen. Wir müssen 

anfangen mit der Digitalisierung und 

neuen Technologien zu arbeiten. Wir 

dürfen nicht zögern. Wenn Sie immer 

auf das neuste Handy warten würden, 

hätten Sie noch nie eins gekauft. 

Genau so dürfen wir Erneuerungen in 

der Bahnbranche nicht hinausschie-

ben, bloß weil danach eine andere 

kommen wird. Entwicklung und 

Veränderung ist unser „Daily Busi-

ness“. Das Arbeiten mit der Digitali-

sierung und mit neuen Technologien 

ist eine Kernaufgabe der Industrie. Es 

ist unser Job und wir sollten in end-

lich richtig machen. Denn es wäre ein 

überaus schlechter Witz, wenn die 

Bahnindustrie verpassen würde, auf 

diesen Zug aufzuspringen. 

Denken Sie an den Zug namens 

ETCS. Das European Train Control 

System. ETCS basiert auf der Vision 

eines „Open Access“, das heißt eines 

freien Zugangs auf dem Europäischen 

Schienennetz: Europäische Züge 

können auf einem europäischen Netz 

verkehren ohne Einschränkungen. 

Auch dies, eine attraktive Vorstel-

lung. Eine Idee, an deren Umsetzung 

wir ebenfalls wachsen müssen. Die 

Schweiz ist daran, ihr gesamtes 

Bahnnetz mit ETCS Level 1 Limited 

Supervision auszustatten. Im Jahr 

1998 haben wir den Grundsatzent-

scheid dafür getroffen. Bis zu diesem 

Zeitpunkt hatten auch wie ein natio-

nales Leitsystem, das durch die natio-

nale Industrie entwickelt und herge-

stellt wurde und erlaubte, dass natio-

nal produzierte Züge verkehren kön-

nen. Aufgrund von Entwicklung in 

der Industrie — (nur in Klammer: 

mehrmalige Fusionen, ohne dass die 

Qualität gestiegen oder die Kosten 

gesunken wären) — ließen uns keine 

andere Wahl, als das veraltete natio-

nale System durch ein europäisches 

abzulösen. Seither konnten und muss-

https://www.allianz-pro-schiene.de/themen/infrastruktur/schienennetz
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ten wir einige Erfahrung sammeln. 

Vier möchte ich hier hervorheben: 

 Ja, ETCS entwickelt sich weiter 

und bedingt deshalb gewisse 

Flexibilität. 

 Ja, bei ersten Einführungen von 

ETCS können Anfangsschwierig-

keiten entstehen. Das war in der 

Schweiz so und Sie konnten ja im 

Dezember auf der Strecke 

München – Berlin selbst erleben. 

 Ja, der Wille für ETCS und die 

aktuelle Umsetzung sind sehr 

unterschiedlich in Europa. 

 Und ja, es führt kein Weg daran 

vorbei. 

Das Ziel muss sein, Züge frei durch 

ganz Europa fahren zu lassen. ETCS 

ist die einzige Lösung dafür. Das 

bedingt Investitionen, sowohl in das 

Netz wie in Rollmaterial, das bedingt 

die Schulung für das Bahnpersonal in 

vielfältigen Bereichen. Am wichtigs-

ten aber, bedingt es mehr Europa: 

mehr Interoperabilität, harmonisierte 

europäische Zulassungen, Abgabe 

von Kompetenzen an die ERA. 

Warum? Warum ETCS, warum Eu-

ropa? Die Bahnindustrie ist nicht 

mehr national. Auch hier weht längst 

ein globaler, rauer Wind. Die ver-

schiedenen nationalen Bahnsysteme 

in Europa können sich alleine nicht 

gegen die globale Konkurrenz be-

haupten. Nehmen wir das Beispiel 

China: Ein aggressiver Marktteilneh-

mer, vom Staat unterstützt und mit 

Komplettlösungen im Angebot. Die 

Europäische Bahnindustrie wird dem 

gegenüber nur mit einer kollektiven 

Antwort ernst genommen werden. 

Eine kollektive Antwort, die keine 

Kopie ist, sondern eine echte Alterna-

tive. 

Eine Alternative für Südamerika zum 

Beispiel. Dort läuft die Planung für 

den „Tren Bi-Oceanico“, einer Eisen-

bahnverbindung zwischen Brasilien 

über Bolivien nach Peru. Internatio-

nal, mit großen Herausforderungen 

und genau so großen Aufträgen für 

Unternehmen der Bahnindustrie. Die 

Arbeitsgemeinschaft der deutschen 

und schweizerischen Bahnindustrie, 

die für das Projekt gebildet wurde, ist 

das beste Beispiel, wie wir in Europa 

auf dem globalen Bahnmarkt zusam-

menarbeiten müssen. In diese Rich-

tung müssen wir gehen. Gemeinsam. 

Meine Damen und Herren, wir alle 

wissen, die Bahnwelt steht nicht still, 

aber sie braucht Schub. Wir sind in 

der Position, ihr diesen zu geben, 

indem wir die notwendigen Investiti-

onen ermöglichen, neue Technologie 

integrieren und in Europa enger zu-

sammenarbeiten. Ich wünsche Ihnen 

dafür die nötige Motivation und viel 

Erfolg. 

Besten Dank. 

Fundamentalopposition löst 

keine Probleme 

Von Wolfgang Klapdor, Gimbsheim, 

Vorsitzender des Vereins Pro Bahn & 

Bus e.V. und Vizepräsident des Deut-

schen Bahnkunden-Verbands. 

Wir danken dem Verein Pro Bahn & 

Bus e.V., in dessen Mitgliederzeitung 

„Hessenschiene“, Ausgabe 1/2018, 

der Beitrag erstmals erschien, für die 

freundliche Genehmigung zum Ab-

druck. 

Um Bahnprojekte wird heute genauso 

gestritten wie um andere Großprojekte. 

Das ist Ausdruck einer jahrzehntelang 

praktizierten Abkehr vom Obrigkeits- 

prinzip und Hinweis auf das Wachsen 

einer gefestigten Demokratie. Und 

doch ist es nötig, auf die vielfach 

miserable Qualität der Auseinander-

setzung hinzuweisen. Getrieben wer-

den die Proteste meistens von persön-

licher Betroffenheit. Oft geht es um 

Lärm, seltener um andere Emissions-

arten. Das ist in Ordnung, niemand 

muss sich nach Jahrzehnten des ex-

zessiven Ausbaus von Verkehrswegen 

eine Autobahn oder eine Bahnstrecke 

ohne ausreichenden Schallschutz vor 

das Fenster setzen lassen. Jeder An-

wohner ist Experte für sein Grundstück 

oder seine Wohnung, darf und soll 

mitreden. 

Problematisch wird es, wenn mit allen 

Mitteln eine Fundamentalopposition 

herbeiargumentiert wird, weil man ein 

von allen Seiten akzeptiertes Projekt 

am liebsten ganz verhindern möchte. 

Da kommen schnell Halb- oder Un-

wahrheiten ins Spiel. Beispiel: Die 

Gegner des viergleisigen Ausbaus 

der Main-Weser-Bahn Frankfurt – 

Friedberg beschwören gerne den an-

geblichen Anstieg des Güterverkehrs 

herauf, wohl wissend, dass der Knoten 

Frankfurt kaum weitere Güterzüge 

verkraftet, und traditionell die Umge-

 
Mit einem symbolischen Spatenstich begannen am 19. Dezember 2017 die Baumaßnahmen 

für die Erste Baustufe (Frankfurt West – Bad Vilbel) des viergleisigen Ausbaus der 

Main-Weser-Bahn zwischen Frankfurt West und Bad Vilbel. 

Im Bild von links nach rechts: Klaus Oesterling (Stadtrat und Verkehrsdezernent der 

Stadt Frankfurt am Main), Professor Knut Ringat (Sprecher der Geschäftsführung des 

Rhein-Main-Verkehrsverbundes), Joachim Arnold (Landrat des Wetteraukreises), 

Dr. Klaus Vornhusen (Konzernbevollmächtigter der DB AG für das Land Hessen), 

Professor Dr. Dirk Rompf (Vorstand Netzplanung und Großprojekte der DB Netz AG), 

Tarek Al-Wazir (Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung des 

Landes Hessen) und Gerd-Dietrich Bolte (Leiter Großprojekte Mitte der DB Netz AG); 

Foto: DB AG / Andreas Varnhorn. 
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hungsstrecke Friedberg – Hanau für 

diese Verkehrsart am stärksten genutzt 

wird. Flott wird dann mal eine völlig 

neue Bahn entlang der Autobahn A5 

ins Spiel gebracht, die angeblich dem 

System Schiene nutze und vor allem 

Güterzugfahrten ermögliche. Nun zeigt 

der Blick auf eine Landkarte, dass die 

A5 an kaum einer Stelle natürlichen 

Flusstälern folgt. Selbst da, wo paral-

el ausreichend Platz bestanden hätte, 

wurde diese in der Frühphase des 

Autobahnbaus entstandene Fernstraße 

an den Berghängen entlang trassiert. 

Übrigens ein Umstand, der auch dem 

Pkw- und besonders dem Lkw-

Verkehr vielfach Probleme bereitet. 

Aber genau diese Trasse soll sich für 

Schienen-Güterfernverkehr eignen 

— glaubt man den Gegnern der vier-

gleisigen Main-Weser-Bahn. 

Oder es wird der akkubetriebene Elek-

trobus ins Gespräch gebracht, wenn 

es darum geht, eine Schienenstrecke 

vor der eigenen Haustür zu verhindern. 

In Sachen E-Mobilität auf der Straße 

stehen wir heute etwa da, wo die Flug-

gerätkonstrukteure an der Wende vom 

19. zum 20. Jahrhundert standen. Da-

mals wurde die Frage diskutiert, ob 

dem Prinzip „leichter als Luft“ oder 

„schwerer als Luft“ die Zukunft gehört. 

Heute geht es um Dinge wie „Brenn-

stoffzelle als Alternative“ oder „in 

motion-charging“, worunter beim E-

Bus vor allem die Aufladung unter der 

bewährten Oberleitung zu verstehen 

ist. E-Bus klingt nach E-Mobilität, und 

die ist momentan hip, vor allem in der 

Politik. Aktuell wird der E-Bus von 

einzelnen Politikern des Lumdatals 

ins Gespräch gebracht, verbunden mit 

dem absurden Vorschlag, die Schienen 

der Bahn durch ein Asphaltband zu 

ersetzen. 

Auch Pro Bahn & Bus besteht zu 

einem Großteil aus interessierten 

Laien. Durch lange Beschäftigung mit 

komplexen Themen rund um Bahn 

und Bus ist aber einiges an Wissen 

entstanden. Initiativen, die sich primär 

um Lärmschutz kümmern, könnten 

davon profitieren, wenn sie zur Zu-

sammenarbeit bereit wären. Viele von 

ihnen verbreiten aber lieber kaum er-

probte Rezepte zur angeblich besseren 

Gestaltung des Massenverkehrs — 

und untergraben so ihre eigene 

Glaubwürdigkeit. 

Bedarfsplanumsetzungs-

vereinbarung ist in Kraft 

Die Bedarfsplanumsetzungsvereinba-

rung (BUV) ist seit 01. Januar 2018 in 

Kraft. Sie wurde zwischen dem Bun-

desverkehrsministerium und der DB 

vereinbart, um das Finanzierungspro-

cedere für Aus- und Neubauprojekte 

zu vereinfachen und sie schneller 

planen und bauen zu können. 

Der Bund fördert die Planungskosten 

eines Projekts nun nicht mehr pau-

schal mit 18 Prozent der Baukosten. 

Stattdessen werden die Gesamtkosten 

eines Vorhabens gefördert, das heißt. 

die Kopplung zwischen Planungs- und 

Baukosten entfällt. Dies ermöglicht 

eine bessere Kosten- und Risikoein-

schätzung, langwierige Debatten um 

die Finanzierung von Vorhaben kön-

nen nun entfallen. Die DB beteiligt 

sich in Höhe des ihr entstehenden 

wirtschaftlichen Vorteils an den Pro-

jekten. 

Steigen die Kosten für ein Projekt 

über den prognostizierten Wert, ist 

die Bahn auch an der Kostenstei-

gerung beteiligt. Mit der BUV sagt 

die DB dem Bund außerdem nach 

Vorliegen des Planfeststellungs-

beschlusses verbindliche Inbetrieb-

nahme-Termine zu. Kommt es zu 

Verzögerungen, werden Strafzah-

lungen fällig. 

Neu ist auch die Einbindung des 

Deutschen Bundestags: Er wird künf-

tig nach der Leistungsphase 2 (Vor-

planung mit Kostenschätzung) über 

die Vorzugsvariante eines Projektes 

unterrichtet. Dabei fließen auch die 

Erkenntnisse aus der frühen Bürger-

beteiligung ein. Dadurch soll die 

Planungssicherheit insbesondere bei 

umstrittenen Projekten erhöht wer-

den. Die DB schätzt, dass sich mit der 

BUV die Dauer von Neu- und Aus-

bauprojekten um ein bis zwei Jahre 

verkürzen lässt. 

Bahnprojekt Stuttgart – Ulm 

wird teurer 

und verzögert sich 

Am 26. Januar 2018 hat der Aufsichts-

rat der Deutschen Bahn AG über die 

Termin- und Kostenentwicklung von 

Stuttgart 21 und der Neubaustrecke 

Wendlingen – Ulm beraten und dem 

Beschlussvorschlag des Vorstands 

zugestimmt. 

Aufsichtsrat und Konzernvorstand der 

DB AG hatten im Oktober 2017 eine 

erneute Untersuchung durch externe 

Gutachter der Termin- und Kostensi-

tuation des Projektes Stuttgart 21 in 

Auftrag gegeben. Die Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft Pricewaterhouse 

Coopers (PwC) und das Ingenieurbüro 

Emch + Berger wurden beauftragt, die 

aktuelle Termin- und Kostensituation 

für das Projekt Stuttgart 21 gutachter-

lich zu bewerten. 

Die Gutachter bestätigen die Not-

wendigkeit einer Anpassung des 

Kostenrahmens und der Termin-

planung sowie die Belastbarkeit der 

neuen Planung. Der Vorstand hat — 

bestätigt durch die Gutachter — 

glaubhaft dargelegt, dass die Fortfüh-

rung des Projekts Stuttgart 21 wirt-

schaftlicher ist als ein Abbruch. Der 

Konzernvorstand hat vorgeschlagen, 

den Gesamtwertumfang auf nunmehr 

7,705 Milliarden Euro festzulegen. 

Dies stellt eine Erhöhung um rund 

1,2 Milliarden Euro im Vergleich zu 

der im Jahr 2016 im Auftrag des 

Aufsichtsrats bestätigten Kosten-

prognose dar. Etwaige von der DB 

zusätzlich zu tragende Kosten haben 

keine negativen Auswirkungen auf 

andere Investitionsvorhaben. 

Neben den Baupreis-Steigerungen ist 

der Anstieg der Kostenprognose ins-

besondere auf deutlich aufwändigere 

Verfahren beim Tunnelbau im An-

hydrit, auf umfangreiche Genehmi-

gungsverfahren und der späteren 

Inbetriebnahme im Jahr 2025 zurück-

zuführen. Um unvorhergesehene 

Ereignisse berücksichtigen zu können, 

hat der Vorstand einen zusätzlichen 

Puffer in Höhe von 495 Millionen 

Euro vorgeschlagen, so dass sich der 

Finanzierungsrahmen auf 8,2 Milliar-

den Euro erhöht. 

Die Gutachter haben auch die Situation 

der Neubaustrecke Wendlingen – 

Ulm betrachtet. Demnach steigt die 

Kostenprognose auf 3,703 Milliarden 

Euro und die Fertigstellung ver-

schiebt sich um ein Jahr auf 2022. 

Hauptursachen für die Kostensteige-

rung sind geologische Risiken sowie 
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zusätzliche Investitionen in die Mo-

dernisierung des Ulmer Hauptbahn-

hofs mit einem elektronischen Stell-

werk. Der Zeitverzug um ein Jahr 

resultiert aus aufwändigen Planände-

rungsverfahren für den Artenschutz 

im Albvorland. 

Der Aufsichtsrat hat daher auf Basis 

der Beschlüsse des Konzernvorstands 

und der Ergebnisse der gutachterlichen 

Bewertung eine Erhöhung des Ge-

samtumfangs auf nunmehr 3,703 

Milliarden Euro festgelegt. Für eine 

mögliche Inbetriebnahme der Neubau-

strecke vor Stuttgart 21 hat die DB 

erste fahrplantechnische Überlegungen 

angestellt, die positiv verlaufen sind. 

Nun sollen sich vertiefende Fahrplan-

untersuchungen unter Beteiligung der 

verantwortlichen Aufgabenträger 

anschließen. 

Kurzmeldungen Bahnprojekt 

Stuttgart – Ulm 

Die Tunnelbohrmaschine „Sibylle“ 

hat am 11. Januar 2018 die ersten 

Meter der Nord-Röhre des Albvor-

landtunnels bei Kirchheim unter 

Teck gegraben. Für den Vortrieb des 

Albvorlandtunnels wird Sibylle rund 

eineinhalb Jahre benötigen. Die 

durchschnittliche Vortriebsgeschwin-

digkeit wird bei rund 20 Metern pro 

Tag liegen. Die zweite Tunnelvor-

triebsmaschine „Wanda“ hatte beim 

Start von Sibylle bereits rund 200 

Meter Tunnel der Süd-Röhre aufge-

fahren. Der 8176 Meter lange Albvor-

landtunnel wird einer der zehn längs-

ten Eisenbahntunnel in Deutschland 

sein. Die zwei eingleisigen Tunnel-

röhren werden alle 500 Meter mit 

Querschlägen verbunden. 

Am 15. Januar informierte die DB 

Projekt Stuttgart–Ulm GmbH über 

die Vergabe des bahntechnischen 

Ausbaus der Neubaustrecke Wend-

lingen – Ulm an die österreichische 

Bietergemeinschaft Rhomberg Bahn-

technik GmbH / Swietelsky Bauge-

sellschaft mbH. Der Auftragswert für 

Planung, Bau und Inbetriebnahme der 

Bahntechnik auf dem rund 60 Kilo-

meter langen Teilstück des Bahnpro-

jekts Stuttgart–Ulm beträgt rund 250 

Millionen Euro. 

Wie im Dezember vereinbart, hatten 

die Stuttgart-21-Projektpartner am 

29. Januar 2018 ihre Gespräche über 

die Anbindung des Flughafens an 

die Neubaustrecke Stuttgart – Ulm 

und die Trassenführung für die Gäu-

bahn fortgesetzt. Dabei bekräftigten 

die Projektpartner, die Anbindung des 

Flughafens gemäß der Finanzierungs-

vereinbarung aus dem Jahr 2009 und 

der Zusatzvereinbarung für die An-

bindung der Gäubahn aus dem Jahr 

2015, die unter anderem den Bau ei-

nes dritten Gleises neben der Station 

Terminal vorsieht, zu realisieren. Die 

DB bestätigte, dass sie auf Grundlage 

der derzeitigen Planungstiefe keine 

durchgreifenden Schwierigkeiten bei 

der von ihr zur Planfeststellung bean-

tragten Planung sieht. 

Beim Bau der Filstalbrücke wurde 

am 08. Februar 2018 eine wichtige 

Etappe erreicht: Nachdem beim Bau 

der 485 Meter langen und bis zu 

85 Meter hohen Brücke die ersten 

Pfeiler stehen, begannen die Arbeiten 

für den Brückenüberbau mit dem 

Aufbau der 800 Tonnen schweren 

Vorschubrüstung. Mit ihr wird dann 

der Überbau der Brücke betoniert. In 

zehn Takten von jeweils rund 50 Me-

ter Länge soll das Tal überquert wer-

den, pro Takt wird mit sechs bis acht 

Wochen Bauzeit gerechnet. Die Fils-

talbrücke wird aus zwei eingleisigen 

Brücken bestehen und den Boßler-

tunnel mit dem Steinbühltunnel ver-

binden. 

Am 05. März 2018 erfolgte der 

Durchschlag in der 2560 Meter 

langen Weströhre des Tunnels 

Feuerbach. Nach dreieinhalb Jahren 

Vortrieb ist die erste der beiden ein-

gleisigen Röhren zwischen dem Bahn-

hof Feuerbach und dem Nordkopf des 

künftigen Stuttgarter Hauptbahnhofs 

aufgefahren. Damit sind rund zwei 

Drittel der rund 59 Kilometer Tunnel 

von Stuttgart 21 vorgetrieben. Der 

Durchschlag der zweiten Röhre des 

Tunnels Feuerbach erfolgt voraus-

sichtlich im Juli 2018. 

Erstes digitales Stellwerk 

Europas geht in Betrieb 

Seit dem 08. März 2018 werden bei 

der Bahn Züge digital gesteuert — 

und zwar in Annaberg-Buchholz, auf 

der Erzgebirgsbahn im Südosten 

Deutschlands. Hier hat Europas erstes 

digitales Stellwerk (DSTW) den Be-

trieb aufgenommen und damit eine 

Revolution für die Leit- und Siche-

rungstechnik der Bahn eingeläutet. 

„Digital“ sind die bisherigen Elektro-

nischen Stellwerke (ESWT) auch 

schon — allerdings nur die Stellwerke 

selber, das heißt insbesondere die 

Sicherungslogik. Die Ansteuerung 

der Außenanlagen hingegen erfolgt 

bisher noch analog. Charakteristisch 

für die neue Stellwerksarchitektur ist, 

dass die Kommunikation des Stell-

werks mit den Weichen, Signalen, 

Gleiskontakten (Achszähler) usw. 

digital über Netzwerktechnik läuft. 

Die bisher benötigten individuellen 

 
Blick auf die Baustelle der Filstalbrücke am 08. Februar 2018; 

Foto: Armin Kilgus / Bahnprojekt Stuttgart–Ulm e.V. 
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Verbindungen zu den einzelnen Stell-

elementen über teils kilometerlange 

Kabelbündel entfallen 

Die Technik ist sowohl für den Be-

trieb von Hauptstrecken mit dichtem 

Betriebsprogramm und großen Kno-

tenbahnhöfen als auch für einfachere 

Anwendungen im ländlichen Bereich 

einsetzbar. 

„Annaberg-Buchholz steht symbolisch 

für eines der größten Technologie-

Projekte in der Geschichte der Deut-

schen Bahn“, betonte Klaus Müller, 

Leiter Technologie der DB Netz AG. 

„Intelligente Kommunikationsnetze 

und die damit einhergehende Standar-

disierung und Modularisierung der 

Technik sind richtungsweisend für die 

kommenden Jahre. Sie erlauben uns, 

den Verkehr auf der Schiene wirt-

schaftlicher, ressourcenschonender 

sowie für unsere Kunden leistungs-

fähiger zu gestalten. Die neue Stell-

werkstechnik ist damit ein Meilen-

stein zur Digitalisierung der Infra-

struktur und Grundlage für mehr 

Kapazität und Pünktlichkeit im Ei-

senbahnverkehr.“ 

Weitere Innovationen finden sich 

unter: www.deutschebahn.com. 

DB veröffentlicht den 

„Aktionsplan Vegetation“ 

Drei Tage nachdem die DB am 

18. Januar 2018 wegen des Sturmes 

Friederike den gesamten Fernverkehr 

in Deutschland vorsichtshalber einge-

stellt hatte, veröffentlichte sie im Hin-

blick auf die nun häufigeren Extrem-

wetterereignisse den „Aktionsplan 

Vegetation“. Damit wird das Vegeta-

tionsmanagement erweitert, um Beein-

trächtigungen durch „Bäume im Gleis“ 

deutlich zu reduzieren. Bewährte 

Maßnahmen wie der präventive 

Vegetationsrückschnitt entlang der 

Gleise sowie das „Zukunft-Bahn“-

Schwerpunktprogramm „Hot Spots“ 

an störanfälligen Stellen, werden 

weitergeführt und ausgeweitet. 

Darüber hinaus hat die DB beschlossen, 

Inspektionen zu intensivieren und im 

Rahmen einer Durchforstungs-

initiative den Baumbestand entlang 

der Schiene auch über die 6-Meter-

Rückschnittszone hinaus deutlich zu 

stabilisieren. Schwerpunkt der Durch-

forstung ist es, gezielt instabile Baum-

arten und Bäume auch außerhalb 

der 6-Meter-Rückschnittszone zu 

entfernen. Der Rückschnitt entlang 

der Bahngleise muss den Natur- und 

Artenschutz beachten und ist nur in 

den Monaten Oktober bis Februar 

erlaubt. 

Zu den rund 100 Millionen Euro, die 

für die Vegetationspflege und -kon-

trolle seit 2007 pro Jahr investiert 

werden, setzt die DB für die Durch-

forstungsinitiative in den nächsten fünf 

Jahren zusätzliche 125 Millionen Euro 

ein. Die Schwerpunktbearbeitung an 

den so genannten „Hot Spots“ wird im 

Jahr 2018 mit weiteren 1,8 Millionen 

Euro fortgesetzt. Auch sollen bis zu 

150 neue Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter für die verstärkten Inspektionen 

eingestellt werden. 

Die zentrale Steuerung des Vegetati-

onsmanagements übernimmt das neue 

Expertenteam „Vegetation und 

Naturgefahren“. Mit dem Fokus auf 

Beeinträchtigungen durch Wind und 

Wasser im Schienennetz sollen diese 

Experten Strategien zum Umgang mit 

Extremwetterereignissen und Maß-

nahmen zur Vorsorge entwickeln. 

In einer Pressemitteilung vom 29. Ja-

nuar unterstützt der Netzbeirat der 

DB Netz AG diese Maßnahmen. 

Die Stellungnahme des Netzbeirats 

und ein konkreter Umsetzungsvor-

schlag des Verbands Deutscher Ver-

kehrsunternehmen VDV sind im 

Supplement in vollem Wortlaut nach-

zulesen; siehe dazu auch die Hinwei-

se auf Seite 42). 

Schienen-

güterverkehr 

Bundesverkehrsministerium 

stuft Ausbauprojekte für 

längere Güterzüge hoch 

Nach einer positiven Bewertung des 

Bundesverkehrsministeriums hoffen 

die Chefs großer Güterbahnen auf 

einen schnellen Ausbau des deutschen 

Schienennetzes für Güterzüge von 

740 Metern Länge. Das Bundesver-

kehrsministerium hatte die Projekte 

für längere Güterzüge im Dezember 

2017 positiv bewertet und im Bedarfs-

plan hochgestuft. Nach einer Mit-

teilung der Allianz pro Schiene vom 

03. Januar 2018 rechnen die Chefs 

von DB Cargo, SBB Cargo Internati-

onal, der Havelländischen Eisenbahn, 

der Hamburger Hafenbahn und der 

Lokomotion Gesellschaft für Schie-

nentraktion mit großen Verlagerungs-

potenzialen für die Güterbahnen. 

Von der Politik forderten die Güter-

bahnchefs nun eine zügige Gangart 

bei der Ertüchtigung des deutschen 

Netzes. Zurzeit wird die europäische 

Standard-Zuglänge von 740 Metern 

auf vielen Strecken in Deutschland 

nicht erreicht. Oft wegen geringfügiger 

Netzbeschränkungen verkehren nur 

11 Prozent der Züge in normaler 

Länge. Das Bundesverkehrsmini-

sterium kalkuliert den Aufwand für 

die Beseitigung aller Netzengpässe 

auf 405 Millionen Euro und schätzt 

den Kosten-Nutzenfaktor mit 4,8 als 

sehr hoch ein. 

Die EU-Kommission fordert, dass 

spätestens im Jahr 2030 alle Strecken 

des europäischen Kernnetzes für 

mindestens 740 Meter lange Züge 

geeignet sein sollen. 

Der Vorstandsvorsitzende der DB 

Cargo AG, Roland Bosch, sagte: 

„Wir begrüßen die Entscheidung des 

Bundes. Mit einer Standardzuglänge 

von 740 Metern erhöhen wir die 

Wettbewerbsfähigkeit der Schiene 

gegenüber dem Lkw in puncto Preis 

und Qualität.“ Auch der Leiter der 

Hamburger Hafenbahn, Harald 

Kreft zeigte sich erfreut: „Ein durch-

gängig auf 740 Meter ausgebautes 

Netz wird für die bereits gut ausgelas- 

https://www.deutschebahn.com/digitale-innovationen
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teten Züge vom Hamburger Hafen ins 

Hinterland aus dem Stand einen deut-

lichen Effizienzzuwachs generieren. 

Im Kombinierten Verkehr bedeutet 

dies je Zug zwischen acht und zwölf 

Container mehr.“ 

Für Michail Stahlhut, Vorstand von 

SBB Cargo International, sind die 

deutschen Netzengpässe inzwischen 

ein Hindernis für den gesamten euro-

päischen Schienengüterverkehr: „Mit 

dem 740-Meter-Netz erreichen wir im 

europäischen Schienengüterverkehr 

einen großen Effizienzschub. Wir sind 

jedoch noch nicht am Optimum ange-

kommen. Der Rastatt-Unterbruch hat 

uns gezeigt, dass wir umdenken müs-

sen. Unsere Infrastrukturen müssen 

dringend internationaler werden. Das 

funktioniert nur mit einem Infrastruk-

turmanagement aus einer Hand. Der 

Schienengüterverkehr ist europäisch, 

das Infrastrukturmanagement muss 

europäisch werden. Interoperabilität 

auf dem gesamten Korridor ist die 

Forderung“, sagte Stahlhut. 

Der Geschäftsführer der Allianz pro 

Schiene, Dirk Flege, mahnte mit 

Blick auf die europäischen Nachbarn 

zu einer Beschleunigung beim Pla-

nungsrecht und bei der Umsetzung. 

Automatisierung im 

Schienengüterverkehr 

— Teil 1 

Von Peter Molle, Oberursel
10

 

Meine Teilnahme an dem vom Insti-

tut für Schienenfahrzeuge und Trans-

portsysteme (IFS) der RWTH Aachen 

gemeinsam mit der Deutschen 

Maschinentechnischen Gesellschaft 

(DMG) veranstalteten Seminars 

„Assistiertes, automatisches und 

autonomes Fahren“ im Dezember 

2016 und an der DMG-Jahrestagung 

in Leipzig unter dem Titel „Neuer 

Schub für den Schienengüterverkehr 

— Innovative Lösungen für innovative 

Logistik“ im November 2017 einer-

seits sowie aktuelle Informationen in 

den Medien zur Erprobung des auto-

nomen Fahrens von Lkw andererseits, 

veranlassen mich, an die Forschungs- 

                                                 
10 Dipl.-Ing. Peter Molle war von 1992 bis 

1996 Leiter „Produktion und Technik“ 

bei DB Cargo 

und Entwicklungsaktivitäten von DB 

Cargo zusammen mit dem DB-Ressort 

Forschung und Technologie in den 

1990er Jahren zu erinnern und zu 

deren Umsetzungsmöglichkeiten aus 

heutiger Sicht Stellung zu nehmen. 

Bei der Divisionalisierung der Deut-

schen Bundesbahn zur Vorbereitung 

der Bahnreform ist 1992 das Ressort 

Technik und damit auch der von mir 

in diesem Ressort geleitete Bereich 

Maschinentechnik aufgelöst worden. 

Mir wurde danach die Leitung des 

Bereichs „Produktion und Technik“ 

bei DB Cargo übertragen. Bei meiner 

Bestandsaufnahme zu Beginn dieser 

Tätigkeit musste ich feststellen, dass 

sich seit meinem Eintritt in den 

Dienst der DB im Jahre 1958 in den 

Produktionsverfahren und in der 

Technik des Schienengüterverkehrs 

bis auf die Modernisierung der Gü-

terwagen und Lokomotiven nur we-

nig verändert hat
11

. 

Im Januar 1994 fand deshalb auf meine 

Anregung in Gemünden am Main 

eine zweitägige Besprechung des 

damals noch existierenden „Wissen- 

                                                 
11 Molle, Peter: „Anforderungen an die 

Bahntechnik aus der Sicht des Güterver-

kehrs“, Eisenbahntechnische Rundschau 

1-2/1994, S. 33-38. 

schaftlichen Ausschusses für Bau- 

und Betriebstechnik“ (WABB) der 

DB mit Vertretern der Gesellschaft 

Kombiverkehr, der Bahnindustrie so-

wie eisenbahntechnischer Lehrstühle 

und Institute statt, in der zahlreiche 

Vorschläge zur Weiterentwicklung 

von Produktion und Technik im 

Schienengüterverkehr gemacht und 

diskutiert wurden. Unter der Regie 

von Roland Heinisch — seinerzeit als 

Vorstandsmitglied zugleich verant-

wortlich für den Güterverkehr sowie 

für Forschung und Technologie der 

DB — sind dann mehrere dieser Vor-

schläge in Projekte zur Effizienzstei-

gerung des Schienengüterverkehrs 

umgesetzt worden, über deren Ziele 

und Ergebnisse in der Fachpresse 

ausführlich berichtet wurde. Einen 

guten Überblick liefert der Beitrag 

von Bernd Jahnke, damals Leiter 

„Neue Systeme und Verkehrstechno-

logien Güterverkehr“ beim Bundes-

bahn-Zentralamt (BZA) in Minden in 

Westfalen
12

. Auf einige der Projekte 

wird hier und in Teil 2 in der nächs-

ten Folge der GRV-Nachrichten ein-

gegangen. 

                                                 
12 Jahnke, Bernd: Innovative Systeme für 

den Schienengüterverkehr“, Eisenbahn-

technische Rundschau 4/1995, S. 233-

240. 

 
Güterzüge müssen überwiegend nach wie vor von Hand gekuppelt werden; 

Foto: DB AG / Volker Emersleben. 
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Automatische Kupplung (AK) und 

neues Bremskonzept 

Als wichtige Voraussetzung für die 

Effizienzsteigerung im Schienen-

güterverkehr haben die europäischen 

Bahnen schon vor dem 2. Weltkrieg 

und dann in den 1960er Jahren die 

Einführung einer automatischen Zug-

Druck-Kupplung als Ersatz für die 

bereits 1887 international vereinheit-

lichte Schraubenkupplung mit Seiten-

puffern angesehen und diese im Auf-

trag des Internationalen Eisenbahn-

verbandes (UIC) von der Knorr 

Bremse AG bis zur Serienreife entwi-

ckeln und erproben lassen. Gewählt 

wurde das von den russischen Eisen-

bahnen übernommene, amerikanische 

Willison-Prinzip, das sich auch für 

extremen Winterbetrieb eignet. Die 

weltweit bei Triebzügen eingesetzte 

Scharfenberg-Kupplung hatte Winter-

Tests nicht bestanden, weil sich deren 

horizontaler Kupplungsschacht sehr 

schnell mit Schnee zusetzt, was beim 

Willison-Prinzip mit vertikalem 

Kupplungsschacht nicht der Fall ist. 

Zu einem Beschluss zur Umstellung 

aller Güterwagen auf AK ist es in 

Europa trotz umfangreicher Vorberei-

tungen nicht gekommen, auch wegen 

des Widerstands der SNCF, die ihrem 

Hochgeschwindigkeitsverkehr höhere 

Priorität einräumte. Auch die Wirt-

schaftlichkeit der Einführung einer 

automatischen Kupplung war umstrit-

ten, und zwar hauptsächlich aus drei 

Gründen: 

 Die europäische Schieneninfra-

struktur mit ihren relativ kurzen 

Bahnhofs- und Überholungs-

gleisen ist nicht dafür eingerichtet, 

so wie in den Vereinigten Staaten, 

Kanada und Russland mit der auto-

matischen Zug-Druck-Kupplung 

wesentlich längere und schwerere 

Züge als mit der Schraubenkupp-

lung zu fahren und damit die Pro-

duktivität im Schienengüterver-

kehr deutlich zu steigern. 

 Die im Auftrag der UIC entwickelte 

automatische Zug-Druck-Kupp-

lung arbeitet nicht vollautomatisch. 

Das Entkuppeln sowie das Öffnen 

und Schließen der Bremsabsperr-

hähne muss nach wie vor von Hand 

erfolgen. Personaleinsparungen 

sind somit im Rangierdienst nur in 

begrenztem Umfang möglich. 

 Eine Zug-Druck-Kupplung ist mit 

Schraubenkupplung und Seiten-

puffern nicht kompatibel. Deshalb 

war von der UIC geplant, deren 

Einbau in alle entsprechend vorbe-

reitete Güterwagen an wenigen 

Tagen über Ostern 1976 bei gleich-

zeitiger Stilllegung des gesamten 

europäischen Schienengüterver-

kehrs vorzunehmen. Dazu sollten 

die automatischen Kupplungen 

über längere Zeit vorgefertigt und 

bis zum Umstellungstermin gela-

gert werden. Die sich für die zu-

nächst ungenutzten Kupplungen 

anhäufenden Kapitalkosten hätten 

sich durch Kostensenkungen beim 

späteren AK-Betrieb nicht kom-

pensieren lassen. 

Nachdem alle Aktivitäten der UIC zur 

Einführung einer automatischen 

Kupplung eingestellt waren, kam es 

bei der DB zu Überlegungen, statt der 

Zug-Druck-Kupplung schrittweise 

eine mit der Schraubenkupplung 

kompatible Zug-Kupplung (ZAK) 

einzuführen, bei der die Seitenpuffer 

beibehalten werden und eine kontinu-

ierliche Umstellung auf AK möglich 

ist. Mit der Knorr-Bremse AG wurde 

dazu eine entsprechende Entwicklung 

und Prototyp-Beschaffung verein-

bart
13

. Deren anschließende Erpro-

bung im Ton-Verkehr zwischen Wes-

terwald und Norditalien verlief er-

folgversprechend. Eine Wirtschaft-

lichkeitsuntersuchung führte aber zu 

einem negativen Ergebnis: Auch bei 

der ZAK muss noch mit Handhebeln 

entkuppelt werden und ebenfalls noch 

von Hand müssen vor dem Entkup-

peln die Bremsabsperrhähne ge-

schlossen und nach dem Kuppeln 

wieder geöffnet werden. Des Weite-

ren hatte sich inzwischen die Zahl der 

Kuppelstellen in den Güterzügen 

deutlich vermindert, weil diese zu-

nehmend aus Wagengruppen und 

weniger aus Einzelwagen zusammen-

gesetzt sind. Personalkosten, mit 

denen sich die Investitionskosten für 

die ZAK hätten kompensieren lassen, 

können gegenüber dem Betrieb mit 

der relativ einfach und schnell zu 

                                                 
13 Felsing, Adolf ; Hoffman, Eberhard: 

Die automatische Zugkupplung — Stand 

der Entwicklung und Versuchspro-

gramm“, Eisenbahntechnische Rundschau 

4/1995, S. 247-254. 

bedienenden Schraubenkupplung 

auch bei der ZAK nur in geringem 

Umfang eingespart werden. Auch 

dieses Projekt musste deshalb „zu den 

Akten“ gelegt werden. 

In der letzten von mir im Jahre 1996 

geleiteten jährlichen Besprechung mit 

maschinentechnischen Kollegen der 

SNCF sind wir zu dem Ergebnis ge-

kommen, dass die Einführung einer 

automatischen Kupplung wirtschaft-

lich nur zu vertreten ist, wenn damit: 

 längere und schwerere Züge ge-

fahren werden können und 

 in der Kombination mit einem 

neuen internationalen Brems-

system auch das Entkuppeln so-

wie das Öffnen und Schließen der 

Bremsabsperrhähne automatisch 

möglich ist. 

Vom Ressort „Forschung und Tech-

nologie“ wurde deshalb Ende der 

90er Jahre untersucht, welche Maß-

nahmen insbesondere bei der Infra-

struktur erforderlich sind, um wesent-

lich längere Güterzüge als bisher zu 

fahren. Leider ist es dazu nur in we-

nigen Relationen zu einer Verlänge-

rung im Hundert-Meter-Bereich ge-

kommen. 

Mit der SNCF wurden wir uns außer-

dem einig, dass sich die Automatisie-

rung im international kompatibel ver-

netzten Schienengüterverkehr nicht 

mit Teil-Lösungen für einzelne Kom-

ponenten, sondern nur mit Lösungen 

realisieren lässt, die das gesamte 

Bahn-System umfassen. Als wichtige 

Voraussetzung dafür hat die DB des-

halb schon im Jahre 1994 die Entwick-

lung eines neuen Bremskonzepts auf 

den Weg gebracht
14

, dessen Umset-

zung in den Regelbetrieb aber immer 

noch auf sich warten lässt und ohne 

internationale Abstimmung auch 

nicht zu realisieren ist. Es wird aber 

angeregt, das innovative Bremskon-

zept in Teilbereichen nationaler Ver-

kehre einzuführen. 

                                                 
14 Gralla, Dietmar: „Neues Bremskonzept 

— Voraussetzung für die automatisierte 

Güterbahn“, Eisenbahntechnische Rund-

schau 4/1995, S. 255-259. 
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Schienen-

personenverkehr 

Fahrgastzuwachs im ÖPNV 

hält auch 2017 an 

2017 sind die Fahrgastzahlen im 

Öffentlichen Personennahverkehr 

(ÖPNV) erneut gestiegen. Insgesamt 

nutzten 10,32 Milliarden Kunden die 

Angebote des Nahverkehrs und sorg-

ten im zwanzigsten Jahr hintereinan-

der für einen Fahrgastrekord bei den 

Mitgliedsunternehmen des Verbands 

Deutscher Verkehrsunternehmen 

(VDV). Der Fahrgastzuwachs liegt 

bei 1,4 Prozent im Vergleich zum 

Vorjahr und fällt damit etwas gerin-

ger aus als 2016 (plus 1,8 Prozent). 

„Auf diesem hohen Gesamtniveau 

nochmal 140 Millionen Kunden mehr 

zu befördern als im Vorjahr ist eine 

starke Leistung der gesamten Branche. 

Doch wir könnten noch weiter und 

stärker wachsen, wenn wir nicht vie-

lerorts bereits an Kapazitätsgrenzen 

stoßen würden. Wir brauchen die Ver-

kehrswende und mehr Investitionen 

in den Kommunen und Ballungsräu-

men“, so VDV-Präsident Jürgen 

Fenske am 30. Januar 2018. 

Die Ticketeinnahmen der ÖPNV-Un-

ternehmen stiegen 2017 um 3,3 Pro-

zent auf insgesamt 12,78 Milliarden 

Euro. „Eine weitere positive Entwick-

lung bei den Einnahmen ist von zent-

raler Bedeutung für die Branche. 

Denn die Unternehmen investieren 

quasi jeden Euro aus den Fahrgeld-

einnahmen direkt wieder in den Be-

trieb. Da wir immer mehr Kunden 

befördern, benötigen wir dafür mehr 

Personal und mehr Fahrzeuge und 

müssen zusätzliches Geld für die In-

standhaltung unserer Fahrzeugflotten 

und technischen Anlagen ausgeben“, 

so Fenske. 

Die steigenden Ausgaben durch das 

wachsende Angebot und die zuneh-

menden Instandhaltungskosten wir-

ken sich auf den Kostendeckungsgrad 

im ÖPNV aus. Zwar stieg dieser 

zuletzt von 76,1 auf 76,3 Prozent 

nach vier Jahren erstmals wieder 

leicht an. Trotzdem können häufig 

dringende Investitionen in den Nah-

verkehr nicht getätigt werden, weil 

das Geld fehlt. „Unser großes Prob-

lem ist der hohe Sanierungsstau bei 

den technischen Anlagen, Gleisen, 

Tunneln und Bahnhöfen. Durch die 

nach wie vor angespannte Haushalts-

lage der Kommunen fehlt dort oft der 

finanzielle Spielraum für notwendige 

Investitionen. Hier muss die neue 

Bundesregierung handeln und die 

Kommunen entsprechend unterstüt-

zen“, so Fenske. 

Baden-Württemberg will 

SWEG mit Vorhaltung einer 

Fahrzeug- und Personal-

Reserve beauftragen 

Der baden-württembergische Ver-

kehrsminister Winfried Hermann 

möchte die landeseigene Südwest-

deutsche Verkehrs-Aktiengesellschaft 

(SWEG) mit Sitz im badischen Lahr 

beauftragen, beim Personal und den 

Fahrzeugen Reserven aufzubauen, um 

damit einen Springerdienst aufzubau-

en. Dies sagte der Minister der Badi-

schen Zeitung (Ausgabe vom 20. Feb-

ruar 2018). Alle Bahngesellschaften 

in Baden-Württemberg sollten dazu 

verpflichtet werden, auf diesen Reser-

vepool zuzugreifen wenn andernfalls 

Zugausfälle drohen. 

Der Vorschlag ist neu, und allemal 

Wert diskutiert zu werden, um den 

Problemen entgegen zu wirken, die 

deutschlandweit verbreitet zu beob-

achten sind, seit durch Ausschreibun-

gen ein massiver Kostendruck auf allen 

Bahngesellschaften lastet (siehe dazu 

auch den Zwischenruf in Folge 109 

der GRV-Nachrichten Seite 27ff.). 

Es stellen sich dabei aber eine Menge 

Fragen, die erst einmal zu klären 

wären. Wir richteten deswegen 

folgende Fragen an das Verkehrs-

ministerium Baden-Württemberg: 

1. Welchen Umfang (zirka) soll die 

Reserve umfassen (Anzahl Züge, 

Plätze, Lokführer)? 

2. An welchen Standorten würden 

die Reserve-Züge bereitstehen? 

3. Soll es sich um ausschließlich für 

die Reserveleistungen vorgehal-

tene Fahrzeuge (und Personale) 

handeln, oder werde diese in be-

stehende Umläufe integriert (und 

damit tageweise rollierend für den 

Bereitschaftsdienst eingesetzt)? 

4. Wie soll die Beauftragung vergabe-

rechtlich dargestellt werden? Ist 

eventuell daran gedacht, zukünftig 

alle von der SWEG (einschließlich 

HzL) zu erbringenden Leistungen 

im Rahmen sogenannter „Inhouse-

Vergaben“ zu vergeben (die Wirt-

schaftlichkeit der Leistungen wür-

de dann über die eigentümerrecht-

liche Steuerung des Unternehmens 

anstelle von Wettbewerb erfolgen)? 

5. Wie soll die Verpflichtung der 

anderen SPNV-Betreiber zur Ab-

rufung der Reserven erfolgen, so-

weit es sich um bestehende Ver-

träge handelt? 

6. Wie erfolgt die Finanzierung für 

die vorgehaltenen Ressourcen für 

Tage / Standorte, an denen sie 

nicht abgerufen werden? 

Die Antwort des Pressesprechers des 

Ministeriums, Edgar Neumann, war 

leider sehr allgemein gehalten. Offen-

sichtlich ist das, was der Minister 

öffentlich vorgetragen hat, noch mit 

keinem konkreten Konzept hinterlegt. 

Die Vorgänger des amtierenden 

Ministers (das Verkehrsressort war in 

Baden-Württemberg bis dato immer 

beim Wirtschafts- oder Innenministe-

rium angesiedelt) hatten die landes-

eigenen Bahnen stets auch als Instru-

ment zur verkehrspolitischen Gestal-

tung genutzt. Als Beispiel sei an die 

Übernahme der Strecke Meckesheim 

– Aglasterhausen durch die SWEG 

anno 1982 erinnert; die Bundesbahn 

wollte seinerzeit die Strecke stillle-

gen, wodurch die SWEG-Strecke von 

Neckarbischofsheim nach Hüffen-

hardt ihren Anschluss ans Bahnnetz 

verloren hätte. 

Und wie stellen sich die Bahngesell-

schaften in Baden-Württemberg zu 

dem Vorschlag? Die Albtal-Verkehrs-

Gesellschaft hält es für eine gute Idee. 

Der technische Geschäftsführer der 

AVG, Ascan Egerer, weist aber da-

rauf hin, dass es sich bei den Zwei-

systemfahrzeugen, die in ihrem Netz 

eingesetzt werden, um Fahrzeuge mit 

sehr speziellen technischen Anforde-

rungen handelt. Reservezüge dieser 

Art gäbe es nicht „von der Stange“, 

so dass dieser Vorschlag für die AVG 

„eher nicht“ relevant sei. Die Deutsch-

land-Tochter der SBB hat den Vor-

schlag des Ministers zur Kenntnis 

genommen, möchten diesen aber 
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nicht kommentieren. In ähnlicher 

Weise äußerte sich die Deutsche 

Bahn; auch sie möchte, zumindest 

derzeit, keine Stellung zu dem Vor-

schlag beziehen. Abellio und Go 

Ahead haben die Anfrage der GRV 

nicht beantwortet. 

Dasselbe in Jrün 

Die beiden Fernzug-Betreiber Ham-

burg-Köln-Express (HKX) und Leo-

Express schlüpfen unter das Dach des 

Fernbus-Marktführers Flixbus. 

Der HKX befährt bereits seit Sommer 

2012 die Strecke Hamburg – Osna-

brück – Münster – Gelsenkirchen – 

Essen – Duisburg – Düsseldorf – 

Köln, Anfang 2016 zusätzlich für 

einige Monate über die Linke Rhein-

strecke weiter nach Frankfurt am 

Main. Wirtschaftlich scheint dieser 

Betrieb bisher noch auf keinen grünen 

Zweig gekommen zu sein. Der Fahr-

plan wurde daher immer weiter aus-

gedünnt, von anfangs drei Zugpaaren 

pro Tag auf nur noch ein nicht 

tägliches Zugpaar. Im Herbst 2017 

pausierte der HKX ganz, um über 

Weihnachten und Silvester — bereits 

in Kooperation mit Flixbus — einige 

Fahrten anzubieten und danach aber-

mals für fast ein Vierteljahr bis Os-

tern 2018 zu pausieren. 

Der Leo-Express übernahm im Spät-

sommer 2017 den insolventen Fern-

zugbetreiber Locomore (siehe Folge 

110 der GRV-Nachrichten, Seite 19) 

mit dessen bisher einzigen Linie 

Stuttgart – Vaihingen an der Enz – 

Heidelberg – Darmstadt – 

Frankfurt am Main – Hanau – Fulda – 

Kassel – Göttingen – Hannover – 

Wolfsburg – Berlin. 

Nun erweitert Flixbus sein Engage-

ment. Neben dem Fahrkartenvertrieb 

sorgt der Fernbus-Spezialist für die 

Vermarktung, und hat dafür die Marke 

Flixtrain kreiert. So wie beim Ge-

schäftsmodell von Flixbus die wirt-

schaftliche Verantwortung bei selb-

ständigen Busunternehmen liegt, liegt 

auch beim Flixtrain das Auslastungs-

risiko bei den betreibenden Eisen-

bahnunternehmen HKX beziehungs-

weise Leo-Expess, die nun nicht mehr 

unter ihren eigenen Marke auftreten. 

Weiterer Verkehr 

im Umweltverbund 

BMVI fördert 

Elektromobilität im 

Hamburger ÖPNV 

Das Bundesministerium für Verkehr 

und digitale Infrastruktur (BMVI) in-

formierte am 31. Januar 2018, dass es 

ab sofort zwei Pilotprojekte in Ham-

burg zur Umstellung des ÖPNV auf 

Elektromobilität fördert. Es handelt 

sich dabei um den Aufbau eines neu-

en Busbetriebshofs für den Einsatz 

einer batterieelektrischen Busflotte 

sowie um die Nachrüstung eines 

bereits bestehenden Busbetriebshofs 

für die Versorgung von E-Bussen. 

Für diese Vorhaben erhalten die drei 

Projektpartner — Hamburger Hoch-

bahn AG, die Verkehrsbetriebe Ham-

burg-Holstein GmbH und die Hel-

mut-Schmidt-Universität — insge-

samt 8,6 Millionen Euro. Die Förde-

rung erfolgt aus der Mobilitäts- und 

Kraftstoffstrategie der Bundesregie-

rung (MKS). 

In den Hamburger Pilotprojekten wer-

den erstmals Busbetriebshöfe für die 

Großversorgung einer reinen Batterie-

busflotte ausgebaut. Dazu ist eine 

direkte Anbindung an das Mittel- 

beziehungsweise Hochspannungsnetz 

erforderlich. Für das Nachrüstungs-

vorhaben sollen Batteriespeicher aus 

wiederverwerteten Fahrzeugbatterien 

als Teil des Energiemanagements 

verwendet werden. Damit wird eine 

ressourceneffiziente Energieversor-

gung der Batteriebusflotte gerade bei 

den Bedarfsspitzen beim nächtlichen 

Laden sichergestellt. 

Diese Hamburger Pilotprojekte sind 

auf zwei beziehungsweise drei Jahre 

angelegt. Die wissenschaftliche Be-

gleitung durch die Helmut-Schmidt-

Universität soll die gewählten Elektri-

fizierungslösungen miteinander ver-

gleichen und bewerten sowie gewähr-

leisten, dass die Ergebnisse übertrag-

bar sind. 

 
Flixtrain-Zug (vormals Hamburg-Köln-Express [HKX]) 

in neuem grünen Design im Hamburger Hauptbahnhof; 

Foto: © Flixtrain. 
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Verkehr 

in der Schweiz 

Mobility Pricing: 

Ein verkehrspolitisches 

Zukunftsinstrument!15 

Von Dr. Peter Vollmer, Bern
16

 

Abstract 

Seit einigen Jahren geistert ein Begriff 

durch die verkehrspolitische Diskus-

sion und produziert vor allem Blocka-

den und Unverständnis: Mobility 

Pricing. Interessanterweise erfolgen 

die Positionsbezüge überraschend 

quer zu den sonst in der Verkehrs-

politik bekannten Interessengruppen. 

Doch was ist eigentlich naheliegender, 

als die Nutzung von Verkehrsinfra-

strukturen leistungsabhängig auszu-

gestalten! Mit der in der Handhabung 

verblüffend einfach konzipierten 

Mineralölsteuer, den zeit- und ortsge-

bundenen Parkplatzgebühren, aber 

auch mit dem Kilometer- respektive 

Distanztarif im öffentlichen Verkehr, 

gibt es unbestrittene und bewährte 

Traditionen von leistungsabhängigen 

Nutzungsentgelten im Verkehrsbe-

reich. 

1 Grundlegende Schwächen der 

Verkehrspolitik bleiben bisher 

ausgeblendet 

Die Auseinandersetzung mit Mobility 

Pricing offenbart jedoch zunehmend 

die schwerwiegenden Defizite und 

Schwächen bei den Vorgaben und den 

Zielsetzungen in der Entwicklung von 

Verkehrsinfrastrukturen, respektive 

bei deren Einbettung in ein Raum- 

und Siedlungsentwicklungskonzept. 

Die Erfahrungen zeigen, dass der Aus-

bau der Verkehrsinfrastrukturen und 

-angebote zunehmend eine Siedlungs-

entwicklung und ein Mobilitätsver-

halten bestimmen, ohne dass über 

deren Zielsetzungen eine transparente 

                                                 
15 Gekürzte Fassung eines Aufsatzes im 

„Schweizer Jahrbuch für Verkehr 2017“, 

die Langfassung findet sich unter: 

www.vollmer.ch. 
16 Dr. Peter Vollmer war Direktor des Ver-

bandes öffentlicher Verkehr (VöV) und 

von Seilbahnen Schweiz (SBS) sowie Mit-

glied des Nationalrates von 1989 bis 2007. 

Diskussion mit einer Abschätzung der 

Folgen, beispielsweise unter dem As-

pekt der Nachhaltigkeit, geführt wird. 

Bisheriger Treiber der Diskussion um 

Mobility Pricings war in der Vergan-

genheit weniger eine bewusste Sied-

lungsentwicklung oder ein nachhalti-

geres Mobilitätsverhalten, als viel-

mehr die Aussicht, dass das massiv 

zunehmende Verkehrsvolumen zeit-

lich lediglich besser aufgefangen und 

verteilt werden muss. Die Verkehrs-

nachfrage als solche wird dabei nicht 

in Frage gestellt, Es geht schlicht nur 

um die bessere Bewältigung des Nach-

frageüberhangs an Verkehrsinfra-

strukturen. Alle neuen Erhebungen 

zeigen dabei sowohl eine rasante 

Zunahme des Verkehrs wie auch eine 

Konzentrierung auf das Angebot, 

welche durch den Ausbau der Infra-

strukturen und durch die Beseitigung 

von „Hindernissen“ zu einer Verflüs-

sigung des Verkehrs und damit zu 

einer Verkürzung der Fahrzeiten 

führen. 

2 Nur weitere Verkehrszunahmen? 

Es ist offensichtlich, dass neben den 

Infrastrukturausbauten praktisch alle 

Maßnahmen im heutigen Verkehrs-

management dem Ziel dienen, die 

Verkehrszunahme aufzufangen. Da-

bei provozieren diese Maßnahmen 

erst recht Verkehrszunahmen, wenn 

sie versuchen, diese etwas erträgli-

cher zu machen, beispielsweise mit 

etwas weniger Stau. Doch damit wird 

lediglich an der bekannten Spirale 

„mehr Verkehr — zusätzliche Infra-

strukturen — noch mehr Verkehr“ 

gedreht. Der Focus der Betrachtung 

liegt damit nicht bei den Ursachen 

sondern bei den Folgebekämpfungen. 

Der „Preis“ dieser Entwicklung für 

Mensch, Natur, Umwelt und Gesell-

schaft bleibt ausgeblendet. Eine nach-

haltigere Verkehrspolitik müsste 

demgegenüber eine „Verkehrsver-

meidung“ in den Mittelpunkt stellen. 

Der Hebel für eine „Verkehrsvermei-

dung“ wäre nicht ein Zwangs- oder 

Verbotsregime, sondern — neben 

einer marktorientierten Steuerung 

über den Preis — ein möglicher Ver-

zicht auf entbehrliche und oftmals — 

gegen die Absichten des einzelnen 

Verkehrsteilnehmers — erzwungene 

Mobilität, was bei deren Wegfall zu 

höherer Lebensqualität beitragen 

kann. Die Inanspruchnahme von Ver-

kehrsleistungen müsste als Resultat 

einer kohärenten, sich an einer nach-

haltigen Raum- und Stadtentwicklung 

orientierten Politik, in vielen Berei-

chen sozusagen „überflüssig“ werden. 

Dazu kommen die individuellen 

Möglichkeiten eines „Ausweichens“ 

von unerwünschten, weil nicht nach-

haltigen Verkehrsformen, nicht nur 

mittels Verzicht auf eine Reise, son-

dern auch durch die Möglichkeiten 

einer Nutzung durch ein qualitativ 

hochwertiges Angebot für Fußgänger 

und Velofahrer. Angesichts der Tat-

sache, dass 34 Prozent der „Motori-

sierten-Individualverkehr-Fahrten“ 

(MIV) unter 3 Kilometer und 25 Pro-

zent der MIV-Fahrten unter 2 Kilo-

meter betragen, wird es deutlich, dass 

ein enormes Umstiegspotential für 

den Fuß- und Veloverkehr besteht. 

Die zunehmende Verschiebung der 

Fahrtzwecke von den Arbeitspendlern 

zum reinen Freizeitverkehr (ohne 

Einkaufsfahrten!), welcher bereits 

einen Anteil von über 40 Prozent 

gegenüber noch knapp 24 Prozent des 

Berufspendleranteils ausweist, stellt 

die „Rechtfertigung“ mit sogenannten 

notwendigen Fahrten zusätzlich in 

Frage. 

In Analogie zum Gesundheitswesen 

kann auch im Verkehr von einer „sur-

consommation“ gesprochen werden. 

Trotz Reduktionen der sogenannten 

Pendlerabzugskosten bleiben diese 

unverständlichen, staatlichen Subven-

tionen für Pendler. 

3 Mobility Pricing kann zu billige 

Mobilität korrigieren. Beim MIV 

und beim ÖV. 

Sowohl der MIV wie der öffentliche 

Verkehr (ÖV) decken ihre verursach-

ten Kosten in keiner Weise, auch wenn 

bei der Zuordnung ausschließlich der 

direkt verursachter Kosten, mögliche 

knappe Kostendeckungen errechnet 

werden können. Werden jedoch ver-

schiedene indirekte und vor allem 

sogenannte externe, nicht immer 

ökonomisch objektiv berechenbare 

Kosten miteinbezogen, sieht es für 

beide Verkehrsträger, wenn auch 

unterschiedlich, „schlecht“ aus. Um-

welt-, Lärm-, Luft-, Landschafts-, 

Raum- und Gesundheitskosten weisen 

allein hohe Milliardenbeträge unge-

http://www.vollmer.ch/


29 

deckter Kosten aus. Dabei sind die 

„emotionalen“ Aspekte, verursacht 

beispielsweise durch die Opfer bei 

einem Verkehrsunfall, erst noch nicht 

berücksichtigt. 

Ein zunehmendes Problembewusst-

sein ist immerhin bezüglich der Inan-

spruchnahme und damit Entwertung 

des öffentlichen Raumes, vor allem 

durch den MIV und in bescheidene-

rem Ausmaß auch durch die Bahn, 

festzustellen. Die Annahme, dass 

mittels Mobility Pricing eine zuneh-

mende Verkehrsentwicklung ohne 

zusätzliche Infrastrukturen bewältigt 

werden kann, ist insofern zu relativie-

ren, als durch die gleichzeitigen 

Kapazitätsausweitungen erst recht ein 

Verkehrsaufkommen gesteigert wird, 

was sich in der Bilanz der externen 

Kosten wiederum negativ auswirkt. 

Eine Belastung aller Fahrten, könnte 

allein die zu „billige Mobilität“ korri-

gieren und damit reduzieren. 

4 Mobility Pricing nicht nur als 

sogenannte „Verkehrsspitzen-

dämpfungs-Konzept“ entwickeln. 

In den bisherigen Diskussionen um 

das Konzept Mobility Pricing stand 

meistens die Idee einer Glättung der 

Verkehrsspitzen während der Pendler-

zeiten im Vordergrund. Dadurch sollte 

eine bessere Verteilung der Verkehrs-

zunahme auf weniger belastete Zeit-

fenster gefördert werden, was die 

Kosten der teuren Spitzenstunden, so-

wohl im Bereich der Infrastrukturen 

wie des Rollmaterials und der soge-

nannten Staukosten dämpfen sollte. 

Dabei ist auffällig, dass bei den Maß-

nahmen vor allem die Verteuerung 

des ÖV während der Spitzenbelas-

tungen im Vordergrund steht. In der 

öffentlichen und politischen Diskus-

sion wurden diese Vorschläge denn 

auch sofort als „Bestrafung“ oder als 

zusätzliche „Pendlersteuer“ apostro-

phiert. Obwohl die Überlagerung der 

Pendlerströme mit dem Freizeit- und 

dem Einkaufsverkehr am späteren 

Nachmittag (gemäß der Verkehrssta-

tistik während der Zeit um 17 Uhr) 

die größte Belastungsspitze bringt, 

beschränkt sich die öffentliche Dis-

kussion in den Medien auf die Ver-

teuerung der ÖV-Fahrten während 

der Morgenspitzen. 

Es ist zwar unbestritten, dass die 

Verkehrsspitzenprobleme nicht allein 

durch zu hohe Gesamtauslastungen 

verursacht werden, sondern vor allem 

durch eine ungleiche Verteilung an 

unterschiedlichen Tages- und Nacht-

zeiten. Dabei wird in der Regel aus-

schließlich auf schwache Auslastungs-

faktoren an den sogenannte Rand-

zeiten beim öffentlichen Verkehr hin-

gewiesen. Dass gleichzeitig auch die 

ebenfalls sehr teuren Straßeninfra-

strukturen während vielen Stunden 

eines 24-Stunden-Tages ebenfalls 

schwach bis gar nicht benutzt werden, 

wird wegen dem weitgehenden Fehlen 

von statistischen Unterlagen oft aus-

geblendet. Auch die entsprechende 

Straßeninfrastruktur wird als Teil 

eines sogenannten Service public 

verstanden, welcher es ermöglicht, zu 

allen Tag- und Nachtzeiten jeden 

Punkt eines Landes problemlos zu 

erreichen. 

5 Verkehrsentwicklung 

steht nicht im Gleichklang 

mit Mobilitätsbedürfnissen. 

Die Befriedigung von Mobilitätsbe-

dürfnissen wird oft mit gewonnener 

Lebensqualität, ja sogar als soziale 

Errungenschaft gepriesen. Jedermann 

soll — ohne soziale Diskriminierung? 

— Verkehrsangebote in Anspruch 

nehmen können. Die sogenannte Mo-

torisierung einer breiten Bevölkerung 

galt in den siebziger und achtziger 

Jahre sogar als Ausdruck einer poli-

tisch-demokratisch gefeierten Wohl-

fahrtsmehrung. Autofahren wurde für 

„Jedermann“ erschwinglich. Parallel 

sollen sozial- und einkommens-

schwache Personengruppen dank der 

Abgabe von stark vergünstigten- oder 

von Gratis-Abonnementen an den 

Verkehrsangeboten partizipieren 

können. 

Abgesehen von den für bestimmte Per-

sonengruppen absolut wichtige und 

sinnvolle Abdeckung von Mobilitäts-

bedürfnissen für Arbeit und Schule, 

steckt in der Forderung nach „Mobili-

tät für alle“ die falsche Vorstellung, 

dass mit der Nachfrage nach Ver-

kehrsleistungen immer eine lebens-

qualitätserhöhende Mobilität befrie-

digt werden kann. Demgegenüber ist 

festzustellen, dass ein wesentlicher 

Teil der in Anspruch genommenen 

Verkehrsleistungen sich nicht als 

lebensqualitätsfördernde Aktion ent-

puppt, sondern die Verkehrsteilneh-

mer dabei immer längere Zeitfenster 

für erzwungene Arbeit-, Ausbildungs- 

und Familien- und Einkaufswege und 

damit verbundener Stress in Kauf 

nehmen. Im Umkehrschluss könnte 

dabei sogar die Folgerung gezogen 

werden, dass die Inanspruchnahme 

von immer mehr Verkehrsleistungen 

ursächlich gerade in der fehlenden 

Mobilität vieler Menschen liegt, wenn 

 
Die technische Infrastruktur zur Erhebung auch einer zeitlich differenzierten Maut ist an den 

Bundesautobahnen und Bundesstraßen in Deutschland bereits vorhanden — im Bild eine 

Kontrollsäule von Toll Collect an einer Bundesstraße; 

Foto: © Toll Collect / Marco Urban. 
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beispielsweise der Wohn- und Arbeits-

ort nicht mehr zusammengelegt wird, 

denn das Vorhandensein ausgebauter 

Verkehrsinfrastrukturen ermöglicht 

immer längere Distanzen in der glei-

chen Zeit zurückzulegen. 

Daraus lässt sich folgern, dass einer-

seits die Inanspruchnahme von Ver-

kehrsleistungen nicht kongruent zu 

den effektiven Mobilitätsbedürfnissen 

steht und anderseits zusätzliche Ver-

kehrsleistungen nicht Ausdruck einer 

wachsenden Lebensqualität sind. 

6 Pauschalabonnemente und 

Netzkarten vor dem Aus? 

Die Perspektive, dass regionale Netz-

karten, weitere Pauschalabonnemente 

und in der Schweiz insbesondere das 

populäre Generalabonnement (GA) 

mit dem Mobility Pricing im Grund-

satz nicht mehr vereinbar seien, hat 

insofern eine große Verunsicherung 

provoziert, als diese Fahrausweise 

heute zu den beliebtesten Fahraus-

weisen überhaupt zählen und einen 

wesentlichen Beitrag für einen ver-

besserten Anteil des ÖV am Modal-

split leisten. 

In einer abstrakten und ausschließlich 

technischen Betrachtung ist eine 

Unvereinbarkeit von Mobility Pricing 

und Pauschalfahrausweisen zwar 

richtig, doch berücksichtigt diese 

Sichtweise nicht die damit verbunde-

nen Effekte einer Verlagerung vom 

motorisierten Individualverkehr zum 

öffentlichen Verkehr. 

Solange die heutige Verzerrung der 

Wettbewerbsbedingungen zwischen 

ÖV und MIV besteht, wäre es unter 

dem Aspekt der Zielsetzung einer 

nachhaltigen Mobilitätspolitik des-

halb fatal und unsinnig, an diesen 

Fahrausweisen Hand anzulegen. Nicht 

zuletzt gewährleisten die Netz- und 

Pauschalfahrausweise auch eine wich-

tige Vereinfachung für die Kunden. 

Mit der Nutzung neuer Technologien 

ist heute jedoch auch eine präzise 

Erhebung der Einzelfahrten problem-

los möglich. 

7 Elektromobilität und 

autonomes Fahren als 

Ende des öffentlichen Verkehrs? 

Die Promotoren der Elektromobilität 

stützen sich vor allem auf den Ver-

gleich der Emissionen von Abgasen 

und Lärm zwischen dem ÖV und 

MIV, bei einer angenommenen 

durchgehenden Elektromobilität. Mit 

den neuen Möglichkeiten im Bereich 

der Elektromobilität wird die heutige 

Diskrepanz bei den Emissionen zwei-

fellos massiv abgebaut werden kön-

nen. Der Vergleich der Ökobilanz 

zwischen den verschiedenen Ver-

kehrsträgern wird dabei jedoch be-

sonders von der Herstellungsart der 

elektrischen Energie abhängen. Strom 

produzierende Kohlekraftwerke wie 

sie heute, über 50 Jahre nach der 

Publikation der Erkenntnisse des 

„Club of Rome“, noch immer anzu-

treffen sind, zeigen die Problematik 

der „sauberen Mobilität“. Ganz abge-

sehen, dass einzelne Elemente von 

Emissionen (beispielsweise durch den 

Reifenabrieb verursacht) weiterhin 

eine Tatsache bleiben. Ebenso kann die 

sogenannte Graue Energie, welche 

bei der Fabrikation und bei der Ent-

sorgung auch von Elektroautomobilen 

nicht als nachhaltig bewertet werden. 

Ein Großteil der bisherigen, an sich 

erfreulichen Schadstoff-Reduktions-

maßnahmen wurde in den vergange-

nen Jahren jedoch durch die massive 

Verkehrsausweitung und die zuneh-

menden Größen und Gewichte neuer 

Automobile wieder verspielt. 

Kommt hinzu, dass der Flächenver-

brauch und die damit verbundene 

Abwertung und Entwertung des 

öffentlichen Raums eine unter dem 

Aspekt der Nachhaltigkeit besonders 

negative Folge der zunehmenden 

Verkehrsleistungen ist, unabhängig 

von der jeweiligen Antriebstechnik. 

8 Mobilty Pricing als Kernstück 

einer nachhaltigen Verkehrs- und 

Mobilitätspolitik 

Die Etablierung der unangemessen 

billigen Mobilität und der damit ver-

bundenen Verkehrsausweitung, er-

weist sich heute als Fessel für eine 

nachhaltige Mobilitätsstrategie. Die 

— trotz politischen Raumplanungs-

zielsetzungen — erfolgte bauliche 

Zersiedelung in den Agglomerations-

räumen lässt sich nicht einfach per 

Dekret eliminieren. Die politische 

Überwindung dieser Vorgaben ist 

deshalb als besonders anspruchsvoll 

anzusehen und kann als „Nagelprobe“ 

für eine glaubwürdige, der Nachhal-

tigkeit rechnungstragende Gesamtpo-

litik betrachtet werden! 

Angesichts der Tatsache, dass der 

Verkehr einen besonders hohen An-

teil am gesamten Energieverbrauch 

aufweist, wird deutlich, dass auch die 

sogenannte Energiewende (mit der 

Teilzielsetzung einer Reduktion des 

gesamten Energieverbrauchs) nur dann 

erfolgreich sein kann, wenn gleich-

zeitig auch eine „Verkehrswende“ 

umgesetzt wird. 

9 Fazit 

Die Konzipierung eines Mobiliy-Pri-

cing-Modells erfordert nicht nur eine 

gesamtheitliche Betrachtung über alle 

Verkehrsträger, sie muss ebenso 

zwingend die Vorgaben der Nachhal-

tigkeit zum Kernelement und damit 

eine entsprechende Verkehrslenkung 

zum entsprechenden Steuerungshebel 

machen. Nur mit diesen Vorgaben 

lassen sich auch die entsprechenden 

Einschnitte in eine falsch verstandene 

„Verkehrsfreiheit“ rechtfertigen, wel-

che die Auswirkungen des „freiheit-

lichen Tuns“ auf Gesellschaft und 

Umwelt ausblendet. 

Damit könnte ebenso die heute ge-

trennt funktionierende Finanzierung 

des MIV und des ÖV überwunden 

werden. 

Fortschritte bei der 

Verlagerung des Güter-

verkehrs durch die Alpen 

Die Maßnahmen zur Verlagerung des 

alpenquerenden Güterverkehrs von 

der Straße auf die Schiene wirken: 

Die Zahl der Lastwagen- und Sattel-

schlepper- (Lkw-) Fahrten durch die 

Alpen ging von Juli 2015 bis Juni 2017 

um weitere 5,6 Prozent zurück, wäh-

rend der Schienengüterverkehr um 

18,8 Prozent wuchs. Das geht aus dem 

neuen Verlagerungsbericht hervor, 

den der Bundesrat (Schweizer Regie-

rung) in seiner Sitzung vom 01. De-

zember 2017 verabschiedet hat. 

In der relevanten Zeitspanne sank die 

Zahl der alpenquerenden Lkw-Fahrten 

auf 975 000 Fahrten pro Jahr. Derweil 

legte der Schienengüterverkehr durch 

die Alpen weiter stark zu und erreichte 
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2016 mit 71 Prozent einen neuen 

Spitzenwert beim Marktanteil gegen-

über der Straße. Die Neue Eisenbahn-

Alpentransversalen (NEAT), die 

Leistungsabhängige Schwerverkehrs-

abgabe und die Bahnreform haben die 

Wettbewerbsfähigkeit des Schienen-

güterverkehrs verbessert. Doch wird 

es nicht möglich sein, das Verlage-

rungsziel von jährlich nur noch 

650 000 alpenquerenden Fahrten bis 

Ende 2018 zu erreichen. Der Bundes-

rat schlägt vor, es beizubehalten und 

die Erkenntnisse abzuwarten, die sich 

aus den vollen Kapazitäts- und Pro-

duktivitätssteigerungen durch die 

NEAT, den Ausbau ihrer Zulauf-

strecken und die Fertigstellung des 

4-Meter-Korridors ergeben. 

Im Verlagerungsbericht nimmt der 

Bundesrat eine erste Analyse zur 

siebenwöchigen Unterbrechung der 

Rheintalstrecke (bei Rastatt) im 

Sommer 2017 vor. Der alpenquerende 

Schienengüterverkehr konnte immer-

hin rund zwei Drittel seines normalen 

Volumens abwickeln. Die Straße ver-

zeichnete pro Woche maximal 1000 

zusätzliche Fahrten von Lkw und 

übernahm damit nur einen kleinen 

Teil der auf der Schiene ausgefallenen 

Transporte. Der größte Teil der aus-

gefallenen Schienentransporte wurde 

durch die Unternehmen über die Be-

wirtschaftung der Lager aufgefangen. 

Aus Sicht des Bundesrats ist alles 

daran zu setzen, dass die Sperrung der 

Rheintalstrecke ein einmaliges Ereig-

nis bleibt. 

SBB war 2017 

überwiegend gut unterwegs 

Die SBB hat 2017 positive Ergebnisse 

erzielt und war überwiegend gut 

unterwegs, trotz Rückschlag beim 

Güterverkehr. Die Kundenzufrieden-

heit ist im Personenverkehr und bei 

SBB Immobilien deutlich gestiegen. 

Kritischer wurde das Preis-Leistungs-

verhältnis eingeschätzt, zufriedener 

waren die Kunden dagegen mit der 

Information im Störungsfall und der 

Anschlusserreichung. Bei SBB Cargo 

hingegen ist die Kundenzufriedenheit 

zurückgegangen, insbesondere in 

Bezug auf Pünktlichkeit. 

89,0 Prozent aller Fahrgäste kamen 

mit der SBB pünktlich ans Ziel; das 

sind 0,2 Prozentpunkte mehr als 2016 

und es ist der höchste Wert seit sechs 

Jahren. Betrieblich gab es Herausfor-

derungen zu meistern: Drei Entglei-

sungen in Luzern, Bern und Basel 

haben regional zu großen Einschrän-

kungen des Bahnverkehrs geführt. 

Der Unterbruch des Güterverkehrs-

korridors bei Rastatt hat gezeigt, dass 

die Flexibilität im europäischen Bahn-

system mangelhaft ist und die länder-

übergreifende Zusammenarbeit noch 

nicht optimal funktioniert. 

Das Konzernergebnis der SBB stieg 

um 18 Millionen Schweizer Franken 

auf 399 Millionen, aufgrund erhöhter 

Produktivität, dem besseren Ergebnis 

im Personenverkehr, von Immobilien 

und Infrastruktur sowie dank dem 

Effizienzprogramm „RailFit20/30“. 

Dieses ist mit Einsparungen von 785 

Millionen Franken per Ende 2017 gut 

auf Kurs. 

Die Entgelte von Bund und Kanto-

nen für Betrieb und Unterhalt der 

Infrastruktur, Ausbauten sowie den 

bestellten Regionalverkehr stiegen 

aufgrund von höherem Unterhalt und 

Betrieb um 8,1 Prozent auf 2,666 Mil-

liarden Franken. Im Regionalverkehr 

erhöhte sich der Kostendeckungsgrad 

von 59 auf 61 Prozent; hier sind die 

Entgelte von Bund und Kantonen 

leicht gesunken, während das Ange-

bot leicht verbessert wurde. 

Die freien liquiden Mittel (Free Cash 

Flow) lagen bei 396 Millionen Franken 

(Vorjahr: minus 540 Millionen). Die 

verzinsliche Nettoverschuldung redu-

zierte sich auf 8,406 Milliarden Fran-

ken (Vorjahr: 8,796 Milliarden). Der 

Schuldendeckungsgrad, das heißt die 

verzinsliche Nettoverschuldung im 

Verhältnis zum EBITDA
17

, verbes-

serte sich auf 5,97 (Vorjahr: 7,47). 

Das Ergebnis des Personenverkehrs 

stieg auf 186 Millionen Franken (Vor-

jahr: 139 Millionen). Die Verkehrser-

träge des Personenverkehrs haben um 

4,3 Prozent auf 3,409 Milliarden Fran-

ken zugenommen. Gründe sind die ge-

steigerte Nachfrage auf der Gotthard-

achse sowie ein Wachstum bei den 

General- und Halbtaxabonnementen. 

SBB Immobilien erreichte mit 435 

Millionen Franken ein leicht höheres 

Ergebnis vor Ausgleichszahlungen 

(2016: 433 Millionen). Der Drittum-

satz an den 32 größten Bahnhöfen 

stieg um über 2,5 Prozent auf 1,627 

Milliarden Franken, während die 

Drittumsätze im Schweizer Detail-

handel rückläufig waren. 

SBB Cargo International konnte 

das Ergebnis trotz siebenwöchigem 

Streckenunterbruch in Rastatt verbes-

sern. Dagegen war der System-

Wagenladungsverkehr von SBB Car-

go Schweiz mit einem Minus von 

0,8 Prozent bei den beladenen Wagen 

leicht rückläufig, der kleinteilige und 

                                                 
17 „Earnings before interest, taxes, 

depreciation and amortization“, 

also der Gewinn vor Steuern, 

Zinsen und Abschreibungen. 

 
Bilanzmedienkonferenz der SBB am 20. März 2018 in Bern-Wankdorf. Von links: 

Christoph Hammer (Finanzvorstand), Monika Ribar (Verwaltungsratspräsidentin), 

Andreas Meyer (Vorstandsvorsitzender), Kathrin Amacker (Leiterin Kommunikation) 

Foto: © SBB CFF FFS / Keystone — Thomas Hodel. 
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unregelmäßige Einzel-Wagenladungs-

verkehr mit einem Minus von 14,5 

Prozent stark rückläufig. Diese Ten-

denz wird sich weiter verstärken. SBB 

Cargo musste mit 239 Millionen Fran-

ken einen deutlichen Jahresverlust 

hinnehmen (Vorjahr: plus 1 Million). 

Mit einer Wertberichtigung (189 Mil-

lionen Franken) einher geht ein Sa-

nierungs- und Weiterentwicklungs-

programm, um die Güterbahn fit für 

Partnerschaften zu machen. Siehe 

Bericht unten. 

SBB Infrastruktur hat die Produkti-

vität im Vergleich zum Vorjahr ge-

steigert. Die in der Leistungsverein-

barung 2017 bis 2020 vereinbarten 

Unterhaltsmengen sind mehrheitlich 

erreicht oder übertroffen worden. Das 

Jahresergebnis belief sich auf 100 Mil-

lionen Franken (Vorjahr: minus 103 

Millionen). Grund für das positive 

Jahresergebnis im abgeltungsberech-

tigten Netz ist nebst besserer Produk-

tivität die neue Leistungsvereinba-

rung, mit der die für den Unterhalt 

nötigen Mittel zur Verfügung gestellt 

werden. 

Der SBB Geschäfts- und Nachhaltig-

keitsbericht 2017 und der Jahresbe-

richt SBB Infrastruktur 2017 können 

heruntergeladen werden: 

https://company.sbb.ch. 

Weitere Sanierung 

bei SBB Cargo erforderlich 

SBB Cargo Schweiz hatte bereits in 

den vergangenen Jahren das Geschäft 

umfassend saniert und 2013, 2014 so-

wie 2016 wieder positive Ergebnisse 

geschrieben. Während SBB Cargo 

International das Ergebnis 2017 trotz 

der siebenwöchigen Streckenunter-

brechung in Rastatt verbessern konnte, 

ist aber die Nachfrage im Einzel-

wagenverkehr in der Schweiz einge-

brochen: Der System-Wagenladungs-

verkehr zwischen Schweizer Wirt-

schaftsräumen verzeichnete ein leich-

tes Minus von 0,8 Prozent, stark rück-

läufig war der Einzelwagenverkehr 

mit einem Minus von 14,5 Prozent. 

SBB Cargo Schweiz wird deshalb das 

Jahr 2017 mit einem operativen Ver-

lust von 37 Millionen Franken ab-

schließen und aufgrund der zu erwar-

tenden Geschäftsentwicklung eine 

Wertberichtigung im Umfang von 

189 Millionen vornehmen. 

Am 01. März 2018 informierte die 

SBB, wie ihre Güterbahn neu aufge-

stellt werden soll: Der System-Wagen-

ladungsverkehr zur Versorgung der 

Wirtschaftsräume soll gestärkt wer-

den. Im kleinteiligen, unregelmäßigen 

Einzelwagenverkehr sollen bis 2023 

rund 170 Bedienpunkte gemeinsam 

mit den Kunden auf Alternativen über-

prüft werden, mit dem Ziel 2020 wie-

der eine schwarze Null zu erreichen. 

Bis 2020 sollen 330 von heute 2200 

Stellen abgebaut werden. Die Mög-

lichkeiten der Automation und Digi-

talisierung will SBB Cargo aktiv 

nutzen und bis Ende 2023 rund 800 

Mitarbeitende weniger beschäftigen. 

Neben der natürlichen Fluktuation 

sollen 10 Millionen Franken in die 

Weiterbildung investiert werden. 

Am 02. Februar 2018 

wurde der Eppenbergtunnel 

durchschlagen 

Von Bernhard Studer, Igis, GdI-Orts-

gruppe Zürich/Ostschweiz 

In rund einem Jahr Bauzeit hat die 

Tunnelbohrmaschine den 2616 Meter 

langen bergmännisch erstellten Tunnel 

von Wöschnau nach Gretzenbach auf-

gefahren. Damit ist der doppelspurige 

Tunnel, östlich von Schönenwerd an 

der Strecke zwischen Aarau und 

Olten gelegen, im Rohbau fertigge-

stellt. Zusammen mit den beidseits 

anschließenden, im Tagebau erstellten 

Bauwerken wird der Eppenbergtunnel 

eine Länge von 3114 Metern aufwei-

sen. Wenn ihn zum Fahrplanwechsel 

Ende 2020 die SBB in Betrieb neh-

men, ist dies ein wichtiger Meilen-

stein für die durchgängig vierspurige 

Ost-West-Achse. 

Es war nicht geplant, dass die rund 

200 Gäste der Durchschlagsfeier den 

Bohrkopf mit dem imposanten Durch-

messer von 12,75 Metern nur zum 

Teil zu sehen bekommen haben. Das 

kam so: Entgegen dem Drehbuch 

wollte die am Stollenende bei Gretzen-

bach errichtete Spritzbetonmauer 

nicht in sich zusammenfallen. Statt-

dessen hat die Bohrmaschine die 

Mauer einfach vor sich hergescho-

ben! Als der oberste Teil der Mauer 

dann doch weggebrochen war, konn-

ten die Mineure die Bohrmaschine 

verlassen und in einen Hubkorb um-

steigen, in dem sie hinunter zu ihren 

Kollegen und den schmunzelnden 

Gästen gebracht wurden. Während-

 
Nach dem Durchschlag ist die Bedienungsmannschaft der Tunnelbohrmaschine 

durch den Schild gekrochen und in den Hubwagen geklettert. 

Unten warten die Kollegen, um sie in Empfang zu nehmen; 

Foto: Bernhard Studer. 

https://company.sbb.ch/de/medien/publikationen/geschaefts-nachhaltigkeitsbericht.html
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dessen hat ein Ingenieur der Tunnel-

baufirma hinter vorgehaltener Hand 

ganz leise gescherzt, die Mauer hätte 

wohl nie so gut gehalten und wäre 

schon zu Beginn in tausend Stücke 

zerbröselt, wäre sie von der Konkur-

renz erstellt worden… 

Die Tunnelbohrmaschine wird nun 

zerlegt, zurück zu ihrem Hersteller 

spediert und dort revidiert. Auf einer 

anderen Baustelle soll sie nochmals 

verwendet werden. 

Zuwächse 2017 im 

Kombinierten Verkehr 

Die RAlpin AG als Betreiberin der 

Rollenden Autobahn (Rola) blickte 

am 19. Januar 2018 auf ein solides 

Geschäftsjahr 2017 zurück. Rund 

109 000 Lkw wurden auf den Transit-

achsen über Gotthard und Lötschberg 

auf der Schiene befördert. Zudem 

erhielt sie erneut den Auftrag vom 

Bund, für weitere fünf Jahre (2019 bis 

2023) die Rola zu betreiben. 

Mit den rund 109 000 Lkw konnte 

2017 der Rekordwert aus dem Jahr 

2015 knapp gehalten werden, davon 

entfielen 100 000 Lkw auf die Stre-

cke Freiburg im Breisgau – Novara 

(Italien) und 9000 auf die Strecke 

Basel – Lugano; insgesamt ein Plus 

von 5,9 Prozent. 

Seit März 2017 ist in Freiburg das 

modernisierte Terminal in Betrieb. 

Eine 600 Meter lange, einspurige 

Straße ermöglicht es nun, die Lkw auf 

den Zug von Norden her zu fahren, 

dadurch entfällt das bisher nötige 

Wenden der Züge für den Weg durch 

die Alpen. 

Bei der Rola verladen die Fahrer ihre 

Lkw in den Terminals auf Niederflur-

tragwagen und reisen in einem Be-

gleitwagen mit. Aktionäre der RAlpin 

sind BLS AG, Hupac SA, SBB Cargo 

AG und Trenitalia SpA. 

Der Schweizer Kombi-Operateur 

Hupac informierte am 01. Februar 

2018 über sein Jahresergebnis 2017 

mit rund 763 000 Straßensendungen 

auf der Schiene (unbegleiteter Trans-

port). Das entspricht einem Plus von 

3,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 

Die 7-wöchige Sperrung der Rhein-

talstrecke schlug mit einem Verlust 

von über 30 000 Straßensendungen zu 

Buche. Von den 300 Zügen, welche 

Hupac normalerweise pro Woche über 

diese Strecke fährt, konnten weniger 

als ein Drittel umgeleitet werden. 

Dank der Einrichtung von zusätzli-

chen Zügen Basel – Italien und der 

Überbrückung der Unfallstelle via 

Rheinschifffahrt sowie kundenseitig 

organisierten Lkw-Brücken konnten 

Lösungen für rund die Hälfte der 

Transporte angeboten werden. 

Kurzmeldungen Schweiz 

Der Mobilfunkempfang in den 

Schweizer Zügen ist im internationa-

len Vergleich hervorragend, das hat 

die Fachzeitschrift „Connect“ erneut 

bestätigt. Dieses Resultat sah die SBB 

am 29. November 2017 als Bestäti-

gung ihrer Mobilfunkstrategie, ge-

meinsam mit den Schweizer Anbie-

tern für eine lückenlose Mobilfunk-

versorgung entlang der Bahnstrecken, 

Signalverstärkern in den Zügen und 

Gratis-WLAN an den Bahnhöfen zu 

sorgen. In internationalen Zügen will 

die SBB ab Januar 2018 schrittweise 

kostenloses WLAN einführen. 

Im Dezember 2017 führten SBB und 

Stadler auf der Bahn-2000-Strecke 

Bern – Olten Automatisierungstests 

durch: Ein Doppelstockzug wurde im 

Beisein des Lokführers mit einem 

neuen Fahrassistenzsystem automa-

tisch gebremst und beschleunigt. Das 

neue Fahrassistenzsystem baut auf 

dem bestehenden Zugsicherungssys-

tem European Train Control System 

(ETCS Level 2) sowie einem von der 

SBB entwickelten System für die 

energiesparende Fahrweise namens 

Adaptive Lenkung (ADL) auf. Die 

SBB hält aber für die sichere und 

pünktliche Abwicklung des Bahnbe-

triebs auch künftig den Lokführer 

erforderlich. 

 
Rollende Autobahn auf der Fahrt von Novara nach Freiburg bei Spiez, im Hintergrund der Thunersee mit Schweizer Alpen; 

Foto: RAlpin AG. 
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Im Dezember 2017 hat die Schweize-

rische Südostbahn (SOB) für die 

Strecke Basel / Zürich – Gotthard-

Panoramastrecke – Locarno / Luga-

no elf Fernverkehrstriebzüge bei 

Stadler bestellt. Ab Dezember 2020 

wird die SOB diese Linie unter einer 

Fernverkehrskonzession bei der SBB 

fahren. Für diese Leistungen wird die 

SOB von der SBB abgegolten. Durch 

diese Kooperation erhalten Kunden 

eine durchgängige Verbindung von 

Basel beziehungsweise Zürich über 

die Gotthard-Panoramastrecke ohne 

Umsteigen in Erstfeld. Eingesetzt wer-

den hochwertige Fernverkehrszüge 

aus der bestehenden Option zur er-

folgten Beschaffung für den Voral-

pen-Express. 

Am 01. Februar 2018 hat die SBB die 

Medien in Basel über den aktuellen 

Stand der Untersuchungen zu drei 

Entgleisungen von Personenzügen 

auf Bahnhofweichen im vergangenen 

Jahr informiert. Obwohl die Unter-

suchungen noch nicht abgeschlossen 

sind, werden nun Bahnhofweichen 

zusätzlich mit Messfahrzeugen befah-

ren, um ihren Zustand besser zu kon-

trollieren. Aufgrund der Ähnlichkeit 

der Entgleisungen in Luzern und Basel 

tauschte die SBB an diesen doppelten 

Kreuzungsweichen die Weichenzun-

genverschlüsse aus und will die kom-

pletten Weichen bis Ende 2019 erset-

zen. 

Am 12.Februar 2018 informierte das 

Bundesamt für Verkehr (BAV), dass 

nun die stark nachgefragten Daten zu 

den Haltestellen des öffentlichen 

Verkehrs sowie weitere Geodaten 

dauerhaft gebührenfrei als „Open 

Data“ bereitgestellt werden, auch als 

Beitrag zur Umsetzung der „Open 

Government Data“-Strategie des 

Bundesrats. 

Das BAV hat am 19. Februar 2018 

dem Unternehmen „Domo Swiss 

Express AG“ die Konzession für 

drei nationale Fernbuslinien erteilt: 

 Sankt Gallen – Zürich – Biel – 

Genf Flughafen 

 Zürich Flughafen – Basel – 

Luzern – Lugano 

 Chur – Zürich – Bern – Sitten. 

 

 

Die Busse sollen je ein- bis zweimal 

täglich in beide Richtungen verkehren, 

die Konzession ist bis Ende 2020 

gültig. (siehe Folge 110 der GRV-

Nachrichten, Seite 25f.). 

Am 21. Februar 2018 teilte das BAV 

mit, dass die Bundesgelder für den 

regionalen Personenverkehr für die 

Periode 2018 bis 2021 erstmals in 

Form eines Verpflichtungskredits 

(statt dem bisherigen Ausgaben-

plafond) bereitgestellt werden. Der 

Bundesrat hat die vom Parlament 

beschlossene Gesetzesänderung per 

01. März 2018 in Kraft gesetzt. 

Schifffahrt 

Leichter Rückgang im 

Hamburger Hafen 

im Jahr 2017 

Am 14. Februar 2018 informierte die 

Marketing-Gesellschaft des Hambur-

ger Hafens über die Ergebnisse des 

Jahres 2017. Danach ging der See-

güterumschlag in Hamburg, der die 

Segmente Stückgut und Massengut 

umfasst, leicht auf 136,5 Millionen 

Tonnen zurück (Vorjahr 138,7 Milli-

onen Tonnen). Auch der Container-

umschlag verringerte sich leicht von 

8,91 Millionen TEU („Twenty-foot 

Equivalent Unit“, also der Zahl von 

20-Fuß-Standardcontainern) auf 

8,82 Millionen TEU, verantwortlich 

dafür waren weniger leere Container. 

Dazu sagte Axel Mattern, Vorstand 

Hafen Hamburg Marketing: „Vor dem 

Hintergrund der noch ausstehenden 

Fahrrinnenanpassung und der weiter 

geltenden Wirtschaftssanktionen im 

für Hamburg bedeutenden Russland-

handel ist das Umschlagergebnis im 

Containersegment erwartungsgemäß“. 

Der Containerumschlag in Hamburg 

stagniert bereits seit mehreren Jahren 

und liegt unter den Mengen von 2013. 

Bei der Jahrespressekonferenz sagte 

Frank Horch, Senator für Wirtschaft, 

Verkehr und Innovation der Freien 

und Hansestadt Hamburg: „Wir müs-

sen uns mit Industrie 4.0, mit Digita-

lisierung beschäftigen und wie das die 

Lieferketten verändert. Wir müssen 

den Hafen so entwickeln, dass er an 

der Spitze der Bewegung steht. Der 

Hamburger Hafen muss ein Hafen 4.0 

werden. Wir werden die Infrastruktur 

ausbauen, die Fahrrinnenanpassung 

umsetzen und insgesamt für gute 

Rahmenbedingungen sorgen.“ 

Der Hamburger Hafen ist Deutsch-

lands größter Universalhafen mit einer 

Bruttowertschöpfung von 21,8 Milli-

arden Euro und sichert 156 000 Ar-

beitsplätze. Für das Jahr 2018 wird 

mit einer stabilen Entwicklung des 

Seegüterumschlags in Hamburg ge-

rechnet. 

Siehe auch die Fotos auf der dritten 

Umschlagseite! 

 
Die Entwicklung des Containerumschlags im Hamburger Hafen 

stagniert seit mehreren Jahren; 

Grafik: © Hafen Hamburg. 
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Seeverkehr 2017 

um 1,1 Prozent gestiegen 

Im Jahr 2017 nahm der Güterumschlag 

der Seeschifffahrt um 1,1 Prozent 

gegenüber dem Vorjahr zu. Nach 

Angaben des Statistischen Bundesam-

tes (Destatis) vom 29. März 2018 

wurden insgesamt 299,5 Millionen 

Tonnen Güter in deutschen Seehäfen 

umgeschlagen, 2016 waren es 296,3 

Millionen Tonnen. 

Der Containerumschlag lag 2017 bei 

15,1 Millionen TEU (Äquivalent zu 

20-Fuß-Standardcontainern). Gegen-

über dem Vorjahr ist dies eine Ab-

nahme um 0,5 Prozent. An der Spitze 

im Containerverkehr mit deutschen 

Seehäfen lag mit Abstand China 

(3,1 Millionen TEU), vor den USA 

(1,4 Millionen TEU) und Russland 

(0,7 Millionen TEU). 

Die Güterbeförderung der Binnen-

schifffahrt stieg im Jahr 2017 gegen-

über dem Vorjahr leicht um 0,6 Pro-

zent auf 222,7 Millionen Tonnen an, 

laut Destatis am 03. April 2018. 

Straßenverkehr 

Zwischenruf: Bringt endlich 

die Todesraser hinter Gitter! 

Wolfgang Dietrich Mann, Bochum 

Stellvertretender Vorsitzender und 

Geschäftsführer der GRV Gesellschaft 

für Rationale Verkehrspolitik e.V. 

Es ist Sonntag, der 23. Oktober 2011. 

Ich lasse mich mit einem Taxi vom 

Hauptbahnhof Mülheim an der Ruhr 

in den Stadtteil Saarn fahren, zu der 

Stelle wo der Ruhrhöhenweg
18

 die 

Bundesstraße 1 kreuzt. Zwei Fahr-

zeuge vor uns ein gemächlich fahren-

der silberfarbener Kombi, zwischen 

ihm und unserem Taxi ein roter Klein-

                                                 
18 Der Ruhrhöhenweg ist ein gut 240 

Kilometer langer Fernwanderweg des 

Sauerländischen Gebirgsvereins von der 

Ruhrquelle bei Winterberg bis Duisburg-

Neuenkamp (wenige Meter südlich der 

Mündung der Ruhr in den Rhein). Der 

wunderschöne Wanderweg verläuft dabei 

nur auf wenigen Abschnitten direkt am 

Ufer der Ruhr, ansonsten entlang der 

Berghänge rechts und links des Ruhrtals. 

wagen. Auf der Unteren Saarland-

straße kommt auf einmal in einer 

Kurve eine schwarze Luxuslimousine 

entgegen — extrem schnell, so schnell 

dass sie auf die Gegenfahrbahn gerät 

und frontal mit dem silberfarbenen 

Kombi zusammenstößt. Der unfall-

verursachende Fahrer wurde nur leicht 

verletzt, drei weitere Insassen bei ihm 

sowie zwei Mitfahrer im Kombi wur-

den schwerverletzt, der Fahrer des 

Kombis gar so schwer, dass er von 

der Feuerwehr aus dem Wrack heraus-

geschnitten und mit einem Rettungs-

hubschrauber in die Klinik geflogen 

werden musste. Als die Polizei mich 

tags darauf zu dem Unfall als Zeugen 

vernahm, war die erste gute Nachricht, 

dass dieser Fahrer inzwischen außer 

Lebensgefahr sei. Wäre der Kombi 

„einen Ticken“ schneller gefahren, 

hätte es vielleicht den Kleinwagen ge-

troffen (und da hätte es dann vermut-

lich Tote gegeben). Denn nicht alle 

Raser-Unfälle verlaufen so glimpflich, 

wie die nächsten Beispiele zeigen. 

Im Juli 2003 raste ein Testfahrer eines 

bekannten Limousinen-Herstellers mit 

250 Stundenkilometern über die Auto-

bahn A5 bei Rastatt. Er bedrängte mit 

seinem aggressiven Fahrverhalten eine 

Kleinwagen-Fahrerin, die gerade über-

holen wollte, so dass diese in Panik 

geriet, ihr Auto ruckartig nach rechts 

lenkte, dabei die Kontrolle über das 

Fahrzeug verlor und von der Autobahn 

abkam. Das Auto zerschellte unge-

bremst an einem Baum, die 21-jährige 

Fahrerin und ihre zwei Jahre kleine 

Tochter (die ordnungsgemäß in einem 

Kindersitz angeschnallt war), waren 

auf der Stelle tot. Der Fahrer beging 

Fahrerflucht, konnte aber von der 

Polizei ermittelt werde. In einem 

Indizienprozess wurde er zunächst 

wegen Fahrlässiger Tötung zu einer 

Freiheitsstrafe von eineinhalb Jahren 

ohne Bewährung (!) verurteilt, in der 

Berufung wurde das Strafmaß auf ein 

Jahr mit Bewährung reduziert. 

Bei einem (spontanen) illegalen Auto-

rennen auf dem Kölner Auenweg im 

April 2015 schleuderte einer der bei-

den Raser aus der Kurve und traf mit 

seinem Fahrzeug eine korrekt auf dem 

Radweg fahrende 19-jährige Fahrrad-

fahrerin, die dabei so schwer verletzt 

wurde, dass sie drei Tage später im 

Krankenhaus an den Unfallfolgen ver-

starb. Das Landgericht Köln verurteilte 

den Unfallverursacher zu zwei Jahren, 

den Mitraser zu einem Jahr und neun 

Monaten Freiheitsstrafe, beide Strafen 

wurden zur Bewährung ausgesetzt. In 

einem Revisionsprozess hob der Bun-

desgerichtshof diese beiden Urteile 

auf; das Strafmaß hielten die Bundes-

richter für angemessen, nicht jedoch 

die Aussetzung zur Bewährung. 

Im Februar 2016 rasten zwei Fahrer 

auf dem Berliner Kurfürstendamm 

und der Tauentzienstraße in einem 

spontanen Autorennen mit über Tempo 

150. Dabei überfuhren sie eine rote 

Ampel nach der anderen — bis einer 

der beiden in einen korrekt bei Grün in 

die Kreuzung einbiegenden Gelände-

wagen krachte — dessen 69-jährige 

Fahrer erlag noch an der Unfallstelle 

seinen Verletzungen. Die Staatsan-

waltschaft versuchte in diesem Fall 

ein Exempel zu statuieren, und klagte 

die beiden Raser wegen Mordes an. 

Das Landgericht Berlin folgte dem 

Antrag und verurteilte die beiden zu 

lebenslanger Freiheitsstrafe. Der 

Bundesgerichtshof hob dieses Urteil 

nun auf, weil es am Nachweis des 

Vorsatzes mangele; die Raser hätten 

sich zwar vorsätzlich ein (verbotenes) 

Rennen geliefert, seien aber davon 

ausgegangen, dass nichts passiere (sie 

hätten sich selbst überschätzt). Da 

auch für den Straftatbestand des Tot-

schlags Vorsatz Voraussetzung ist, 

dürfte in dem nun neu anzusetzenden 

Verfahren nur noch Fahrlässige 

Tötung zur Debatte stehen. 

Dieses Urteil zeigt eine eklatante 

Lücke in unserem Strafrecht. Raser, 

die vorsätzlich und rücksichtslos das 

Leben anderer Menschen gefährden, 

wurden bis dato solchen Fällen gleich-

gestellt, in denen aus Versehen, zum 

Beispiel durch eine kleine Unacht-

samkeit, ein Mensch ums Leben kam. 

Der Gesetzgeber hat bereits durch 

einen neuen Paragrafen 315d „Verbo-

tene Kraftfahrzeugrennen“ im Straf-

gesetzbuch eine leichte Verschärfung 

eingeführt. Illegale Autorennen sind 

nunmehr nicht nur eine Ordnungs-

widrigkeit, sondern auch eine Straftat 

und können damit mit einer Geldstrafe 

oder einer Freiheitsstrafe bis zu zwei 

Jahren geahndet werden. Auch ext-

reme Raserei Einzelner (also ohne ein 

Rennen mit weiteren beteiligten Fahr-
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zeugen), sowie die Organisation sol-

cher Rennen sind entsprechend straf-

bar. Besteht in einem Fall die konkrete 

Gefährdung von „Leib oder Leben“ 

von Unbeteiligten (oder fremder „Sa-

chen von bedeutendem Wert“), kann 

eine Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahre 

verhängt werden. Und im letzten Ab-

satz (5) des neuen Paragrafen heißt es: 

„Verursacht der Täter in den Fällen 

des Absatzes 2 durch die Tat den Tod 

oder eine schwere Gesundheitsschä-

digung eines anderen Menschen oder 

eine Gesundheitsschädigung einer 

großen Zahl von Menschen, so ist die 

Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr 

bis zu zehn Jahren, in minder schweren 

Fällen Freiheitsstrafe von sechs Mo-

naten bis zu fünf Jahren. 

Für die oben beschriebenen Fälle kann 

das neue Gesetz jedoch nicht ange-

wandt werden, da es erst am 01. Ok-

tober 2017 in Kraft trat, und eine 

rückwirkende Anwendung von Straf-

gesetzen aus guten verfassungsrecht-

lichen Gründen nicht zulässig ist. 

Gleichwohl bleibt auch das neue Ge-

setz sehr milde. Es geht nun nicht da-

rum, Autofahrer die auf einer Ausfall-

straße, schon außerhalb des bebauten 

Bereichs und vor einem weit außen 

stehenden Ortsschild, mit Tempo 59,5 

(„50 Stundenkilometer plus 19 Prozent 

Mehrwertsteuer“) geblitzt werden, zu 

kriminalisieren. In solchen Bagatell-

fällen reicht das übliche Verwarnungs-

geld von 15 Euro aus, wenn die Polizei 

im Einzelfall es nicht gar mit einer 

mündlichen Ermahnung bewenden 

lässt. Es geht um die rücksichtslosen 

Raser, die vorsätzlich das Leben an-

derer Menschen gefährden. Wer bei-

spielsweise eine Überschwemmung 

herbeiführt (Paragraf 313 Strafgesetz-

buch) „und dadurch Leib oder Leben 

eines anderen Menschen oder fremde 

Sachen von bedeutendem Wert ge-

fährdet“ muss für ein bis zehn Jahre 

hinter Gitter (bei Raserei maximal 

fünf Jahre). Und nicht jeder Brand-

stifter beabsichtigt den Tod eines 

anderen Menschen (oftmals ist Ver-

sicherungsbetrug das Motiv), aber 

wenn der Täter durch Brandstiftung 

„wenigstens leichtfertig den Tod eines 

anderen Menschen [verursacht], so ist 

die Strafe lebenslange Freiheitsstrafe 

oder Freiheitsstrafe nicht unter zehn 

Jahren (Paragraf 306c Strafgesetz-

buch). Was bei Raserei die Höchst-

strafe ist, ist bei Brandstiftung die 

Mindeststrafe! 

Daneben ist es unverständlich, dass 

bei solch gefährlichen Gegenständen, 

wie es hochmotorisierte Autos sind, 

nicht längst technische Sicherungs-

einrichtungen vorgeschrieben sind, 

die das von der Raserei ausgehende 

Risiko deutlich mindern könnten. So 

wäre es nach dem Stand der Technik 

problemlos möglich, satellitengestützt 

(es muss nicht immer GPS sein — 

mittlerweile gibt es auch Galileo) das 

Tempo auf den Wert zu begrenzen, 

der im jeweiligen Straßenabschnitt 

maximal zulässig ist. Man benötigt 

diese Tempodrosseln bestimmt nicht 

für jeden Kleinwagen, wo der Fahr-

zeugpreis auch darüber mitentscheidet, 

ob finanziell nicht so gut ausgestattete 

Personen überhaupt an der Auto-

Mobilität teilhaben können. Aber für 

hochmotorisierte Fahrzeuge — bei-

spielsweise für Fahrzeuge mit einer 

Leistung von mehr als 100 Kilowatt 

pro Tonne Fahrzeugleergewicht — 

wären diese Geräte sehr wohl ange-

bracht. 

Brennergipfel will Güter vom 

Lkw auf die Bahn verlagern 

Bei der derzeit von Tirol praktizierten 

sogenannten Blockabfertigung wird 

die Einfahrt von Lkw nach Österreich 

in Kufstein-Nord dosiert, so dass sich 

die Lkw über viele Kilometer auf 

bayerischem Boden stauen. Diese um-

strittene Maßnahme sorgte in Bayern 

und beim Lkw-Gewerbe für großen 

Ärger. Wegen der Beeinträchtigung 

des freien Warenverkehrs ist es auch 

ein Thema für die EU geworden. 

Um eine Lösung zu erarbeiten, fand 

unter Federführung des EU-Koordi-

nators für den Korridor Skandinavien 

– Mittelmeer Pat Cox am 05. Februar 

2018 in München mit den Verkehrs-

ministern aus Italien, Österreich und 

Deutschland sowie Vertretern von 

Bayern, Tirol, Südtirol und Trentino 

ein erster Brennergipfel statt. Danach 

sollen deutlich mehr Güter im Brenner-

transitverkehr von der Straße auf die 

Schiene verlagert werden. Bis zu 

einem zweiten Gipfel im Juni in 

Innsbruck sollen dafür konkrete Maß-

nahmen erarbeitet und anschließend 

rasch umgesetzt werden. An der 

Blockabfertigung von Lkw wird Tirol 

vorerst aber festhalten. 

Bayerns Innen- und Verkehrsminister 

Joachim Herrmann begrüßte das Er-

gebnis: „Wir haben uns darauf ver-

ständigt, kurzfristig mehr Güter auf 

die Schiene zu bringen, um den Bren-

ner-Straßentransit zu entlasten“. Noch 

in diesem Jahr sollen auf der Rollen-

den Landstraße (Rola) auf der Schiene 

weitere Kapazitäten geschaffen und 

mit den drei Bahnen in Deutschland, 

Österreich und Italien weitere konkrete 

Konzepte für die Verlagerung von der 

Straße auf die Schiene erarbeitet 

werden. Hermann sieht ausreichende 

Kapazitäten für eine kurzfristige 

Steigerung des Güterverkehrs auf der 

Schiene mit doppelt so vielen Güter-

zügen pro Tag auf der Brenner-Zulauf-

strecke auf bayerischer Seite. 

Deutliche Meinungsverschiedenheiten 

gibt es weiterhin beim Thema Block-

abfertigung, dazu Herrmann: „Ich 

halte die Blockabfertigung für inak-

zeptabel, sie verlagert das Problem 

anstatt es zu lösen. Es verschlimmert 

die Belastungen für die Menschen 

und die Umwelt auf der bayerischen 

Seite.“ 

Oberleitungs-Lkw 

keine realistische Lösung 

für den Klimaschutz 

Der Verband Deutscher Verkehrs-

unternehmen (VDV) sieht es als 

falsch an, dem Oberleitungs-Lkw eine 

zentrale Rolle in den Konzepten zu 

einer Klimawende im Verkehr zuzu-

weisen. „Der Oberleitungs-Lkw ist 

keine realistische Alternative, um im 

Transportgewerbe in Sachen Klima-

schutz voran zu kommen. Von Kon-

zepten, die weder technisch, finanzi-

ell noch europaweit politisch tragfä-

hig sind, sollte man lieber gleich die 

Finger lassen“, so VDV-Vizepräsi-

dent Joachim Berends am 18. De-

zember 2017. 

Der VDV beschäftigt sich als Fach-

verband für technische Normung und 

Standardisierung im öffentlichen 

Verkehr seit langer Zeit intensiv mit 

Antriebstechniken sowohl bei Bussen 
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als auch bei elektrischen Schienen-

fahrzeugen. Oberleitungsbetrieb von 

Lkw auf Autobahnen ist nach Ansicht 

der Experten extrem teuer und ökolo-

gisch ineffizient. In einem Fakten-

check hat der Verband die wichtigs-

ten Punkte zum Oberleitungs-Lkw 

zusammengefasst: 

 Ein Gleichstromnetz für Lkw auf 

Autobahnen benötigt auf gleicher 

Länge etwa zwanzigmal mehr 

„Unterwerke“ (Einspeisestellen 

für den Fahrstrom) als eine Eisen-

bahn. Für die Elektrifizierung aller 

Autobahnen müssten mehr als 

6000 Unterwerke gebaut werden. 

 Für die Anbindung der Unterwerke 

an Umspannwerke und an das 

Hochspannungsnetz werden tau-

sende von Kilometern an Stark-

stromleitungen benötigt. 

 Die Fahrleitung für den Lkw er-

fordert im Gegensatz zur Eisen-

bahnen zwei Fahrdrähte mit gro-

ßem Querschnitt. Die Masten 

müssten diese Last über den 

Standstreifen hinweg stabil stüt-

zen. Das bedeutet eine massive 

Bauweise und hohe Kosten. 

 Um die zusätzliche Stromnach-

frage zu bedienen, sind zusätzliche 

spitzenlastfähige Kraftwerke er- 

forderlich. Nach einer Studie des 

Fraunhofer-Instituts für System- 

und Innovationsforschung (ISI) 

läge der Gesamtenergieverbrauch 

bei einer Elektrifizierung aller 

Autobahnen bei 36 Milliarden 

Kilowattstunden (36 Terawatt-

stunden). 

 Oberleitungs-Lkw benötigen 

einem zweiten Antrieb, um außer-

halb der elektrifizierten Auto-

bahnen fahren zu können; ferner 

müssten alle elektrischen Kompo-

nenten anders als bei Batteriefahr-

zeugen aufwendig isoliert werden. 

Das macht die Fahrzeuge teurer 

und schwerer, was die Nutzlast 

reduziert, außerdem wird die 

Ökobilanz verschlechtert. 

 Da der Transportmarkt keine 

nationalen Grenzen mehr kennt, 

und es in den Nachbarstaaten bis-

lang keine Absicht gibt, die Auto-

bahnen zu elektrifizieren, ist ein 

nationaler Alleingang sinnlos. 

Die GRV schließt sich der Meinung 

des VDV zur Elektrifizierung von 

Autobahnen an. Sinnvoll ist hingegen 

die Elektrifizierung weiterer Eisen-

bahnstrecken und der Einsatz der 

Elektromobilität bei Lkw im Kurz-

streckenverkehr. 

Luftfahrt 

Luftfahrt im Jahr 2017 

mit starkem Wachstum 

Von den 24 größten Verkehrsflug-

häfen in Deutschland traten im Jahr 

2017 knapp 118 Millionen Passagiere 

eine Flugreise an. Das ist ein neuer 

Höchstwert seit Beginn der Auf-

zeichnungen. Wie das Statistische 

Bundesamt am 22. Februar 2018 

weiter mitteilte, hat sich das jährliche 

Wachstum mit plus 5,1 Prozent 

nochmals gesteigert (Vorjahr: plus 

3,4 Prozent). 

Der Flugverkehr mit dem Ausland, 

auf den etwa vier Fünftel aller Ein-

steiger entfallen, hat sich mit einer 

Steigerung von 6,5 Prozent auf 93,9 

Millionen Passagiere stärker erhöht 

als der gesamte Flugverkehr. Die 

Passagiere mit einem Ziel im Inland 

blieben mit 23,7 Millionen dagegen 

nahezu konstant. 

Ziele ins europäische Ausland ver-

zeichneten ein Plus von 6,0 Prozent 

auf 73,3 Millionen Fluggäste. Spanien 

war mit 14,1 Millionen Passagieren 

weiterhin die beliebteste Destination. 

Der Interkontinentalverkehr konnte 

mit 20,6 Millionen Einsteigern seine 

Wachstumsrate auf 8,4 Prozent stark 

steigern (Vorjahr: plus 0,5 Prozent). 

Destinationen in Asien verzeichneten 

5,4 Prozent mehr Passagiere. Nach 

Amerika flogen 3,6 Prozent mehr 

Fluggäste. Der Flugverkehr nach 

Afrika erlebte mit einem Anstieg um 

35,2 Prozent auf 3,2 Millionen Passa-

giere einen Boom. 

Der Bundesverband der Deutschen 

Luftverkehrswirtschaft in Berlin 

(BDL) informierte am 01. Februar 

2018 in seiner Jahresbilanz 2017 auch 

über weltweite und europäische Zah-

len. Danach ist der weltweite Passa-

gierluftverkehr im Jahr 2017 gegen-

über dem Vorjahr um 7,6 Prozent 

gewachsen (2016: 6,3 Prozent). 

Ursächlich dafür war vor allem ein 

höheres Wirtschaftswachstum. Die 

Auslastung lag bei 81, 4 Prozent. In 

Europa ist der Luftverkehr mit 

8,2 Prozent noch stärker gewachsen 

und erreichte eine Auslastung von 

83,9 Prozent. 

 
Im Juni 2016 ging der erste „E-Highway“ auf einer öffentlichen Straße in Betrieb. Auf 

einem zwei Kilometer langen Autobahnabschnitt der E16 nördlich von Stockholm wird für 

die nächsten zwei Jahre ein Siemens-Oberleitungssystem für Lkw getestet. Dabei kommen 

zwei Diesel-Hybrid-Fahrzeuge des Fahrzeugherstellers Scania zum Einsatz, die in 

Zusammenarbeit mit Siemens für den Einsatz unter der Oberleitung angepasst wurden. Mit 

dem zweijährigen Testbetrieb möchten die schwedische Transportbehörde Trafikverket und 

der Regierungsbezirk Gävleborg Erkenntnisse darüber sammeln, ob sich das Siemens-E-

Highway-System für eine zukünftige dauerhafte kommerzielle Nutzung und einen weiteren 

Ausbau eignet. Denn das Land hat ehrgeizige Umweltziele ausgerufen: Schwedens 

Transportsektor soll bis 2030 unabhängig von fossilen Brennstoffen sein. 

Quelle:  www.siemens.com/presse / Foto: © Scania CV AB. 

http://www.siemens.com/presse
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Der weltweite Luftfrachtverkehr 

nahm im Jahr 2017 um 9,0 Prozent 

zu. Die größten Märkte sind dabei 

Europa – Asien und USA – Asien. 

Auch bei der Fracht lag das europäi-

sche Wachstum mit 11,8 Prozent über 

dem globalen Durchschnitt, was vor 

allem auf hohe Exportaktivitäten 

zurückzuführen ist. Da die Nachfrage 

schneller stieg als das Angebot, stieg 

die Auslastung auf 45,5 Prozent. 

Die GRV bedauert den starken An-

stieg des Luftverkehrs im Jahr 2017, 

der den Zielen des Klimaschutzes 

widerspricht. Die UN-Sonderorga-

nisation für die Internationale Zivil-

luftfahrt (ICAO, International Civil 

Aviation Organization) hat bisher 

völlig unzureichende Beschlüsse 

getroffen: Falls die Kohlendioxid-

emissionen von Fluggesellschaften 

2021 höher sind als 2020, dürfen 

Emissionseinheiten gekauft werden, 

verpflichtend wird dieserAusgleich 

aber erst ab 2027. 

Postwesen 
Seit 1893, also seit 125 Jahren, sorgen 

zwei Zahnradbahnen, die Schynige 

Platte-Bahn und die Wengernalpbahn, 

dafür, dass wir die Pracht der Berg-

welt des Berner Oberlandes im Som-

mer wie im Winter genießen können. 

Die Schynige Platte-Bahn führt auf 

einer gut 7 Kilometer langen Strecke 

von Wilderswil bei Interlaken auf den 

Aussichtsberg Schynige Platte, mit 

Panoramablick auf Brienzersee, 

Thunersee, und das bekannte Berge-

Trio Eiger, Mönch und Jungfrau. Die 

Wengernalpbahn schließt in Lauter-

brunnen und Grindelwald an die 

Berner Oberland-Bahn an und führt 

auf zwei Strecken mit zusammen gut 

19 Kilometern Streckenlänge zur 

Kleinen Scheidegg; dort besteht An-

schluss zur Jungfraubahn aufs Jung-

fraujoch. Außer dem Anschluss von 

Wengen ans öffentliche Verkehrsnetz 

dient die Wengernalpbahn ausschließ-

lich touristischem Verkehr. 

Die Schweizer Post würdigt beide 

Jubilare mit je einer 100-Rappen-

Briefmarke, die am 01. März 2018 

erschienen. Die Briefmarken sind in 

zwei Kleinbogen erhältlich, die zu-

sammen die Form eines Reisetage-

buchs ergeben: Auseinandergelegt 

scheinen sie von Ringen zusammen-

gehalten zu werden. Den Hintergrund 

bildet das einzigartige Panorama von 

Eiger, Mönch und Jungfrau. 

  

Bildnachweis: © Post CH AG. 

In Deutschland erscheint am 03. Mai 

2018 eine 70-Cent-Briefmarke mit 

Düsseldorfer Rheinbrücken. In der 

nordrhein-westfälischen Landeshaupt-

stadt führen sieben Brücken über den 

Rhein, 6 Straßenbrücke und die 4-

gleisige Eisenbahnbrücke Hamm. 

Drei der Straßenbrücken, die Rhein-

kniebrücke, die Oberkasseler Brücke 

und die Theodor-Heuss-Brücke, bil-

den ein in dieser Form einmaliges 

und weltbekanntes Brückenensemble. 

Bei den Bauwerken wurde ein seiner-

zeit neues und innovatives Konstruk-

tionsprinzip, das Prinzip der Schräg-

seilbrücke, in großem Maßstab umge-

setzt. Die Entwicklung dieser heute 

weit verbreiteten Bauweise ist durch 

die Düsseldorfer Brückenfamilie 

maßgeblich beeinflusst worden. Die 

Düsseldorfer Rheinbrücken gelten 

deshalb als technisch und gestalte-

risch herausragende Beispiele für den 

deutschen Nachkriegsbrückenbau. 

Leider ist das Verfahren in Deutsch-

land, eine Genehmigung zur Abbil-

dung von Briefmarken zu bekommen, 

sehr kompliziert (Herausgeber ist das 

Bundesfinanzministerium). Auf der 

Internetseite des Ministeriums steht 

aber eine Unterseite „Briefmarken-

sammlung zur Verfügung, auf der die 

Motive betrachtet werden können: 

www.bundesfinanzministerium.de. 

Literatur 

CER veröffentlicht 

Jahresbericht 2017 

Die Gemeinschaft der Europäischen 

Bahnen und Infrastrukturgesellschaf-

ten CER (Community of European 

Railway and Infrastructure Compa-

nies) hat beim European Railway 

Award am 20. Februar 2018 (siehe 

Bericht auf Seite 6) den Jahresbericht 

2017 verteilt. 

Zur CER gehören 73 Eisenbahnun-

ternehmen, ihre nationalen Verbände 

sowie Infrastrukturgesellschaften und 

Rollmaterialvermieter. Damit werden 

in der EU, EFTA und bei EU-

Beitrittskandidaten 73 Prozent des 

Eisenbahnnetzes, 77 Prozent des 

Schienengüterverkehrs und 93 Pro-

zent des Schienenpersonenverkehrs 

abgedeckt. Die CER vertritt die Inte-

ressen ihrer Mitglieder gegenüber den 

Verantwortlichen der EU und vertei-

digt die Schiene als Rückgrat eines 

wettbewerbsfähigen und nachhaltigen 

Verkehrssystems in Europa. 

Der reich illustrierte Jahresbericht 

befasst sich auch mit der Marktent-

wicklung des Personen- und Güter-

verkehrs bis Mitte 2017 und wird 

durch verkehrswirtschaftliche Zahlen 

der Mitglieder für 2016 abgerundet. 

Der 48-seitige „Annual Report 2017“ der 

CER kann heruntergeladen werden: 

www.cer.be. 

Veranstaltungen 

Mobilität wohin? 

Umsteuern mit und ohne 

Diesel — Zeithorizont 2020. 

Perspektiven zu Gesundheit, 

Ökologie, Recht und Technik 

Unter diesem Thema hatte die Evan-

gelische Akademie Bad Boll am 27. 

und 28. November 2017 in Koopera-

tion mit dem kirchlichen Dienst in der 

Arbeitswelt (KDA) und mit dem Lan-

desnaturschutzverband Baden-Würt-

temberg (LNV) zu einer Tagung ein-

geladen. Diese sollte einen Beitrag zur 

Transformationsdiskussion leisten. 

Die Tagung befasste sich insbesondere 

mit der Frage, was kurzfristig und 

mittelfristig geschehen muss, um 

Entwicklungspfade in die Zukunft 

weg von der übergroßen Abhängig-

keit vom Diesel aufzuzeigen. 

Auf einige der Referate wird kurz 

eingegangen. Martin Lange vom 

Umweltbundesamt betonte, dass der 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Bilder/Bildstrecken/Sondermarken/Programm_2018/1805_Europa_Bruecken.html?showFacetYear=true&resultsPerPage=20&folder=%2Fbmf%2FContent%2FDE%2FBilder%2FBildstrecken%2FSondermarken%2F*&showFacetCategoryUnterthemen=true&baseDocType=IMGObject
http://www.cer.be/sites/default/files/publication/CER_Annual-Report_2017.pdf
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gesamte Produktlebenszyklus bezüg-

lich der Umweltwirkung immer be-

deutender wird, wie beispielsweise 

für Elektrofahrzeuge aber auch für 

alternative Kraftstoffe. Elektrofahr-

zeuge sind bei der Klimawirkung 

schon gleichauf mit den Verbren-

nungsmotoren, mit zunehmendem 

Anteil der Erneuerbaren Energien 

sollte ein Vorteil entstehen. 

Wolfgang Arnold, Vorstandssprecher 

der Stuttgarter Straßenbahnen AG, 

informierte über Lösungsbeiträge des 

ÖPNV am Beispiel der Stadt Stuttgart 

und zeigte den Weg zum emissions-

freien Busverkehr auf: Ab 2018 Auf-

bau einer Lade-Infrastruktur, 2019 

Batteriebus und 2021 Batteriebus mit 

Brennstoffzellen-Range-Extender. 

Dr. Wolf Engelbach, Ministerium 

für Verkehr Baden-Württemberg, sah 

folgende Ansatzpunkte für wirksame 

Maßnahmen zum Klimaschutz: 

1. Kleinere Fahrzeuge und langsa-

mere Geschwindigkeiten 

2. Höhere Pkw-Nutzungskosten und 

bessere Auslastung 

3. Vermeidung durch Infrastruktur 

und Entscheidung 

4. Verlagerung auf zu Fuß, Rad und 

öffentliche Verkehrsmittel. 

Helen Lückge vom Forum Öko-

logisch-Soziale Marktwirtschaft for-

derte preisliche Anreize so zu setzen, 

dass umweltbelastende Mobilitäts-

formen im Verhältnis zu nachhaltiger 

Mobilität teurer werden. Die Typen 

von ökonomischen Instrumenten sind: 

 Steuern/Abgaben und Emissions-

handel: Preisanreize direkt sicht-

bar in Verbraucherpreisen und 

Transportkosten 

 Subventionsabbau: Beseitigung 

umweltschädlicher Subventionen 

und damit perverser Anreize 

 Förderinstrumente/Prämien: ein-

malige Zahlungen mit Einfluss 

auf das Kaufverhalten. 

Susanne Nusser, Städtetag Baden-

Württemberg, lehnte Fahrverbote 

grundsätzlich ab und nannte einige 

Alternativen zum Gesundheitsschutz 

der Bevölkerung. 

Am Ende der Tagung verabschiede-

ten die Teilnehmer mehrheitlich die 

Resolution „Schadstoffeintrag 

durch Pkws wirksam begrenzen“. 

Auszüge daraus: 

Bei der Reduktion der Kohlendioxid-

Emissionen muss endlich auch der 

Verkehr substantielle Beiträge leisten. 

Bisher ist es nicht gelungen, die Koh-

lendioxid-Emissionen des Verkehrs 

zu senken. Technische Effizienzge-

winne wurden durch Zunahme der 

Verkehrsleistung und immer größeren 

Autos kompensiert. Um hier eine 

Umkehr zu erreichen, sind wesentlich 

weitergehende Maßnahmen nötig als 

bisher. Preissignale beim Autokauf 

und beim Treibstoffpreis müssen ge-

setzt werden und kontinuierlich stei-

gen, um die tatsächlichen Kosten und 

Schäden des Verkehrs abzubilden. 

Der öffentliche Verkehr braucht er-

heblich mehr Investitionen als in der 

Vergangenheit. Er muss hierfür fi-

nanziell deutlich besser ausgestattet 

werden, entweder aus Steuermitteln 

oder über Abgaben. Mit einer Erhö-

hung der Mineralölsteuer um 10 Cent 

pro Liter oder einer gleichwertigen 

Kohlendioxid-Steuer könnten die 

Tarife im öffentlichen Verkehr flä-

chendeckend halbiert werden. Mit 

einer weiteren stufenweisen Erhö-

hung um insgesamt zirka 12 Cent 

könnten dringend notwendige Investi-

tionen wie zum Beispiel die Elektrifi-

zierung von Bahnstrecken zeitnah 

finanziert werden. Ziel muss ein Qua-

litäts- und Zuverlässigkeitsstandard 

wie in den Nachbarländern Schweiz 

und Österreich werden. 

Es ist beschämend, dass gerade 

Deutschland auf EU-Ebene Fort-

schritte bei den Emissions- und Ver-

brauchsstandards der Fahrzeuge ver-

hindert hat. Im Sinne einer nachhalti-

gen Verkehrspolitik sollte auch die 

Forderung nach einem allgemeinen 

Tempolimit auf Autobahnen von 130 

Stundenkilometern und 80 auf Land-

straßen aufgegriffen werden. 

Wer wagt, gewinnt: 

Dritte VöV-Konferenz 

Von Urs Wili, GdI-Ortsgruppe 

Mittelland / Jura (Bern) 

Unter diesem Motto stand die dritte 

Konferenz des schweizerischen Ver-

bandes öffentlicher Verkehr VöV 

vom 07. März 2018. Während die erste 

Tagung aufgezeigt hatte, wohin der 

Weg in den nächsten dreissig Jahren 

führen könnte, behandelte die zweite 

Tagung Fragen der Digitalisierung als 

Erfolgsfaktoren für die Steigerung der 

Effizienz, politische Randbedingun-

gen, Kundenbeziehungen und die 

Chancen im Busbetrieb durch auto-

matisches Fahren und Akkumulatoren. 

An dieser dritten Veranstaltung stand 

nun die Umsetzung der Innovationen 

im Vordergrund. 

Multimodale Mobilität ist gefragt, um 

die komplette Beförderungskette von 

Haus zu Haus abzudecken und die 

Grenzen des öffentlichen Verkehrs 

auszuweiten. One journey — one 

ticket ist dank Swiss-Pass und Swiss-

ID ein erreichbares Nahziel zur Ver-

einfachung des Zugangs zum öffent-

lichen Verkehr. Im einleitenden Refe-

rat unterstrich Norbert Schmass-

mann, der neue Präsident des VöV 

und Direktor der Verkehrsbetriebe 

Luzern, den Willen der öV-Branche, 

die Mobilität der Zukunft mitzuge-

stalten. Industrie, Verkehrsunterneh-

men und Politik müssen zusammen-

arbeiten. Kleine agile Unternehmen 

brauchen die nötigen Ressourcen, um 

Innovationen anstossen zu können für 

die in grossen Unternehmen die Ent-

scheidungswege zu lang sind. 

Andreas Büttiker, seit 23 Jahren 

Direktor der Baselland Transport AG 

BLT, zeigt den in Zusammenarbeit 

mit der SBB gedrehten Film Custo-

mer Journey öV Schweiz, der die 

Reiselandschaft im Jahr 2020 schil-

dert: Auch spontanes Reisen ist ein-

fach, die Reisenden werden am Platz 

mit dem über eine App bestellten 

Kaffee bedient und am Zielbahnhof 

wartet das vorausbestellte Elektro-

Fahrrad. 

In die Mobilitäts-Beförderungskette 

müssen auch Linienbusse und Ruf-

bus-Anbieter einbezogen werden. 

Anne Mellano, Gründungsmitglied 

der Lausanner start-up-Firma bestmile 

stellte eine cloud-basierte Software 

vor, die autonome und von Menschen 

gesteuerte Fahrzeuge jeder Bauart 

optimal leiten kann. Nach der ver-

schlüsselten Übermittlung des Fahrt-

auftrags an das Fahrzeug erfüllt die-

ses seine Mission autonom und gegen 

Hacker-Angriffe geschützt. 



40 GRV-Nachrichten Folge 111 • April 2018 

Den ökonomischen Nutzen autono-

men Fahrens und die mögliche Ent-

wicklung in den nächsten Jahrzehnten 

versuchte Professor Emilio Frazzoli 

von der ETH Zürich abzuschätzen. 

Autonomous Mobility on demand 

dürfte die Zahl der in einer Stadt ver-

kehrenden Fahrzeuge um etwa 60 Pro-

zent reduzieren und — auf Schweizer 

Verhältnisse berechnet — jährlich 

mehr als fünfzig Milliarden Schweizer 

Franken einsparen. Er erwartet, dass 

bis 2040 drei Viertel der Strassen-

fahrzeuge in den USA autonom 

fahren werden und dass ab 2060 von 

Menschen gelenkte Fahrzeuge nur 

noch eingeschränkt verkehren dürfen. 

Andreas Meyer, Vorstand der SBB 

und Mitglied des Beirats Digitale 

Transformation, betonte die Bedeu-

tung einer Open Data Policy in der 

Mobilität der Zukunft. Die Daten 

müssen absolut vertraulich behandelt 

werden; niemand soll erfahren können, 

wer mit wem zu welchem Zweck wo- 

hin reist. Besser als eine Datenbank 

der Schwarzfahrer sei ein Dankeschön 

an die besten Kunden. 

Auch der Direktor des Bundesamtes 

für Verkehr, Peter Füglistaler, unter-

strich die Bedeutung multimodaler 

Mobilität und die Notwendigkeit, dass 

der Bund die dazu nötigen Rahmen-

bedingungen schaffe. «Ich mache 

selbstverständlich nie Politik», betonte 

er, «aber ich äussere meine Meinung, 

wo die Politik vielleicht noch keine 

hat». Bis Ende 2018 will das BAV 

die Vorlage zur Öffnung des öV-Ver-

triebs in Vernehmlassung geben und 

einen Massnahmenplan für die Erhe-

bung und Öffnung der Kerndaten 

erstellen. 

Eine lebhafte Fragerunde und eine 

überraschende Gesangseinlage des 

Vokalensembles ardent unterstrichen 

einerseits mit prägnanten Voten, 

anderseits emotional und non verbal 

die Bedeutung der harmonischen 

Zusammenarbeit aller Mobilitätsan-

bieter. In vier Workshops wurden die 

Optimierung der Pendlerflüsse, 

schweizweites automatisches Ticke-

ting, die Zusammenarbeit von Wirt-

schaft und Wissenschaft sowie Inno-

vation im Güterverkehr noch vertieft. 

In seinem Schlusswort gab Ueli 

Stückelberger, Direktor des VöV, 

den 28. März 2019 als Datum der 

nächsten öV-Tagung bekannt. 

16. Europäischer Verkehrs-

kongress der EPTS am 

24. und 25. September 2018 

in Warschau 

Die Europäische Plattform der Ver-

kehrswissenschaften (EPTS) lädt zum 

16. Europäischen Verkehrskongress 

(ETC) am 24. und 25. September 

nach Warschau ein. Gemeinsam mit 

der Warsaw School of Economics 

und der University of Szczecin wird 

im Rahmen der 14. Eurotrans Con-

ference das Thema „Mobility and 

European Transport Space“ (Mobili-

tät und Europäischer Verkehrsraum) 

im Mittelpunkt stehen. Auf der Tagung 

werden wissenschaftliche Vorträge 

und Präsentationen hochrangiger 

internationaler Experten vor rund 

300 Teilnehmern erwartet. 

Professor Boguslaw Liberadzki, Vize-

präsident des Europäischen Parlaments 

und wissenschaftlicher Leiter der 

Tagung: „Die europäische Mobilität 

ist eine große Herausforderung für die 

Verantwortlichen der Verkehrspolitik 

und Wissenschaftler, für die Bürger 

und die Wirtschaft. Sie hat eine her-

ausragende Bedeutung für die Lebens-

qualität und den Wettbewerb. Daher 

ist dieser Kongress dem Thema „Mo-

bility and European Transport 

Space”” gewidmet. 

Die EPTS ist ein nicht gewinnorien-

tierter Zusammenschluss verkehrs-

wissenschaftlicher Vereinigungen 

und größeren Hochschulinstitute aus 

allen Ländern Europas mit den Zielen 

der Verständigung, des Austausches, 

der wissenschaftlichen Fortbildung 

und der Nachwuchsförderung. Diesen 

Organisationen gehören aktuell über 

10 000 Mitglieder an. Auf dem ETC 

wird jährlich der Europäische Fried-

rich-List-Preis für Nachwuchswissen-

 
SBB-Vorstandsvorsitzender Andreas Meyer: 

„Lieber ein Dankeschön an die besten Kunden als eine Schwarzfahrerdatenbank“; 

Foto: Thomas Hodel. 
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schaftler verliehen. Neben dem ETC 

ist die EPTS auch Partner einer Reihe 

nationaler verkehrswissenschaftlicher 

Tagungen („EPTS Partner Congress 

— EPC“), die gemeinsam einen jähr-

lichen inhaltlichen Zyklus bilden. 

Neben der Tätigkeit in den Ländern 

Europas betreibt die EPTS gegenüber 

den Europäischen Institutionen Lobby-

arbeit für die Verkehrswissenschaften. 

Weitere Informationen: www.epts.eu; 

Kontakt: office@epts.eu. 

Im Deutschland 

der zwei Bahnen 

Unter diesem Titel wird im DB Mu-

seum in Nürnberg nach zweijähriger 

Schließung und völliger Neugestal-

tung dieser Teil der Dauerausstellung 

ab dem 07. Juni 2018 wieder zu sehen 

sein. Über 600 Exponaten zeigen die 

bundesweit größte Schau zur deutsch-

deutschen Verkehrsgeschichte von 

1945 bis zum Mauerfall 1989. Vier 

Jahrzehnte standen sich in Deutsch-

land zwei einander feindliche Gesell-

schaftssysteme gegenüber. Die politi-

schen Gegensätze prägten auch die 

Rolle der Eisenbahn und führten zu 

einer unterschiedlichen Sicht auf 

Verkehr und Mobilität. 

Mit den legendären Dieseltriebzügen 

„TransEuropExpress“ und „Vindo-

bona“ werden ab Juli 2018 zudem 

zwei Legenden der Schiene erstmals 

gemeinsam auf dem Museumsgelände 

zu sehen sein. Beide Züge waren 

wegweisend für die Entwicklung des 

Schienenverkehrs der 1950er und 

1960er Jahre in Ost und West. 

Bei der Vorstellung des Jahrespro-

gramms für 2018 am 31. Januar gab 

Museumsdirektor Dr. Oliver Götze 

auch einen Rückblick auf 2017. Ins-

gesamt 214 300 Besucher kamen in 

die drei Sammlungen. Aufgrund von 

Sanierungsarbeiten im Nürnberger 

Stammhaus wurden mit 165 798 

Gästen (2016: 189 143) weniger 

Besucher gezählt. Demgegenüber 

konnten die beiden Depotstandorte 

Koblenz und Halle erneut ein Besu-

cherplus verzeichnen: Nach Koblenz 

kamen rund 36 000 Gäste und damit 

so viele wie nie zuvor (2016: 35 000). 

Das DB Museum in Halle an der 

Saale konnte 10 600 Besucher be-

grüßten. 

Hintergrund: Bereits im Jahr 1882 

als eisenbahntechnische Sammlung 

gegründet, ist das DB Museum heute 

das älteste Eisenbahnmuseum der 

Welt. Unter dem Dach der Deutsche 

Bahn Stiftung hält es die deutsche 

Eisenbahngeschichte aller Epochen 

lebendig. Über 200 000 Besucher aus 

der ganzen Welt besuchen jedes Jahr 

das Stammhaus des DB Museums in 

Nürnberg und die beiden Schaudepots 

in Koblenz und in Halle an der Saale. 

Weitere Informationen: 

www.dbmuseum.de. 

Personalia 
Jeannine Pilloud hat am 01. Januar 

2018 die neue Aufgabe als „SBB 

Delegierte für öV-Branchenentwick-

lung“ übernommen. Toni Häne, 

davor Leiter Verkehr, übernahm ihre 

frühere Aufgabe der Leitung des SBB 

Personenverkehrs. Häne ist nun auch 

Mitglied der Konzernleitung. 

Cem Özdemir (Bündnis 90 / Die 

Grünen) ist seit 31. Januar 2018 neuer 

Vorsitzender des Ausschusses für 

Verkehr und digitale Infrastruktur des 

Bundestags. Er folgt auf Martin 

Burkert (SPD), der den Ausschuss in 

der vergangenen Wahlperiode geleitet 

hat. 

Andreas Scheuer (CSU) ist seit 14. 

März 2018 neuer Minister für Ver-

kehr und digitale Infrastruktur. Er 

folgt auf Alexander Dobrindt, der 

das Ministerium bis zum 24. Oktober 

2017 geleitet hat. Bis zur Regierungs-

neubildung hatte Landwirtschafts-

minister Christian Schmidt (CSU) 

die Amtsgeschäfte übernommen. 

Parlamentarische Staatssekretäre sind 

Enak Ferlemann (CDU), der dieses 

Amt bisher schon innehatte, und 

Steffen Bilger (ebenfalls CDU). Die 

bisherige Parlamentarische Staats-

sekretärin Dorothee Bär (CSU) 

wechselte als Staatsministerin für 

Digitalisierung ins Bundeskanzler-

amt. Der bisherige Parlamentarische 

Staatssekretär Norbert Barthle 

(CDU) hat diese Aufgabe nun im 

Bundesentwicklungshilfeministerium. 

Neuer (beamteter) Staatssekretär ist 

Guido Beermann (CDU), bisher 

Abteilungsleiter im Bundesgesund-

heitsministerium. Die zweite Staats-

sekretärsstelle war bei Drucklegung 

der GRV-Nachrichten offiziell noch 

vakant. Die beiden bisherigen Staats-

sekretäre Rainer Bomba und Michael 

Odenwald (beide CDU) wurden in 

den einstweiligen Ruhestand versetzt. 

Daniel Landolf, Leiter Postauto AG 

und Mitglied der Konzernleitung der 

Schweizerischen Post, nutzt per 30. 

April 2018 die Möglichkeit des vor-

zeitigen Ruhestands. 

Frankfurts Flughafenchef Stefan 

Schulte wird zum 01. Juli 2018 neuer 

Präsident des Flughafenverbands 

ADV (Arbeitsgemeinschaft Deutscher 

 
Der Eingang des DB Museums in der Lessingstraße in Nürnberg; 

Foto: DB Archivbild / Mike Beims. 

http://www.epts.eu/
mailto:office@epts.eu
http://www.dbmuseum.de/
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Verkehrsflughäfen). Er folgt auf 

Michael Kerkloh (Flughafen Mün-

chen), der das Amt derzeit kommissa-

risch ausübt. 

Der bisherige Vorstandsvorsitzende 

der SBB Cargo International AG 

Michail Stahlhut wechselt im August 

2018 zum Kombi-Operateur Hupac. 

Sein Nachfolger wird Sven Flore, der 

als Berater für Eisenbahnunternehmen 

tätig war. 

Supplement zu den 

GRV-Nachrichten 
Die GRV-Nachrichten sprengen regel-

mäßig den angestrebten Rahmen von 

zirka 36 Seiten. Dabei wurde bisher 

schon häufig eine gewisse Anzahl 

fertig geschriebener Artikel gelöscht, 

um den Rahmen einigermaßen einzu-

halten. 

Wir haben uns daher entschieden, 

zusätzlich zu den weiterhin gedruck-

ten Folgen der GRV-Nachrichten 

Supplemente herauszugeben, die als 

Pdf-Datei auf unserer Internetseite 

www.GRV-Nachrichten.de veröffent-

licht werden. 

Supplemente können zu beliebigen 

Terminen erscheinen. In jeder Folge 

der gedruckten GRV-Nachrichten 

listen wir auf, welche Supplemente 

seit der letzten Folge der GRV-Nach-

richten erschienenen sind. Leser, die 

keinen Internet-Zugang haben, oder 

einzelne oder alle Supplemente lieber 

in gedruckter Form haben möchten, 

können bei der GRV Ausdrucke zum 

Selbstkostenpreis bestellen. 

Seit der letzten Folge der GRV-Nach-

richten sind folgende Supplemente 

erschienen und können von unserer 

Internetseite heruntergeladen werden: 

111a: Am 25. Januar 2018 präsentierte 

DB-Infrastrukturvorstand Ronald 

Pofalla auf dem Symposium „Wett-

bewerb und Regulierung“ in Berlin 

das Zukunftsprogramm „Digitale 

Schiene Deutschland“. Rund 250 

Experten aus der europäischen Ver-

kehrsbranche, aus Politik und Ver-

bänden diskutierten das Vorhaben. 

111b: In seiner Stellungnahme vom 

29. Januar 2018 unterstützt der Netz-

beirat der DB Netz AG den „Aktions-

plan Vegetation“ der DB. Ergänzend 

dazu hat der Verband Deutscher Ver-

kehrsunternehmen (VDV) einen kon-

kreten Umsetzungsvorschlag in Form 

eines Gesetzentwurfs vorgelegt (siehe 

dazu auch den Bericht zum „Aktions-

plan Vegetation“ auf Seite 23). 

111c: „Ein neuer Aufbruch für Europa 

— Eine neue Dynamik für Deutsch-

land — Ein neuer Zusammenhalt für 

unser Land“: Der Koalitionsvertrag 

zwischen CDU, CSU und SPD vom 

07. Februar 2018 im Wortlaut; die 

den Verkehr betreffenden Passagen 

sind farblich markiert (siehe dazu 

auch den Bericht auf Seite 7). 
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Mit verbesserter Infrastruktur und Digitalisierung macht sich der Hamburger Hafen zukunftsfähig. 

Siehe dazu auch den Bericht auf Seite 34. 

Oben: Die neue Rethe-Bahnklappbrücke wurde im Dezember 2017 für den Verkehr freigegeben. 

Foto: © Hafen Hamburg / Christian Bruch. 

Unten: Der Massengutumschlag erreichte 2017 mit 44,7 Millionen Tonnen ein Ergebnis auf Vorjahresniveau. 

Das Segment Greifergut erzielte mit 23,5 Millionen Tonnen sogar ein Rekordergebnis. 

Foto: © Hafen Hamburg / Michael Lindner. 

 



 

44 GRV-Nachrichten Folge 111 • April 2018 

Vierte Umschlagseite: Anzeige Econex 


